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Aufsätze

Die Gemeinde SH 2/2026

In den vergangenen Jahren erfolgte der 

Situationsbericht des Landesgeschäfts-

führers stets orientiert an den wichtigsten 

Sachthemen, die die Geschäftsstelle des 

SHGT in den vergangenen zwölf Monaten 

beschäftigt hatten. Der diesjährige Situa-

tionsbericht ist ganz anders aufgebaut 

und soll anhand von wenigen Überschrif-

ten die Strategie erläutern, mit der wir die 

Interessen der Gemeinden verfolgen und 

die Gemeinde- und Amtsverwaltungen 

unterstützen.

Dabei greift auch dieser Situationsbericht 

diejenigen Schritte und Initiativen auf, die 

in den vergangenen zwölf Monaten ergrif-

fen wurden.

Wir stärken unsere 

Kampagnenfähigkeit

Der SHGT ist ein „Mitmach-Verband“. Da-

mit unsere Arbeit erfolgreich ist, brauchen 

wir Informationen aus der Praxis und die 

breite Rückendeckung der Gemeinden 

für unsere Positionen. Besonders mit zwei 

Aktionen konnten wir das sehr erfolgreich 

erreichen. 

So haben wir im Frühjahr 2025 erstmals 

eine Haushaltsumfrage des SHGT durch-

geführt. Ziel war es, valide Einschätzun-

gen der Gemeinden zur Entwicklung der 

Finanzlage im Jahr 2025 zu erreichen. 

Gezielt haben wir die Haushaltsumfrage 

so angelegt, dass keine Zahlen abge-

fragt werden und daher auch keine auf-

wändigen Recherchen zu deren Beant-

wortung notwendig sind. Vielmehr geht 

es uns um die Einschätzung zu Trends 

und Perspektiven. Dank des großen En-

gagements unserer Amts- und Gemein-

deverwaltungen haben wir Rückmeldun-

gen für über 560 Gemeinden erhalten. 

Damit haben wir einen äußerst repräsen-

tativen Blick auf die Entwicklung der 

kommunalen Finanzlage. Das Ergebnis 

hat Herr Karstens in einem ausführlichen 

Aufsatz in der „Gemeinde“ veröffentlicht 

und wir haben es auch mit info-intern den 

Mitgliedern zur Verfügung gestellt. Diese 

Haushaltsumfrage wollen wir nun jährlich 

wiederholen und damit auch in der Lage 

*  Erweiterte Textfassung des Situationsberichts 2025 
 des Landesgeschäftsführers im Rahmen der Dele-
 giertenversammlung des SHGT am 28. November 
 2025 in Neumünster.

Situationsbericht 2025

Jörg Bülow, Landesgeschäftsführer des SHGT*

sein, Entwicklungslinien aufzuzeigen.

Im Sommer 2025 haben wir dank einer 

Initiative von Bürgermeister Daniel Am-

brock einen Bürgermeisterbrief zum The-

ma der hybriden Teilnahme an kommuna-

len Sitzungen (Sitzungsteilnahme per Ton- 

Bild-Übertragung) an die Gemeinden 

verschickt und unter die Petition an die 

Politik in kürzester Zeit 465 Unterschriften 

von ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeistern erhalten. Diese Initia-

tive haben wir an die Landtagsfraktionen 

und die Landesregierung übermittelt und 

das hat mit dazu beigetragen, dass wir 

unsere Forderung nach einer Aufhebung 

der pflichtigen Stufe dieser Reform, die ab 

2027 geplant war, durchsetzen konnten.

All dies war nur möglich mit der großen 

Unterstützung der Amts- und Gemeinde-

verwaltungen. Dafür sagen wir sehr herz-

lich „danke!“. Dieses Engagement aus 

der Mitgliedschaft des SHGT heraus ist 

eine entscheidende Voraussetzung dafür, 

dass wir unsere Kampagnenfähigkeit 

stärken können.

Wir bauen Service und 

Hilfestellungen für die 

Kommunalverwaltungen aus

Neben der Durchsetzung politischer For-

derungen zur Stärkung der kommunalen 

Handlungsfähigkeit ist es eine sehr wichti-

ge Säule unserer Arbeit, die Kommunen 

und ihre Verwaltungen bestmöglich bei 

der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstüt-

zen. Dies streben wir insbesondere durch 

die Verfügbarmachung hochwertiger 

Fachinformationen und die Erstellung 

konkreter Arbeitshilfen an. 

Onlinesprechstunden des SHGT

Mit der Onlinesprechstunde des SHGT 

haben wir jüngst ein völlig neues Veran-

staltungsformat in Form von Videokonfe-

renzen entwickelt Zu einem aktuellen 

praxisrelevanten Thema laden wir die 

besten Experten zu einem Referat ein und 

es können Fragen gestellt werden. Nach 1 

bis 1 ½ Stunden wird die Sprechsunde 

beendet. Im Jahr 2025 haben 4 Online-

sprechstunden zu verschiedenen Fach-

themen stattgefunden, zu 2 weiteren in 

den kommenden Tagen wurde bereits 

eingeladen und wir werden dieses Format 

weiter nutzen. Es verursacht keinerlei 

Reise- oder sonstigen Kostenaufwand 

und ist auch zeitlich äußerst effizient. 

Wir haben aber auch zahlreiche Fachver-

anstaltungen in Präsenz durchgeführt, 

einige davon mit mehreren Partnerver-

bänden und Institutionen. Zu nennen sind 

insbesondere

• Die 16. Klima- und Energiekonferenz 

 des SHGT, um die sich maßgeblich 

 Herr Kiewitz kümmert

• Das 9. Forum Recht der kommunalen 

 Wirtschaft, ein vom SHGT gemeinsam 

 mit der CAU entwickeltes Tagungsfor-

 mat, ebenfalls mit sehr hochkarätigen 

 Vorträgen

• 2 Fortbildungsveranstaltungen der von 

 uns mit entwickelten Qualifizierungs-

 initiative Abwasser mit insgesamt fast 

 200 Teilnehmern

• Eine Fachtagung des SHGT zum The-

 ma Gesundheitsversorgung und Kran-



39Die Gemeinde SH 2/2026

 kenhausreform, die Herr Plietzsch or-

 ganisiert hat

• Als Mitveranstalter des Schleswig-Hol-

 steinischen Vergaberechtstages ge-

 meinsam mit diversen Partnern

• Als Mitveranstalter des Fachforums 

 Kommunalfinanzen, gemeinsam mit 

 dem Kämmererverband und weiteren 

 Partnern

• Als Mitveranstalter bzw. Partner diver-

 ser Fachtagungen im Rahmen der 

 NordBau in Neumünster

• Als Mitveranstalter des 3. Fachtages 

 Bildung

• Als Mitveranstalter der Fachtagung 

 „Korruptionsprävention“ 

Als weitere Beispiele für Service und Hilfe-

stelllugen möchte ich nennen:

• Das vom SHGT gemeinsam mit den 

 anderen Kommunalen Landesverbän-

 den getragene Wärmekompetenzzen-

 trum hat bereits zahlreiche Arbeits-

 hilfen und Musterdokumente zur kom-

 munalen Wärmeplanung für die Ge-   

 meinden erstellt.

• Wir haben erstmals seit über zwei Jahr-

 zehnten wieder eine neue Muster-Ge-

 schäftsordnung für Gemeindevertre-

 tungen in ehrenamtlich verwalteten 

 Gemeinden herausgegeben. Hierfür 

 danken wir sehr herzlich Herrn Amtsdi- 

 rektor Frank Wulff.

• Erneut haben wir den Kommunalver-

 waltungen das sehr stark nachgefragte 

 Berechnungstool von Herrn Karstens 

 für die kommunale Haushaltsplanung 

 bereitgestellt.

• Der von den Kommunen getragene IT-

 Verbund Schleswig-Holstein (ITVSH) 

 hat einen neuen Newsletter speziell zur 

 künstlichen Intelligenz herausgegeben,

 der bereits in mehreren Ausgaben er-

 schienen ist.

Wir setzen die Digitalisierung der 

Verbandsarbeit fort

Besonders wichtig ist uns, für die Ver-

bandsarbeit die Chancen der Digitalisie-

rung konsequent zu nutzen und so auch 

unsere eigene Arbeitsweise zu moderni-

sieren. Auch das Jahr 2025 haben wir in 

diesem Sinne für eine Weiterentwicklung 

genutzt. So wird das für den Dateiaus-

tausch und die Kommunikation geeignete 

SHGT-Netzwerk inzwischen von mehreren 

Kreisverbänden und von den Bürgervor-

steherinnen und Bürgervorstehern zur 

Kommunikation genutzt. Ganz neu ist 

unser Schritt in die sozialen Medien, für 

den sich Frau Rehder besonders einge-

setzt hat. Inzwischen ist der SHGT mit 

einem eigenen Kanal auf Instagram ver-

treten und wird dort künftig regelmäßig 

über seine Arbeit informieren. Alle Mitglie-

der des SHGT sind herzlich eingeladen: 

„folgen Sie uns!“

Wir sorgen für Lösungen im Sinne 

der Kommunen

So vielfältig die kommunalen Aufgaben 

sind, so vielfältig ist der Bedarf, im Kontakt 

zur Politik, zu Ministerien und zu anderen 

Behörden für die richtigen politischen 

Weichenstellungen oder für praxisnahe 

Lösungen in Verwaltungsverfahren zu sor-

gen. 

Folgende Beispiele aus den vergangenen 

Monaten möchte ich nennen: 

Mit dem Einwegkunststofffonds will die 

Bundesregierung den Kommunen finan-

zielle Mittel als Kompensation für deren 

Aufwand zur Beseitigung von Plastikab-

fällen zur Verfügung stellen, die er zuvor 

von den Herstellern einsammelt. Leider 

hat sich der Bund hierfür ein extrem büro-

kratisches Verfahren ausgedacht. So soll 

sich zum Beispiel jede Gemeinde von 

unterschiedlichen Landesbehörden be-

stätigen lassen, dass sie bestimmte Auf-

gaben der Straßenreinigung, Müllbeseiti-

gung, Grünflächenpflege etc. hat. Wir ha-

ben hierfür beim Umweltministerium ein 

Verfahren erreichen können, mit dem die 

Gemeinden in Schleswig-Holstein keiner-

lei Anträge auf irgendwelche Bescheini-

gungen stellen müssen. Stattdessen ha-

ben wir allen Gemeinden eine Bestäti-

gung ihrer Berechtigung in Listenform zur 

Verfügung gestellt, die die Landesregie-

rung abgezeichnet hat. 

Als Ergebnis diverser Gespräche mit der 

Landesregierung stellt das Land den Kom-

munen künftig eine landesweit einheitliche 

Software für Wahlverfahren zur Verfügung. 

Das ist zwar auch mit einer Nutzungs-

pflicht für diese Software verbunden. Aber 

die Lizenzkosten trägt das Land. 

Verhandlungen mit dem Land

Besonders hervorzuheben sind sicherlich 

die Ergebnisse zweier sehr intensiver 

Verhandlungsprozesse mit der Landesre-

gierung. Am 17. Juni 2025 konnten wir mit 

dem Ministerpräsidenten ein sehr unbü-

rokratisches Verfahren für die Nutzung 

der Gelder aus dem Sondervermögen 

Infrastruktur und Klimaneutralität des 

Bundes erreichen. Das Geld wird den 

Gemeinden mit pauschalen Budgets zur 

Verfügung gestellt. Außerdem haben wir 

in dieser Vereinbarung die Zusage des 

Landes erreicht, dass das sehr stark 

überzeichnete Investitionsprogramm 

Ganztagsausbau vom Land vollständig 

ausfinanziert wird. 

Vier Wochen später haben wir am 15. Juli 

2025 weitere wichtige Verhandlungser-

gebnisse mit dem Ministerpräsidenten 

erzielt. Gegenstand hierbei insbesondere 

ein sehr unbürokratischer Erstattungsme-

chanismus für die Betriebskosten der 

Kommunen durch die Ganztagsschulen, 

der ab Inkrafttreten des Rechtsanspruchs 

auf Ganztagsbetreuung zum 1. August 

2026 greift. Außerdem haben wir erreicht, 

dass die Einführung der Teilnahme an 

kommunalen Sitzungen per Ton-Bild-

Übertragung in der freien Entscheidungs-

hoheit der Kommunen bleibt.

Wir lassen nicht locker

Es gibt politische Themen, die uns schon 

sehr lange beschäftigen und ihrer Natur 

nach ein „Bohren dicker Bretter“ erfor-

dern. Wir bleiben bei diesen Themen am 

Ball und lassen uns auch nicht davon 

entmutigen, dass Lösungen nur in kleinen 

Schritten möglich sind. 

Besonders intensiv beschäftigt haben uns 

in jüngster Zeit natürlich die Kommunalfi-

nanzen. Die dramatisch schlechte Haus-

haltsentwicklung der Kommunen ist na-

türlich ein entscheidender Schwerpunkt 

unserer Arbeit. So haben wir nicht nur 

zahlreiche politische Gespräche im Land 

geführt und setzen das Thema über den 

Deutschen Städte- und Gemeindebund 

auf die Berliner Tagesordnung. Gemein-

samen mit den kommunalen Schwester-

verbänden haben wir z. B. ein eigenes 

Einsparkonzept für den Landeshaushalt 

zur Vermeidung von Einsparmaßnahmen 

zu Lasten der Kommunen erstellt (leider 

vergebens) und konkrete Vorschläge zur 

Stärkung der kommunalen Position in der 

Landesverfassung vorgelegt. 

Als einen weiteren Teil der Antwort auf die 

starke Einschränkung der kommunalen 

Handlungsmöglichkeiten nicht nur in 

finanzieller Hinsicht haben wir nach einer 

ersten Initiative 2024 gemeinsam mit den 

anderen kommunalen Landesverbänden 

in diesem Jahr eine neue, sehr umfangrei-

che Initiative zur Aufgabenreduzierung 

und zum Bürokratieabbau sowie für mehr 

Handlungsfreiheiten unternommen. Wir 

haben hierfür 253 Vorschläge an die Lan-

desregierung übermittelt. Dies zeigt, wie 

sehr die Gesetzgeber in Brüssel, Berlin 

und Kiel durch immer mehr Detailregelun-

gen und bürokratische Verfahren die 

Kommunen einengen. Die Landesregie-

rung greift diesen Prozess offensiv auf 

und hat uns zugesagt, alle Vorschläge zu 

überprüfen und zu bearbeiten. 
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Weniger Bürokratie, mehr 

Handlungsfreiheiten

Zu einigen aktuellen sehr bürokratischen 

Vorgaben durch die Europäische Union 

haben wir uns schriftlich an die Landesre-

gierung mit dem Ziel gewandt, die 

schlimmsten Auswirkungen auf die Kom-

munen zu verhindern.

Auch für eine Lockerung, wenn nicht 

Aufhebung der viel zu starken Einschrän-

kungen gemeindlicher Entwicklungsmög-

lichkeiten durch die Landesplanung, 

insbesondere in den Bereichen Wohnen, 

Gewerbe und Feuerwehrhäuser im Au-

ßenbereich, setzen wir uns weiter ein und 

erreichen auch kleine Fortschritte. 

Ein Schwerpunkt in den vergangenen 

Wochen war die aus dem Ruder gelaufe-

ne Bürokratie bei der Förderung im ländli-

chen Raum. Wir haben zahlreiche aktuelle 

Probleme an das Landwirtschaftsministe-

rium herangetragen und auch Gespräche 

auf Staatssekretärsebene geführt. 

Und schließlich ist auch unser „Routine-

geschäft“ im Zusammenspiel mit Landes-

ministerien und Landtag zu erwähnen. 

Der SHGT wird zu allen Rechtsvorschrif-

ten und Landtagsverfahren angehört, die 

kommunale Belange berühren. Dies hat 

im Jahr 2023 zu 263, im Jahr 2024 zu 187 

und im Jahr 2025 zu 190 Anhörungsver-

fahren geführt. In jedem dieser Anhö-

rungsverfahren prüfen wir den Gesetzent-

wurf etc. auf dessen Auswirkungen auf die 

Kommunen und geben dazu eine Stel-

lungnahme mit Lob, Kritik und eigenen 

Vorschlägen gegenüber dem Ministerium 

oder dem Landtag ab. Dies erfolgt in über 

85% der Fälle gemeinsam mit den ande-

ren kommunalen Landesverbänden.

190 Anhörungsverfahren

Schließlich möchte ich als ein besonderes 

Highlight des Jahres 2025 erwähnen, 

dass unsere Verbandszeitschrift „Die 

Gemeinde“ im Oktober 2025 erstmals 

vollständig auf Plattdeutsch erschienen 

ist. Dies dürfte es bei einer juristischen 

Fachzeitschrift überhaupt noch nie gege-

ben haben. Während seit über 10 Jahren 

Herr Kiewitz verlässlich für ein äußerst 

hohes fachliches Niveau der Zeitschrift 

sorgt, hatte die Redaktion für diese 

besondere Ausgabe Frau Rehder inne. 

Nahezu alle wichtigen Akteure der Förde-

rung des niederdeutschen in Schleswig-

Holstein und zwei bekannte Künstler sind 

mit einem Beitrag vertreten.

Ausblick auf 2026

Natürlich darf an dieser Stelle auch ein 

Ausblick auf wichtige Aufgaben und 

Schwerpunkte der kommenden Wochen 

und des Jahres 2026 nicht fehlen. Es 

stehen uns viele spannende Themen be-

vor und wir haben schon einige weitere 

konkrete Vorhaben geplant. 

So werden wir in Kürze erstmals nach 

langer Zeit wieder Mustersatzungen für 

die verschiedenen Formen der Abwasser-

beseitigung und für die Trinkwasserver-

sorgung veröffentlichen. 

Zur Umsetzung der Selbstüberwachungs-

verordnung (SÜVO) arbeiten wir an einer 

aktualisierten Neuauflage unseres be-

währten Arbeitsheftes. 

Zwischen Bund und Ländern steht eine 

Einigung auf die zweite Auflage des Digi-

talpakts Schule bevor, auf dessen Grund-

lage es Bundesmittel für die digitale Aus-

stattung der Schulen geben wird. Mit dem 

Bildungsministerium werden wir Gesprä-

che über die konkrete Ausgestaltung 

führen. Dabei fordern wir eine pauschale 

Weitergabe der Mittel nach Schülerzahlen 

an die Schulträger.

Weitere wichtige Aufgabenblöcke oder 

politische Entscheidungen der kommen-

den Monate werden zum Beispiel sein: 

• Die Verabschiedung des Digitalisie-

 rungsbeschleunigungsgesetzes durch

 den Landtag

• Diverse Änderungen des Kommunal-

 verfassungsrechts

• Die Verabschiedung des Ersten Büro-

 kratieentlastungsgesetzes durch den 

 Landtag

• Der Wiederaufbau der Zivilen Verteidi-

 gung

• Die Umsetzung des Sondervermögens

 Infrastruktur und Klimaneutralität ein-

 schließlich der Klärung noch wichtiger 

 offener Verfahrensfragen mit dem Land

• Die Umsetzung des Kostenerstattungs-

 verfahrens für die Betriebskosten des 

 schulischen Ganztags

• Denkbare Reformen in den Bereichen 

 schulische Assistenz und Schulbeglei-

 tung

• Bessere Rahmenbedingungen für die 

 Schulsozialarbeit

• Die Umsetzung energiepolitischer Ge-

 setze des Bundes

Auf Bundesebene ist mit spannenden Re-

formvorhaben zu rechnen, insbesondere 

unter den Überschriften „Staatsmoderni-

sierung“ und „Reform des Sozialstaates“.

Ein großes Dankeschön

Alles, was ich genannt habe, haben wir 

nur als Gemeinschaft erreichen können, in 

der viele ihren Beitrag geleistet haben. 

Ich danke zunächst sehr herzlich allen 

Damen und Herrn Kreisverbandsge-

schäftsführern des SHGT. Unsere elf 

Kreisgeschäftsführer sind nicht nur eine 

unverzichtbare Stütze für die Kreisvorsit-

zenden, sondern auch ein entscheiden-

des Scharnier zwischen der Landesge-

schäftsstelle und den Mitgliedern des 

SHGT. Für Ihren Einsatz zusätzlich zur 

hauptberuflichen Aufgabe ganz herzli-

chen Dank! 

Der weitere Dank gilt den Mitgliedern des 

Landesvorstandes und den Vorsitzenden 

der Fachausschüsse, an der Spitze unse-

rem Landesvorsitzenden Thomas Schreit-

müller und den beiden stellvertretenden 

Landesvorsitzenden Thomas Keller und 

Ulrich Hardtke. Der Landesvorstand hat 

eine exzellente Diskussionskultur und 

kommt immer zu klaren Beschlüssen und 

Weichenstellungen. Diese Richtungswei-

sung und Rückendeckung sind für uns als 

Geschäftsstelle eine entscheidende Stüt-

ze. Der Landesvorstand kommuniziert 

intensiv miteinander, neben einer jährli-

chen zweitägigen Klausurtagung und 4-5 

weiteren Präsenzsitzungen hat sich seit 

dem Beginn des Ukrainekrieges ein sehr 

dichter Rhythmus von alle 3-4 Wochen 

stattfindenden Videokonferenzen des 

Landesvorstandes bewährt.

Und schließlich gilt mein besonderer 

Dank dem Team in der Geschäftsstelle 

des SHGT. Alles was ich berichten konnte, 

ist nur möglich, weil alle Kolleginnen und 

Kollegen mit Herzblut für die Gemeinden 

bei der Sache sind, sich sehr für ihre 

jeweilige Aufgabe engagieren und sich 

als Team verstehen. Und daher danke ich 

sehr herzlich Frau Petereit, Frau Wieben, 

Frau Blumberg, Frau Pekgür, Frau Rehder 

sowie den Herren Karstens, Kiewitz, Am 

Wege, Plietzsch und Lange für die tolle 
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*  Der Autor ist Rechtsanwalt sowie Fachanwalt für 

 Vergaberecht und Partner der CURACON Recht 

  GmbH in Rendsburg; zudem ist er apl. Professor 

  für öffentliches Recht an der Universität Halle-Wit-

 tenberg und Pastor.
1  Zur Herkunft und Verwendung des Schriftlichkeits-

 prinzips im römischen Recht vgl. etwa Kaser, 

 Römisches Privatrecht, 20. Aufl. 1996, S. 102 f.
2  Vgl. zum Transparenzgebot im Vergaberecht 

 grundlegend EuGH, Urt. v. 7.12.2000 – C-324/98 

 (Telaustria), Slg. 2000, I-10745.
3  Zur Funktion des Vergabevermerks vgl. etwa 

 Müller-Wrede, in: Müller-Wrede (Hrsg.), VgV, 2. 

 Aufl. 2016, § 8 Rn. 8 ff.
4  Zur Dokumentationspflicht nach VOB/A ausführ-

 lich Ingenstau/Korbion, VOB, 22. Aufl. 2023, § 20 

 VOB/A Rn. 2 ff.
5  Zur verfahrensrechtlichen Bedeutung der Doku-

 mentation im Nachprüfungsverfahren etwa OLG 

 Düsseldorf, Beschl. v. 13.4.2011 – VII-Verg 58/10, 

 NZBau 2011, 545.
6  Zur Verknüpfung von Vergaberecht und Zuwen-

 dungsrecht jüngst Schellenberg, Das Spannungs-

 feld Fördermittel- und Vergaberecht, Die Gemein-

 de SH 2/2025, 48 ff.

I. Einleitung: Dokumentation als 

Basso continuo im Vergabeverfahren

Vergabeverfahren sollen eine wirtschaftli-

che Beschaffung durch die öffentliche 

Hand gewährleisten. Für das Vergabever-

fahren steht damit weniger das Ergebnis 

des Vergabeverfahrens im Zentrum der 

Betrachtung als vielmehr dessen ord-

nungsgemäße Durchführung. Ist ein Ver-

gabeverfahren ordentlich durchgeführt 

worden – also insbesondere transparent, 

objektiv und frei von Diskriminierungen –, 

wird in der Regel die Wirtschaftlichkeit der 

Beschaffung vermutet.

Maßstab für die Überprüfung des Verga-

beverfahrens ist dabei stets die Vergabe-

dokumentation. Die römisch-rechtliche 

Formel „Quod non est in acta, non est in 

mundo“ – „Was nicht in der Akte ist, ist 

nicht in der Welt“ – trifft die Situation im 
1Vergaberecht.  Flankiert wird sie von dem 

weiteren römisch-rechtlichen Grundsatz 

„Quod non legitur, non creditur“ – „Was 

nicht zu lesen ist, ist nicht zu glauben“.

Auch rechtlich zutreffende Entscheidun-

gen können damit angreifbar werden, 

wenn sie nicht nachvollziehbar in der 

Vergabedokumentation abgebildet wer-

den. Umgekehrt lässt sich die Richtigkeit 

eines Vergabeverfahrens nur dadurch 

belegen, dass die Vergabedokumentati-

on erkennen lässt, dass – und was – be-

wusst abgewogen, begründet und struk-

turiert gearbeitet worden ist. So lästig Do-

kumentation auch sein mag, muss sie 

daher zwangsläufig jeden Schritt im Ver-

gabeverfahren begleiten.

Nachfolgend werden die rechtlichen 

Grundlagen der Dokumentationspflicht 

aufgezeigt, typische Problemfelder aus 

der Rechtsprechung skizziert und konkre-

te Hinweise gegeben, wie öffentliche 

Auftraggeber ihrer Dokumentationspflicht 

so nachkommen können, dass Vergabe-

verfahren ordentlich ausgestaltet werden.

II. Rechtlicher Rahmen: 

Dokumentationspflicht als 

Ausprägung des Transparenzgebots

Die Pflicht zur Dokumentation ist eine un-

mittelbare Folge des vergaberechtlichen 

Transparenzgebots gemäß § 197 Abs. 1 

„Was nicht in der Akte ist, ist nicht in 

der Welt“ – Sicherheit durch 

Dokumentation im Vergabeverfahren

Rechtsanwalt und Pastor Prof. Dr. Dr. Christoph Stumpf, Fachanwalt für Vergaberecht, 

Partner CURACON Recht GmbH, Rendsburg*

2GWB.  Transparenz erschöpft sich dabei 

nicht in der Veröffentlichung einer Be-

kanntmachung oder in der Mitteilung der 

Zuschlagsentscheidung. Sie setzt viel-

mehr voraus, dass sich der Entschei-

dungsweg in allen Verfahrensschritten 

aus der Dokumentation heraus nachvoll-

ziehen lässt.

Dieser Gedanke findet sich in verschiede-

nen vergaberechtlichen Vorschriften 

wieder: Im Oberschwellenbereich ver-

pflichtet § 8 Abs. 1 VgV den Auftraggeber 

zur Führung einer Vergabeakte, § 8 Abs. 2 

VgV fordert darüber hinaus einen Verga-

bevermerk, in dem die wesentlichen Ent-

scheidungen kurz zusammenzufassen 
3sind.  Für den Unterschwellenbereich 

enthält § 6 UVgO eine inhaltlich vergleich-

bare Dokumentationspflicht. Im Bereich 

der Bauvergaben knüpfen § 20 VOB/A 

und für die „alte“ Rechtslage § 20 VOL/A 
4an diese Grundsätze an.  Alle diese Nor-

men bezwecken, das Vergabeverfahren 

von der Bedarfsüberlegung über die 

Verfahrenswahl bis hin zur Zuschlagsent-

scheidung lückenlos und nachvollziehbar 

festzuhalten.

Die Dokumentationspflicht des Auftragge-

bers erfüllt dabei mehrere Funktionen. Sie 

schützt zunächst die Rechte der Bieter. 

Nur wenn aus der Akte hervorgeht, welche 

Kriterien aufgestellt, wie diese angewen-

det und wie Angebote bewertet wurden, 

kann ein unterlegener Bieter seine Rechts-

position einschätzen, die Vergabeent-

scheidung hinterfragen und gegebenen-

falls – im Oberschwellenbereich – die Ent-

scheidung über die Einreichung eines 

Nachprüfungsantrags treffen. Eine or-

dentliche Dokumentation ist damit auch 

ein Beitrag zur Waffengleichheit im verga-
5berechtlichen Rechtsschutz.

Die Dokumentation ermöglicht zudem die 

Kontrolle des Vergabeverfahrens durch 

Rechnungsprüfung und Kommunalauf-

sicht. Diese prüfen nicht nur Einzelfehler, 

sondern auch die Praxis der Mittelverwen-

dung insgesamt. Für die Beurteilung von 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist die 

Vergabedokumentation zentrale Grund-

lage. 

Schließlich ist die Vergabedokumentation 

das Instrument, mit dessen Hilfe Förder-

mittelgeber sehen können, ob Auflagen in 

Zuwendungsbescheiden hinsichtlich der 

Beachtung des Vergaberechts beachtet 
6wurden.  Die Konsequenzen bei vergabe-

rechtlichen Auflagenverstößen reichen 

von Kürzungen bis hin zur vollständigen 

Rückforderung von Fördermitteln. 

III. Was in die Vergabeakte gehört: 

Mindeststandards in der Praxis

Die Vergabeakte soll den Ablauf des Ver-

gabeverfahrens historisch abbilden. Die 

Frage, was in die Vergabeakte minde-

stens hineingehört, beantworten die ein-

schlägigen Vorschriften nicht abschlie-

ßend, sie bieten aber Leitplanken, inner-

halb derer man sich bewegen kann. Aus 

§ 8 VgV, § 6 UVgO, § 20 VOB/A und § 20 

VOL/A lässt sich immerhin ein Mindestin-

halt ableiten.

Am Anfang steht die Feststellung des 

Bedarfs: Was beschafft eine Kommune 

warum. Hier hilft eine sachliche Bedarfs-
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begründung und eine Markterkundung, 

die sich nicht allein auf die unmittelba-

re geographische Nachbarschaft und 

„Haus- und Hoflieferanten“ beschränken 

sollte; gerade im Oberschwellenbereich 

kann eine europaweite Markterkundung 

geboten sein. Besondere Bedeutung be-

sitzt die Begründung des Beschaffungs-

bedarfs – und damit ggf. auch die Mark-

terkundung, wenn Leistungen beschafft 

werden sollen, für die nur ein sehr be-

grenzter Wettbewerb besteht. Hier muss 

geprüft werden, ob das Beschaffungs-

spektrum um Alternativlösungen erwei-

tert werden kann; ist dies nicht der Fall, 

sollte auch begründet werden, warum es 

keine sinnvollen Alternativen zu den avi-

sierten Leistungen gibt.

Daran schließt sich die Auftragswert-

schätzung an. Sie ist nicht nur Ausdruck 

des haushaltsrechtlichen Wirtschaftlich-

keitsgebots, sondern entscheidet auch 

über den anwendbaren Vergaberechts-

rahmen im Ober- oder Unterschwellenbe-

reich. Es sollte erkennbar sein, auf wel-

cher Grundlage der geschätzte Auftrags-

wert ermittelt wurde. Zugleich ist festzu-

halten, ob der Auftragswert etwaige Op-

tionen, Verlängerungen oder Mehrmen-
7gen umfasst.  Ist der Schwellenwert 

zutreffend ermittelt worden und auf dieser 

Grundlage die Anwendbarkeit des Unter-

schwellenvergaberechts zutreffend be-

jaht worden, bleibt das Unterschwellen-

vergaberecht grundsätzlich auch dann 

anwendbar, wenn sämtliche tatsächlichen 

Angebote den Schwellenwert übertreffen; 

andererseits kann letzteres gerade ein 

Indiz dafür sein, dass die Auftragswerter-

mittlung fehlerhaft war.

Von der Auftragswertschätzung hängt die 

Wahl der Verfahrensart ab. Im Ober-

schwellenbereich ist zu dokumentieren, 

warum ein offenes Verfahren, ein nichtof-

fenes Verfahren oder ein Verhandlungs-

verfahren gewählt wurde und ob gegebe-

nenfalls die Voraussetzungen eines Ver-

handlungsverfahrens ohne Teilnahme-

wettbewerb vorliegen. Im Unterschwellen-

bereich ist darzulegen, warum eine öffent-

liche Ausschreibung durchgeführt wird 

oder ausnahmsweise eine beschränkte 

Ausschreibung oder Verhandlungsverga-

be gewählt wurde. Besonders wichtig ist 

die Begründung dort, wo vom Regelfall 

abgewichen wird, also etwa bei Dringlich-

keitsvergaben oder bei der Beschränkung 
8des Teilnehmerkreises.

Einen eigenen Dokumentationskomplex 

bildet die Festlegung von Eignungs- und 

Zuschlagskriterien. Die Kriterien sind in 

der Dokumentation zu erläutern und zu 

begründen: Warum kommt es auf be-

stimmte Referenzen, Umsätze oder tech-

nische Ausstattung an? Weshalb wird ein 

bestimmtes Leistungsmerkmal beson-

ders gewichtet? Gerade dort, wo Kriterien 

den Wettbewerb einschränken – etwa 

durch eng gefasste technische Vorgaben 

oder vergleichsweise hohe Mindestum-

sätze – ist eine sachliche Begründung 
9notwendig.  Wo die Dokumentation hier-

für andererseits fehlt, legt sich hingegen 

der Verdacht nahe, dass hier nicht rechts-

konform gearbeitet wurde.

Die Bieterkommunikation ist ein weiterer 

Bereich, der besonderer Aufmerksamkeit 

in der Dokumentation bedarf. Fragen der 

Bewerber bzw. Bieter, Antworten der Ver-

gabestelle, etwaige Klarstellungen oder 

Änderungen der Vergabeunterlagen soll-

ten vollständig und geordnet in der Doku-

mentation abgebildet werden. Auch tele-

fonische Rückfragen oder Gespräche mit 

Bietern verdienen zumindest einen kurzen 

Aktenvermerk, aus dem Datum, Beteiligte 

und Kernaussagen hervorgehen.

Schließlich gehören die Angebotsöff-

nung, die Angebotsprüfung und die Wer-

tung in die Vergabeakte. Hier geht es nicht 

nur um die formale Dokumentation des 

Eingangs der Angebote und der Zu-

schlagsentscheidung selbst. Es ist viel-

mehr festzuhalten, wie die Angebote in 

Bezug auf Vollständigkeit, Form und Inhalt 

geprüft wurden, welche Angebote aus 

welchen Gründen ausgeschlossen wur-

den und wie die verbleibenden Angebote 

gewertet worden sind. Dies gilt in beson-

derem Maße, wenn qualitative Kriterien 

eine Rolle spielen.

Abschließend sind die Zuschlagsent-

scheidung und das Fehlen bzw. der Um-

gang mit etwaigen Interessenkonflikten 

innerhalb der Vergabestelle zu dokumen-

tieren. Es muss erkennbar sein, welches 

Angebot den Zuschlag erhält, wie sich 

dies anhand der festgelegten Kriterien 

begründen lässt und ob die an der Ent-

scheidung beteiligten Personen mögli-

cherweise Interessenkonflikten ausge-

setzt waren. 

IV. Der Vergabevermerk: 

Zusammenfassung von Eckpunkten 

und wesentlichen Entscheidungen

Während die Vergabeakte den gesamten 

Verfahrensablauf abbildet, verdichtet der 

Vergabevermerk die wesentlichen Infor-

mationen über das Vergabeverfahren in 

einem einzigen Dokument. Er ist regel-

mäßig der erste Ausgangspunkt für die 

Positionierung von Vergabekammern, 

Gerichten, Rechnungsprüfungsstellen 

oder Fördermittelgebern. Ein sorgfältig 

geführter Vergabevermerk kann daher 

viel zur Überzeugungsbildung beitra-
10gen.

Ein guter Vergabevermerk erzählt das 

Verfahren chronologisch und inhaltlich 

stringent: Er beschreibt den Auftraggeber, 

den Gegenstand der Ausschreibung und 

den geschätzten Auftragswert, stellt die 

gewählte Verfahrensart dar und begrün-

det diese kurz. Er erläutert die gewählten 

Eignungs- und Zuschlagskriterien, be-

nennt die am Verfahren beteiligten bzw. in 

die engere Wahl gelangten Bewerber bzw. 

Bieter und gibt an, aus welchen Gründen 

bestimmte Unternehmen nicht berück-

sichtigt werden konnten. Vor allem aber 

legt er dar, warum das ausgewählte Ange-

bot den Zuschlag erhalten soll und wie 

sich dies anhand der vorher festgelegten 

Kriterien nachvollziehen lässt.

V. Typische Problemfelder aus der 

Rechtsprechung

Die Rechtsprechung zeigt eindrücklich, 

welche Risiken unzureichende Dokumen-

tation birgt – und zwar nicht nur dort, wo 

inhaltlich zweifelhafte Entscheidungen 

getroffen wurden, sondern gerade dort, 

wenn Erwägungen schlicht nicht festge-

halten wurden und daher deren Sachge-

rechtigkeit nicht überprüft werden kann.

Ein Beispiel ist die Markterkundung: Das 

OLG Düsseldorf hatte einen Fall zu ent-

scheiden, in dem ein Auftraggeber zur 

Beschaffung medizinischer Gerätschaf-

ten auf vorhandene gebrauchte Geräte 

eines Marktteilnehmers abstellte und 

diese aus technischen Gründen als unge-

eignet bewertete. Im Vergabevermerk 

hatte er sich aber ausschließlich mit die-

sen Gebrauchtgeräten auseinanderge-

setzt und nichts dazu gesagt, ob der 

Bieter in der Lage gewesen wäre, neue, 

normgerechte Geräte zu beschaffen und 

7  Zum Inhalt der Auftragswertschätzung vgl. OLG 

 Düsseldorf, Beschl. v. 8.10.2014 – VII-Verg 25/14, 

 VergabeR 2015, 89.
8  Zu den Anforderungen an die Begründung der Ver-

 fahrenswahl etwa VK Bund, Beschl. v. 19.2.2018 – 

 VK 2-137/17, NZBau 2018, 344.
9  Zur Abgrenzung zulässiger Eignungskriterien und 

 wettbewerbsbeschränkender Anforderungen vgl. 

 EuGH, Urt. v. 10.10.2013 – C-336/12 (Manova), 

 NZBau 2013, 732.
10  Zur Bedeutung des Vergabevermerks in der Recht-

 sprechung der Oberlandesgerichte grundlegend 

 OLG Düsseldorf, Beschl. v. 26.6.2006 – VII-Verg 

 2/06, NZBau 2006, 613.
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11 OLG Düsseldorf, Beschl. v. 12.7.2017 – VII-Verg 

13/17, BeckRS 2017, 123147.
12 BayObLG, Beschl. v. 7.5.2025 – Verg 8/24, BeckRS 

2025, 9814; OLG Hamburg, Beschl. v. 27.7.2022 – 

1 Verg 1/22, NZBau 2022, 759.
13 OLG Hamburg, Beschl. v. 27.7.2022 – 1 Verg 1/22, 

NZBau 2022, 759 (insb. zu Teststellungen und Be-

wertungsmaßstab).
14 Zur „negativen Beweiswirkung“ einer lückenhaften 

Dokumentation vgl. OLG Jena, Beschl. v. 

26.6.2006 – 9 Verg 2/06, VergabeR 2006, 870.
15 Zu typisierten Kürzungsquoten im Zuwendungs-

recht vgl. die Leitlinien der EU-Kommission für 

Finanzkorrekturen, Beschl. v. 14.5.2019, C(2019) 

3452; zu nationalen Rückforderungsrichtlinien 

etwa Gass, Zuwendungen und Vergaberecht, 

ZfBR 2023, 653.
16 OLG Schleswig, Beschl. v. 27.10.2022 – 54 Verg 

7/22, NZBau 2023, 233.

11zur Auftragsdurchführung einzusetzen.

Aus der Vergabeakte ergab sich nicht, 

dass und aus welchen Gründen Neugerä-

te des Bieters ungeeignet angesehen 

wurde. Der Dokumentationsmangel führ-

te im Ergebnis dazu, dass die Entschei-

dung der Überprüfung nicht standhielt.

Ein anderer Problemkreis sind qualitative 

Zuschlagskriterien, die mittels eines Wert-

notensystems bewertet werden. Sowohl 

das BayObLG als auch das OLG Ham-

burg haben in jüngeren Entscheidungen 

klargestellt, dass eine Bewertung im Rah-

men eines Notensystems zwar grund-

sätzlich zulässig sei, es aber nicht genü-

ge, den Angeboten einfach Noten zuzu-

ordnen. Wenn beispielsweise nur enge 

Kompensationsmöglichkeiten zwischen 

Preis und Qualität bestünden, müsse 

nachvollziehbar sein, welche konkreten 

Eigenschaften eines Angebots zu welcher 
12Note geführt haben. Dies gelte umso 

mehr, wenn mehrere Qualitätskategorien 

miteinander verschränkt seien, bei Laub-

blasgeräten etwa Handhabung, Trage-

komfort, Geräuschentwicklung und De-

sign. Insoweit wird verlangt, dass aus der 

Dokumentation hervorgeht, welche As-

pekte bei welchem Kriterium berücksich-

tigt wurden und dass keine sachfremden 

Erwägungen eingeflossen sind. So soll 

etwa erkennbar sein, dass bei der Kate-

gorie „Handhabung“ tatsächlich nur die 

Handhabung bewertet wurde und nicht 

etwa das ästhetische Empfinden gegen-

über dem Sounddesign oder der Farbe 
13des Geräts.

VI. Folgen von 

Dokumentationsmängeln und 

Möglichkeiten der Heilung

Dokumentationsmängel können erhebli-

che vergaberechtliche, haushaltsrechtli-

che und fördermittelrechtliche Konse-

quenzen nach sich ziehen. Freilich kön-

nen entsprechende Mängel allerdings 

mitunter auch geheilt werden.

1. Rechtsfolgen von 

Dokumentationsmängeln

Im vergaberechtlichen Nachprüfungsver-

fahren droht bei Dokumentationsmängeln 

zunächst die Rückversetzung des Verfah-

rens in den Stand vor Auftreten des Man-

gels. Je nach dem Zeitpunkt des Doku-

mentationsmangels kann dies bedeuten, 

dass die Wertung komplett neu durchge-

führt werden muss oder dass das Verfah-

ren sogar von der Verfahrenswahl an neu 

aufzurollen ist. Insoweit gilt eine „negative 

Beweiswirkung“: Ist eine wesentliche Ent-

scheidung nicht dokumentiert, kann da-

von ausgegangen werden, dass sie nicht 

oder jedenfalls nicht sachgerecht getrof-

fen wurde. Die Beweislast für die Recht-

mäßigkeit der Entscheidung liegt beim 
14Auftraggeber.

Noch dramatischer können die Auswir-

kungen von Dokumentationsmängeln im 

Fördermittelrecht ausfallen. Zuwendungs-

geber knüpfen die Gewährung von Mitteln 

häufig an die ordnungsgemäße Durchfüh-

rung von Vergabeverfahren an. So kann 

eine unzureichende Begründung der Ver-

gabe beispielsweise zu einer teilweisen 

Kürzung der Zuwendung führen, während 

ein vollständiger Dokumentationsausfall – 

etwa das vollständige Fehlen einer Verga-

beakte – regelmäßig eine vollständige 

Kürzung nach sich zieht.15

2. Heilung von 

Dokumentationsmängeln

Freilich sind Dokumentationsmangel mit-

unter auch heilbar. So hat das OLG 

Schleswig beispielsweise entschieden, 

dass eine unterlassene Dokumentation 

noch im Beschwerdeverfahren vor dem 

Vergabesenat nachgeholt werden kann, 

wenn tatsächlich getroffene Erwägungen 

lediglich nachträglich verschriftlicht wer-

den und die nachgereichten Unterlagen 
16kritisch überprüft werden können. Dies 

setzt allerdings voraus, dass die Tatsa-

chengrundlage nicht verändert wird. Ein 

„Umschreiben“ der Wertung oder das 

nachträgliche Erfinden neuer Gründe ist 

nicht zulässig. Heilung bedeutet hier die 

11.03.26 Melle, Van der Valk Hotel

23.04.26 Neumünster, Best Western Hotel Prisma

19.05.26 Oldenburg, Hotel Aspire Acara
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nachträgliche Dokumentation wirklicher 

Geschehnisse, nicht eine Dokumentation 

dessen, was hätte sein müssen, aber tat-

sächlich nicht so war.

VII. Fazit

Eine gute Vergabedokumentation ist kei-

ne Frage des Umfangs, sondern der 

Sorgfalt. Wer seine Vergabeakte von Be-

ginn an klar und kontinuierlich führt, verrin-

gert die Gefahr, wesentliche Schritte zu 

übersehen. Es hat sich bewährt, die Akte – 

ob elektronisch oder in Papierform – ent-

lang der Verfahrensschritte aufzubauen: 

Bedarfsfeststellung, Markterkundung und 

Ausübung des Beschaffungsermessens, 

Auftragswertschätzung und Verfahrens-

wahl, Erstellung der Leistungsbeschrei-

bung, Festlegung der Kriterien, Bekannt-

machung, Bieterkommunikation, Ange-

botsprüfung und Wertung, Zuschlagsent-

scheidung. 

Die römische Formel „Quod non est in 

acta, non est in mundo“ ist keine bloße ju-

ristische Folklore. Sie beschreibt den Kern 

der modernen Vergabepraxis. Die Arbeit, 

die sie bereitet, erspart sie vielfältig. Doku-

mentation schützt dabei nicht nur Bewer-

ber und Bieter, sondern gerade auch die 

Vergabestelle.

*  Der Autor ist Rechtsanwalt bei der Ernst & Young 

 Law GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft Steuerbe-

 ratungsgesellschaft am Standort Hamburg mit 

 dem Schwerpunkt Vergaberecht tätig.
1  S. zuletzt Die Gemeinde 2025, 42 ff.
2  Vgl. schon EuGH, Urteil vom 29.04.2004 - C-

 496/99 P.

1Nachfolgend werden erneut  einige Ent-

scheidungen dargestellt, die für die Ver-

gabepraxis kommunaler Auftraggeber 

von Bedeutung sein können.

1. Geltung der 

Vergaberechtsgrundsätze auch im 

Stadium der Vertragsausführung 

– EuGH, Urteil vom 05.06.2025 

– C-82/24 – Veolia

Der EuGH hatte über die Frage zu ent-

scheiden, ob es zulässig ist, nach Zu-

schlagserteilung auf einen Bauauftrag im 

Wege gerichtlicher Auslegung bestimmte 

zivilrechtliche Bestimmungen über Ga-

rantien anzuwenden, wenn der Inhalt 

dieser Bestimmungen im Vergabeverfah-

ren weder in den Vergabeunterlagen noch 

im Bauauftrag selbst angegeben wurde. 

a) Sachverhalt

Ein Sektorenauftraggeber in Polen 

schrieb Bauleistungen über die Moderni-

sierung und Erweiterung einer Kläranlage 

EU-weit aus. Den Zuschlag erhielt ein 

Unternehmenskonsortium, in dem Veolia 

mit Sitz in Warschau federführend war. 

Bestandteil des Bauauftrags war ein Doku-

ment namens „Qualitätsgarantie“ bzw. 

„Garantiekarte“, wonach ein Garantiezeit-

raum von 36 Monaten ab der protokollier-

ten Abnahme festgelegt wurde und der 

spätestens im Frühjahr 2015 enden sollte, 

sofern es aufgrund von Umständen, die 

dem Auftragnehmer zuzurechnen sind, 

nicht möglich war, die Abnahme vorzu-

nehmen. Die Garantiekarte sah zudem 

vor, dass bei Angelegenheiten, die in ihr 

nicht geregelt sind, die einschlägigen 

Bestimmungen des polnischen Zivilrechts 

Aktuelle Entwicklungen in der 

vergaberechtlichen Rechtsprechung

Dr. Benjamin Pfannkuch, Rechtsanwalt*

analog angewendet werden sollen. Nach 

Abnahme der Arbeiten traten Mängel auf, 

die zu beheben sich das Unternehmens-

konsortium weigerte, da seiner Ansicht 

nach die Garantiefrist abgelaufen war. 

Hierüber wurde ein Prozess vor einem 

polnischen Zivilgericht zwischen Konsor-

tium und Auftraggeber geführt. Das 

Gericht vertrat zwar die Ansicht, dass für 

die Beziehungen zwischen den Parteien 

durchaus eine polnische Bestimmung 

des Zivilrechts analog anzuwenden sei, 

die dem Auftraggeber Recht gegeben 

hätte. Allerdings richtete das Gericht an 

den EuGH die Vorlagefrage, welche Be-

deutung die vergaberechtlichen Grund-

sätze der Gleichbehandlung und der 

Nichtdiskriminierung in der Rechtspre-

chung des EuGH haben, da die Kenntnis 

des nationalen Rechts Voraussetzung 

dafür sei, dass die jeweiligen Wirtschafts-

teilnehmer ihre Preise angemessen kalku-

lieren könnten; eine analoge Anwendung 

bestimmter nationaler Bestimmungen 

könne Wirtschaftsteilnehmer aus anderen 

Mitgliedstaaten gegenüber inländischen 

Wirtschaftsteilnehmern benachteiligen.

b) Entscheidung

Der EuGH entschied, dass der Grundsatz 

der Gleichbehandlung und das Transpa-

renzgebot die analoge Anwendung natio-

naler Rechtsvorschriften verbieten, deren 

Inhalt weder in den Vergabeunterlagen 

noch in dem ausgeschriebenen Vertrag 

ausdrücklich angegeben wurde, wenn die 

Anwendbarkeit dieser Bestimmungen für 

einen durchschnittlich fachkundigen Bie-

ter bei Anwendung der üblichen Sorgfalt 

nicht hinreichend klar und vorhersehbar ist. 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz und 

das Transparenzgebot seien über das 

Vergabeverfahren hinaus auch in der 

Phase der Ausführung des Auftrags zu 

beachten. Der Auftraggeber sei nicht 

befugt, die allgemeine Systematik einer 

Ausschreibung durch eine einseitige 

Änderung einer der wesentlichen Verga-

bebedingungen abzuändern, insbeson-

dere wenn es sich um eine Bestimmung 

handelt, die den Bietern, wenn sie in der 

Bekanntmachung enthalten gewesen wä-

re, die Abgabe eines erheblich abwei-
2chenden Angebots erlaubt hätte.  Da sich 

mit Blick auf den konkreten Fall aus der 

Inanspruchnahme einer Garantie erhebli-

che finanzielle Risiken ergeben könnten, 

müsse ein durchschnittlich fachkundiger 

Bieter bereits in der Ausschreibungspha-

se in der Lage sein, die Ereignisse, die in 

der Ausführungsphase ggf. Einfluss auf 
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3  EuGH, Urteil vom 02.06.2016 – C-27/15 – Pizzo. 
4  Vgl. z.B. BGH, Urteil vom 27.07.2006 - VII ZR 202/04; 

 Urteil vom 13.03.2008 – VII ZR 194/06; OLG Schles-

 wig, Beschluss vom 30.04.2015 – 1 Verg 7/14. 

 Kritisch zur Entscheidung des EuGH Michaels, in: 

 IR 2025, 248.
5  § 132 gilt, jeweils mit Erleichterungen, gemäß § 142 

 GWB auch für den Sektorenbereich und gemäß 

 § 154 Nr. 3 GWB für Konzessionen. Entsprechen-

 des gilt nach § 130 Abs. 2 GWB für Aufträge über 

 soziale und andere besondere Dienstleistungen. 

 Für Bauleistungen vgl. § 22 EU VOB/A. Im Unter-

 schwellenbereich vgl. § 22 VOB/A und § 47 UVgO. 
6  Als Beispiele nennt Erwägungsgrund 109 zur Richt-

 linie 2014/24/EU die Ersetzung von Bauleistungen, 

 Liefer- oder Dienstleistungen durch andersartige 

 Leistungen.
7  Dieses Regelbeispiel für die Wesentlichkeit nennt 

 Art. 72 Abs. 4 lit. a) RL 2014/24/EU bzw. § 132 Abs. 

 1 S. 3 Nr. 1 GWB.

diese Garantie haben, zu erkennen. Wenn 

sich die Anwendung einer Frist oder we-

sentliche Modalitäten für die Inanspruch-

nahme einer Garantie nicht ausdrücklich 

aus den Unterlagen des entsprechenden 

Vergabeverfahrens oder Bauvertrags er-

gebe, sondern aus Bestimmungen fol-

gen, die erst durch eine Auslegung des 

nationalen Rechts oder eine Praxis natio-

naler Behörden analog angewendet wer-

den können, sei dies für Bieter besonders 

benachteiligend. 

c) Einschätzung 

Der EuGH hatte bereits in der Rechtssa-

che „Pizzo“ im Jahr 2016 festgehalten, 

dass wegen des Gleichbehandlungs- und 

der Transparenzgrundsatzes ein Aus-

schluss eines Bieters vom Vergabeverfah-

ren unzulässig ist, wenn dieser Aus-

schluss wegen Nichterfüllung einer Ver-

pflichtung erfolgt, die sich nicht ausdrück-

lich aus den Unterlagen dieses Verfah-

rens oder den anwendbaren nationalen 

Rechtsvorschriften ergibt, sondern nur 

aus einer Auslegung dieser Rechtsvor-

schriften und Unterlagen und aus der 

Praxis durch nationale Gerichte und Be-
3hörden.  Mit der vorliegenden Entschei-

dung dehnt er diese für das Vergabever-

fahren als solches geltenden Grundsätze 

auf die Phase nach dessen Beendigung 

aus. Dies ist deshalb von Bedeutung, da 

ein „Durchgriff“ des Vergaberechts, das 

letztlich „nur“ ein Verfahrensregime dar-

stellt, auf die Phase der Vertragsausfüh-

rung lediglich im Rahmen von (wesentli-

chen) Auftragsänderungen im Sinne des 

§ 132 GWB in Betracht kommt. Erst recht 

zweifelhaft mutet ein „Durchgriff“ auf den 

eigentlichen, nach den jeweils maßgebli-

chen zivilrechtlichen Bestimmungen ge-

stalteten Vertragsinhalt an. Zwar dürfte 

sich durch das Urteil des EuGH nichts an 

den Grundsätzen der deutschen Recht-

sprechung zur Auslegungsbedürftigkeit 
4und -fähigkeit von Vergabeunterlagen  

ändern. Allerdings sollte bei der Erstellung 

der Vergabeunterlagen und des Vertrags-

werks verstärkt darauf geachtet werden, 

ob die Rechtsvorschriften, die für die spä-

tere Auftragsausführung relevant sind, 

klar benannt sind – dies dürfte angesichts 

des Urteils des EuGH eine Auseinander-

setzung mit etwaigen Auslegungsfragen 

schon bei der Erstellung erfordern. 

2. Wesentlichkeit von Änderungen an 

Rahmenvereinbarungen – EuGH, 

Urteil vom 16.10.2025 – C-282/24

Der EuGH äußerte sich zudem zur verga-

berechtlichen Zulässigkeit der Änderung 

einer Rahmenvereinbarung nach Zu-

schlagserteilung. Unionsrechtlich maß-

geblich für ausschreibungspflichtige we-

sentliche Änderungen von öffentlichen 

Aufträgen und Rahmenvereinbarungen 

ist insoweit Art. 72 der Richtlinie 2014/

24/EU, der in § 132 GWB umgesetzt wur-
5de.  

a) Sachverhalt

Ein schwedischer öffentlicher Auftragge-

ber hatte zwei Rahmenvereinbarungen 

über Abschleppdienstleistungen ausge-

schrieben. Alleiniges Zuschlagskriterium 

war der Preis. In den Angeboten anzuge-

ben war u.a. ein Festpreis für Abschlepp-

vorgänge innerhalb eines bestimmten 

Radius und außerhalb dessen einen varia-

blen Zuschlag. Die Preise sollten für die 

gesamte Laufzeit der Vereinbarung gel-

ten. Nach Zuschlagserteilung an zwei 

Unternehmen wurden die Vergütungsre-

gelungen mit dem Ziel einer gleichmäßi-

geren Verteilung der Kosten auf die ver-

schiedenen Bezirke geändert, indem der 

Radius erweitert und das Vergütungsmo-

dell modifiziert wurden. Der Gesamtauf-

tragswert der Rahmenvereinbarungen 

wurde indes nicht erhöht; vielmehr kam 

der Auftraggeber zu dem Ergebnis, dass 

das neue Vergütungsmodell zu einer 

geringfügigen Senkung der Gesamtver-

gütung eines der Vertragspartner geführt 

habe. Die Änderung wurde von der 

schwedischen Wettbewerbsbehörde kri-

tisiert. In der sich anschließenden gericht-

lichen Auseinandersetzung legte das 

Gericht dem EuGH die Frage vor, ob eine 

Änderung des Vergütungsmodells einer 

Rahmenvereinbarung, durch die sich der 

Schwerpunkt zwischen fester und varia-

bler Preisgestaltung ändert und zugleich 

die Preisniveaus so angepasst werden, 

dass sich der Gesamtauftragswert nur in 

geringem Umfang ändert, dazu führen, 

dass der Gesamtcharakter der Rahmen-

vereinbarung als wesentliche und damit 

ausschreibungspflichtige Änderung an-

zusehen ist.

b) Entscheidung

Der EuGH verneinte dies unter dem Vor-

behalt, dass die Änderung der Vergü-

tungsmethode zu keiner grundlegenden 

Verschiebung des Gleichgewichts der 

Rahmenvereinbarungen führe. Entschei-

dend war für den EuGH der Begriff der 

Veränderung des Gesamtcharakters. Da-

mit seien nur Änderungen erfasst, die so 

weitreichend sind, dass sie zu einer Ver-

änderung des Auftrags oder der Rahmen-

vereinbarung insgesamt führen. Für die 

Feststellung der Änderung des Gesamt-

charakters sei die Frage der Wesentlich-

keit einer Änderung nicht entscheidend. 

Vielmehr seien diese beiden Kriterien zu 

differenzieren. Wie die Bagatell- oder De-

Minimis-Klausel des Art. 72 Abs. 2 der 

Richtlinie 2014/24/EU (umgesetzt in § 132 

Abs. 3 GWB) zeige, komme es bei Nicht-

erreichen der darin genannten Schwellen-

werte auf die Frage der Wesentlichkeit 

nicht an. Eine Änderung des Gesamtcha-

rakters hingegen meine nur die wichtigs-

ten wesentlichen Änderungen, die eine 

grundlegende Änderung des Gegen-
6stands , der Art der betreffenden Rah-

menvereinbarung oder eine grundlegen-

de Verschiebung ihres Gleichgewichts mit 

sich bringen und deshalb als so weitrei-

chend angesehen werden können, dass 

sie zu einer Veränderung der Rahmenver-

einbarung insgesamt führen. Der bloße 

Umstand, dass eine Änderung sich auf 

das Ergebnis des ursprünglichen Verga-

beverfahrens der betreffenden Rahmen-
7vereinbarung ausgewirkt hätte , reiche für 

sich genommen nicht für den Nachweis 

aus, dass die Änderung den Gesamtcha-

rakter dieser Rahmenvereinbarung verän-

dert. Anders sei dies nur zu beurteilen, 

wenn unter „außergewöhnlichen Umstän-

den“ eine Änderung der Vergütungsme-

thode, die zu einer geringfügigen Ände-

rung des Gesamtwerts einer Rahmenver-

einbarung führt, zu einer grundlegenden 

Verschiebung des Gleichgewichts und 

damit zu einer Veränderung des Gesamt-

charakters dieser Rahmenvereinbarung 

führen könne. Dies sei z.B. gegeben, 

wenn dadurch eine völlige Umwälzung 

entsteht, die dazu führt, dass der Ver-

tragspartner in eine deutlich günstigere 

Lage versetzt wird.
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8  EuGH, Urteil vom 12.05.2022 – C-719/20 - Comu-

 ne di Lerici. S. dazu Michaels, in: IR 2022, 195; 

 Knauff, in:  EuZW 2022, 576.
9  Vgl. § 135 Abs. 2 GWB.
10  Folge eines Verstoßes gegen die Pflicht, eine Bei-

 hilfe bei der Kommission zu notifizieren, und der 

 Gewährung der Beihilfe, ohne die Entscheidung 

 der Kommission abzuwarten, ist die Nichtigkeit 

 des betreffenden Vertrags, da Art. 108 Abs. 3 AEUV

 ein Verbotsgesetz im Sinne des § 134 BGB ist. 

c) Einschätzung

Wenngleich in dem konkret vom EuGH 

entschiedenen Fall eine wesentliche 

Änderung nicht vorlag, sollten Anpassun-

gen bestehender Verträge vor ihrer Um-

setzung besonders sorgfältig geprüft 

werden. Im Rahmen des § 132 GWB sollte 

die Prüfung des Vorliegens von Ausnah-

metatbeständen grundsätzlich mit der 

Anwendbarkeit der sog. Bagatell- bzw. 

De-Minimis-Klausel des Absatzes 3 be-

gonnen werden. Bei Überschreiten der 

darin genannten Schwellenwerte sollte 

sodann geprüft werden, ob einer der in 

§ 132 Abs. 2 S. 1 GWB genannten Aus-

nahmefälle vorliegt. Bei den Konstellatio-

nen des § 132 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 (Überprü-

fungsklauseln/Optionen in den ursprüng-

lichen Vergabeunterlagen) und Nr. 3 (un-

vorhersehbare Umstände) ist stets eigen-

ständig das vom EuGH hier konturierte 

zusätzliche Merkmal der Änderung des 

Gesamtcharakters des Vertrags zu prü-

fen. Wenn schließlich auch kein Ausnah-

metatbestand nach Abs. 2 vorliegt, ist auf 

die Regelbeispiele nach Abs. 1 S. 3 einzu-

gehen. Komplex kann sich mitunter die 

Frage einer wesentlichen Änderung z.B. in 

den nicht geregelten Fällen einer Lei-

stungsreduzierung oder eines Wechsels 

des Auftraggebers erweisen. 

3. Vergaberechtskonforme Änderung 

einer inhouse vergebenen Konzession 

– EuGH, Urteil vom 29.04.2025 

– C-452/23 – Fastned

Die Frage einer vergaberechtsrelevanten 

Änderung eines bestehenden Vertrags 

war auch Gegenstand der Entscheidung 

des EuGH im Zusammenhang mit Lad-

einfrastruktur. Zudem traf der EuGH rele-

vante Feststellungen zur Inhouse-Ver-

gabe.

a) Sachverhalt

In den 90er Jahren vergab die Bundesre-

publik an die Tank & Rast AG, deren Allein-

aktionärin die Bundesrepublik seinerzeit 

war, ohne Ausschreibung Konzessions-

verträge über die Bewirtschaftung von 

Autobahnraststätten mit Laufzeiten von 

mehreren Jahrzehnten. Ende der 90er 

Jahre wurde die Tank & Rast – nunmehr 

eine GmbH – privatisiert. Im Jahr 2022 

wur-den die Konzessionsverträge dahin 

geändert, dass die Tank & Rast auch die 

Errichtung, die Unterhaltung und den 

Betrieb einer funktionsfähigen Schnelllad-

einfrastruktur auf den Rastanlagen über-

nehmen soll. Diese Änderung wurde EU-

weit bekanntgemacht und damit begrün-

det, dass die Bereitstellung von Schnell-

ladeinfrastruktur als ergänzende Dienst-

leistung erforderlich geworden sei, was 

beim damaligen Abschluss der Konzes-

sionsverträge nicht vorhersehbar gewe-

sen sei. Gegen die Änderung wandten 

sich die Unternehmen Fastned und Tesla, 

die selbst an der Errichtung und dem 

Betrieb der Ladeinfrastruktur interessiert 

waren, mit einem Nachprüfungsantrag. 

Das OLG Düsseldorf legte in jenem Ver-

fahren dem EuGH die Frage vor, ob der 

Ausnahmetatbestand des § 132 Abs. 2 Nr. 

3 GWB (Zulässigkeit einer Vertragsände-

rung bei unvorhersehbaren Umständen) 

auch die Änderung von Verträgen erfasst, 

die in-house vergeben wurden, aber zum 

Zeitpunkt der Änderung die Vorausset-

zungen für eine In-House-Vergabe nicht 

mehr erfüllt sind, da, wie hier, das Kapital 

des Konzessionsnehmers nunmehr zu 

100% von einem Privaten gehalten wird.

b) Entscheidung 

Der EuGH entschied, dass die Konzes-

sionsverträge zulässig auch dann ohne 

Durchführung eines neuen Vergabever-

fahrens geändert werden konnten, wenn 

sie ursprünglich inhouse vergeben wur-

den und sie zu einem Zeitpunkt geändert 

wurden, zu dem der Konzessionsnehmer 

keine In-House-Einrichtung mehr ist. Der 

EuGH führt aus, dass es für die Frage 

einer wesentlichen Änderung eines Ver-

trags auf diejenigen Vorschriften des 

Unionsrechts ankommt, die zum Zeit-

punkt der Änderung galten (hier: Art. 43 

Abs. 1 lit. c) RL 2014/23), während es in-

soweit unerheblich ist, dass der ursprüng-

liche Vertrag vor dem Erlass der einschlä-

gigen Vorschriften geschlossen wurde. 

Aus Art. 43 RL 2014/23 könne nicht abge-

leitet werden, dass diese Bestimmung nur 

für Änderungen von Konzessionen gilt, 

die ursprünglich im Einklang mit ihr verge-

ben wurden. Eine andere Auslegung wür-

de die mit den Ausnahmetatbeständen 

beabsichtigte Flexibilität einschränken. 

Auch sei die weitere Voraussetzung, dass 

sich nämlich der Gesamtcharakter des 

Vertrags nicht ändern dürfen, gewahrt. 

Die nationalen Gerichte seien auch nicht 

verpflichtet, die Rechtmäßigkeit der ur-

sprünglichen Vergabe zu prüfen, wenn die 

für ein solche Nachprüfung maßgeblichen 

Fristen abgelaufen seien.

c) Einschätzung

Das OLG Düsseldorf hatte sich insbeson-

dere gefragt, ob der Ausnahmetatbe-

stand des § 132 Abs. 2 Nr. 3 GWB nur 

dann anwendbar ist, wenn der Auftrag, 

um dessen Änderung es geht, ursprüng-

lich in einem förmlichen Vergabeverfahren 

vergeben worden war. Wenn dem so ge-

wesen wäre, könnten inhouse vergebene 

Aufträge oder solche, die auf Grundla-

ge von weiteren Ausnahmetatbeständen 

(z.B. § 107 GWB) erteilt wurden, selbst bei 

Vorliegen der Voraussetzungen der Aus-

nahmen des § 132 Abs. 2 GWB nicht zu-

lässig geändert werden. Das OLG nahm 

in seinem Vorlagebeschluss v.a. Bezug 

auf das Urteil des EuGH in Sachen Comu-
8ne di Lerici , in dem der EuGH festgestellt 

hatte, dass es vergaberechtswidrig ist, 

wenn ein ursprünglich inhouse vergebe-

ner Auftrag automatisch von einem ande-

ren Auftragnehmer fortgeführt wird, über 

den der Auftraggeber keine Kontrolle aus-

übt. Dabei war jedoch der Ausnahmetat-

bestand des § 132 Abs. 2 Nr. 4 GWB (Er-

setzung des Auftragnehmers in bestimm-

ten Fällen) relevant. Dieser Ausnahmetat-

bestand erfordert nach dem EuGH, dass 

der ursprüngliche Auftrag im Wege eines 

Vergabeverfahrens erteilt worden ist. Im 

vorliegenden Fall sei es allerdings nicht 

um den Verlust der Eigenschaft als In-

House-Einrichtung gegangen, sondern 

um den Gegenstand der Konzession, 

also Errichtung Unterhaltung und Betrieb 

der Schnellladeinfrastruktur. Die Entschei-

dung trägt insoweit zur Rechtsklarheit bei, 

als es im Rahmen des § 132 Abs. 2 Nr. 3 

GWB auf die Rechtmäßigkeit eines vorhe-

rigen Vergabeverfahrens bzw. auf die 

Frage, ob überhaupt ein solches stattge-

funden hat, nicht ankommt. Offen bleibt 

indes die Frage, wie es sich mit der Gel-

tendmachung von etwaigen Verstößen 

gegen das EU-Beihilferecht verhält. Die 

Möglichkeit zur Rückforderung unzulässi-

ger Beihilfen besteht nach Art. 17 der 

Verordnung (EU) 2015/1589 nämlich zehn 

Jahre und damit deutlich länger als nach 
9vergaberechtlichen Bestimmungen.  So-

fern z.B. ein Privater meint, ein inhouse 

vergebener Auftrag beinhalte ein unange-

messen hohes und daher beihilferechts-
10widriges Entgelt , könnte er grundsätz-

lich eine entsprechende Beschwerde an 

die Kommission richten. Daher sollte 

auch das Beihilferecht stets im Blick be-

halten werden.  
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11  Im deutschen Recht das Vorabinformationsschrei-

 ben nach § 134 GWB.
12  So schon EuGH, Urteil vom 03.05.2018 – C-376/16 

 P – EUIPO.
13  Vgl. VK Südbayern, Beschluss vom 29.03.2019 – 

 Z3-3-3194-1-07-03/19.
14  Die Entscheidung ist gleichermaßen für öffentliche 

 Auftraggeber und Konzessionsgeber relevant. Zur 

 Vereinfachung wird im Folgenden nur von „Auf-

 traggeber“ gesprochen. 

4. Verlinkungen in Angebots-

unterlagen und Anforderungen an 

die Vorabinformation – EuGH, Urteil 

vom 03.07.2025 – Rs. C-534/23

Unter anderem zwei für die Vergabepraxis 

durchaus relevante Klarstellungen zum 

Inhalt von Angeboten und von Vorabinfor-

mationsschreiben gemäß § 134 GWB traf 

der EuGH in dieser Entscheidung. 

a) Sachverhalt 

Die EU-Kommission führte ein Vergabe-

verfahren über Rahmenverträge für die 

Sprachausbildung von EU-Institutionen 

durch. Nach den Vergabeunterlagen 

waren die Angebote auf einer Vergabe-

plattform hochzuladen. Ein Bieter gab ein 

Angebot ab, das Hyperlinks enthielt, über 

welche Angaben zur Beschreibung des 

Angebots zugänglich waren. Die Kom-

mission teilte dem Bieter mit, diese An-

gaben nicht zu bewerten, da die Ver-

wendung von Hyperlinks nicht den Ver-

dingungsunterlagen entspreche. In der 

Folge teilte die Kommission in einem 
11Schreiben  an diesen nicht berücksich-

tigten Bieter den Namen des erfolgrei-

chen Bieters und die Gründe für die 

Zuschlagsentscheidung unter Angabe 

der jeweils erzielten Punkte mit und fügte 

als Anlage ein Bewertungsschema bei. 

Der nicht berücksichtigte Bieter verlangte 

zusätzlich Informationen über die „relati-

ven Vorzüge“ des bestplatzierten Ange-

bots. Seiner Ansicht nach hätte die Quali-

tät der jeweiligen Angebote im Wege einer 

direkten Gegenüberstellung zueinander 

in Beziehung gesetzt werden müssen. In 

der Information hätte demnach eine de-

taillierte Korrelation zwischen jedem ein-

zelnen der Bewertungsergebnisse und 

der erzielten Punktzahl angegeben wer-

den müssen, damit der Bieter die Zahl der 

Punkte hätte erkennen können, die jeweils 

konkret vergeben oder abgezogen wor-

den seien. Eine diesbezügliche Informati-

on lehnte die Kommission ab, wogegen 

der betreffende Bieter klagte. 

b) Entscheidung 

Der EuGH entschied, dass die Kommissi-

on das Angebot aufgrund der darin ent-

haltenen Hyperlinks zu Recht ausge-

schlossen hatte. Die Vergabeunterlagen 

hätten eindeutig die Pflicht enthalten, das 

Angebot auf der Plattform hochzuladen. 

Die Verwendung der Hyperlinks habe 

dazu führen können, dass das Angebot 

nach Ablauf der Angebotsfrist nicht mehr 

unveränderbar gewesen sei. Auch habe 

keine Pflicht der Kommission bestanden, 

den Bieter aufzufordern, sein Angebot 

„nachzubessern“, also die Hyperlinks zu 

entfernen. Ebenfalls zu Recht habe die 

Kommission davon abgesehen, dem 

Bieter die „relativen Vorzüge“ des Ange-

bots des Zuschlagsprätendenten mitzu-

teilen. Der EuGH konnte keine Fehler 

beim Bewertungsvorgang erkennen. 

Auch die an den Bieter übersandte Infor-

mation sei nicht zu bemängeln. Vom Auf-

traggeber könne nicht verlangt werden, 

einem nicht berücksichtigten Bieter ne-

ben den Gründen für die Ablehnung des 

Angebots eine detaillierte Zusammenfas-

sung, in der jedes Detail seines Angebots 

im Hinblick auf dessen Bewertung be-

rücksichtigt wurde, und zudem im Rah-

men der Mitteilung der Merkmale und 

Vorteile des ausgewählten Angebots eine 

detaillierte vergleichende Analyse des 

ausgewählten Angebots und des Ange-

bots des abgelehnten Bieters zu übermit-
12teln.

c) Einschätzung

Die Klarstellungen durch den EuGH über-

zeugen. Es ist Sache der Bieter, die Verga-

beunterlagen und insbesondere die Vor-

gaben zur elektronischen Angebotsabga-

be genau einzuhalten. Sollte ein Bieter 

sich unklar über bestimmte Anforderun-

gen sein, obliegt es ihm, entsprechende 

Bieterfragen zu stellen; hierauf wird in 

Vergabeunterlagen auch regelmäßig 

ausdrücklich hingewiesen. Zu begrüßen 

ist auch die Feststellung des Umfangs der 

Begründung in einem Vorabinformations-

schreiben nach § 134 GWB. Es würde die 

Anforderungen überspannen, derart 

detaillierte Angaben zu machen, wie sie 

der Bieter im hier dargestellten Fall ver-

langte. Was den Versand der Vorabinfor-

mation betrifft, ist noch darauf hinzuwei-

sen, dass diese vorsorglich stets direkt 

per Mail an den bzw. die betreffenden 

Bieter übersandt werden sollte – denn ein 

bloßes Einstellen auf der Vergabeplatt-

form und eine Nachricht an den bzw. die 

Bieter, dass ein Schreiben abrufbar sei, 
13reicht nicht aus.

5. Vertrauensschutz bei Teilnahme-

wettbewerb – OLG Düsseldorf, 

Beschluss vom 05.03.2025 

– Verg 33/24

Mit den rechtlichen Auswirkungen einer 

bejahten Eignung in zweistufigen Verfah-

ren mit vorgeschaltetem Teilnahmewett-

bewerb hat sich das OLG Düsseldorf 

befasst. 

a) Sachverhalt
14Eine Sektorenauftraggeberin  schrieb 

Busverkehrsleistungen aus. Ein nicht be-

rücksichtigter Bieter stellte wegen be-

haupteter Eignungsmängel bzgl. des er-

folgreichen Bieters, der Beigeladenen, 

einen Nachprüfungsantrag, dem die Ver-

gabekammer teilweise stattgab. Die Bei-

geladene wandte sich hiergegen erfolg-

reich mit der sofortigen Beschwerde. 

b) Entscheidung

Das OLG hält fest, dass die Frage, ob der 

Auftraggeber die Eignung zutreffend 

bejaht oder verneint hat, dem Nachprü-

fungsverfahren nicht zugänglich ist. Die 

Entscheidung über die Eignung ist viel-

mehr ungeachtet ihrer Richtigkeit hinzu-

nehmen. Denn durch die vorgeschalte-

te Eignungsprüfung und anschließende 

Zulassung der geeigneten Bieter zum 

Verhandlungsverfahren werde ein Ver-

trauenstatbestand zu Gunsten der zum 

Verhandlungsverfahren zugelassenen 

Unternehmen begründet. Dieser Vertrau-

enstatbestand werde aber nicht in jedem 

Fall, sondern nur dann begründet, wenn 

die Tatsachengrundlage, auf die der Auf-

traggeber seine positive Eignungsprü-

fung gestützt hat, nach Abschluss des 

Teilnahmewettbewerbs unverändert ge-

blieben ist. An einem Vertrauenstatbe-

stand fehle es z.B. auch dann, wenn noch 

keine abschließende Eignungsprüfung 

stattgefunden hat, etwa weil der Bieter bis 

zum Abschluss des Teilnahmewettbe-

werbs (noch) nicht alle zur abschließen-

den Prüfung seiner Eignung erforderli-

chen Unterlagen eingereicht hat. Zu einer 

Versagung des vergaberechtlichen Pri-

märrechtsschutzes führe diese Ansicht 

nicht, da es den Bietern unbenommen 

bleibe, bereits während des Teilnahme-

wettbewerbs die Eignung anderer Mitbe-

werber zu rügen. Zudem sei ein Auftrag-

geber nicht verpflichtet, einem ungeeig-

neten Bieter den Zuschlag zu erteilen; ihm 

sei die Korrektur eigener Fehler nicht 

abgeschnitten, wenn er nach Abschluss 

des Teilnahmewettbewerbs feststellt, 

dass er die Eignung eines Teilnehmers 

trotz Kenntnis des kompletten Sachver-

halts vergaberechtsfehlerhaft bejaht hat.
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15  OLG Düsseldorf, Beschluss vom 29.03.2021 – 

 Verg 9/21. Dass das OLG darin Bezug auf die 

 Rechtsprechung des BGH, Beschluss vom 

 07.01.2014 – X ZB 15/13, nahm, scheint zweifel-

 haft, da der BGH dem Auftraggeber ausdrücklich 

 die Möglichkeit zu einer späteren abweichenden 

 Einschätzung zur Eignung eröffnete. Allerdings be-

 traf der Fall des BGH ein offenes und damit einstu-

 figes Verfahren.
16  OLG Düsseldorf, Beschluss vom 27.04.2022 – VII-

 Verg 25/21.
17  Vgl. § 63 Abs. 1 S. 2 VgV: Im Übrigen ist der öffentli-

 che Auftraggeber grundsätzlich nicht verpflichtet, 

 den Zuschlag zu erteilen.
18  Danach kann das Verfahren aufgehoben werden, 

 wenn 

 1. kein Angebot eingegangen ist, das den Bedin-

  gungen entspricht,

 2. sich die Grundlage des Vergabeverfahrens we- 

  sentlich geändert hat,

 3. kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt wurde oder

 4. andere schwerwiegende Gründe bestehen.

 Vgl. für den Unterschwellenbereich § 48 UVgO, für 

 Bauleistungen § 17 VOB/A, § 17 EU VOB/A, für Ver-

 gabeverfahren von Sektorenauftraggebern § 57 

 SektVO und für die Aufhebung von Konzessions-

 vergabeverfahren § 32 KonzVgV. 
19  Vgl. u.a. OLG Schleswig, Beschluss vom 28.03.2024 

 – 54 Verg 2/23; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 

 12.01.2015 – Verg 29/14; OLG Rostock, Beschluss 

 vom 30.09.2021 – 17 Verg 5/21.
20  OLG Rostock, Beschluss vom 30.09.2021 – 17 

 Verg 5/21. S. zur Scheinaufhebung auch Steck, in: 

 Ziekow/Völlink, 5. Aufl. 2024, GWB, § 168, Rn. 21, 

 m.w.N.
21  Die grundsätzliche Pflicht zur Losaufteilung ergibt 

 sich aus § 97 Abs. 4 GWB. Für den Unterschwel-

 lenbereich s. § 2 Abs. 4 UVgO, § 5 Abs. 2 VOB/A.

c) Einschätzung

Einen durch eine bejahte Eignung be-

gründeten, letztlich auf den Grundsatz 

von Treu und Glauben im Sinne von § 242 

BGB zurückzuführenden Vertrauenstat-

bestand nimmt das OLG Düsseldorf 

schon seit seiner Entscheidung aus dem 
15Jahr 2021 an.  Bedenklich an der grund-

sätzlichen Bindung an die einmal festge-

stellte Eignung schien und scheint, dass 

nach der unionsrechtlichen Vorgabe des 

Art. 56 Abs. 1 lit. b) der Richtlinie 2014/

24/EU der Zuschlag nur an geeignete 

Unternehmen erteilt werden darf. Nach 

der Rechtsprechung des OLG Düsseldorf 

kann es jedoch geschehen, dass letztlich 

auch einem ungeeigneten Unternehmen 

der Zuschlag erteilt werden könnte. Wett-

bewerber haben keine Möglichkeit, sich 

hiergegen zu wenden. Im Nachgang zu 

seiner Entscheidung aus 2021 schränkte 

das OLG Düsseldorf den Bestand des 

Vertrauensschutzes immerhin auf den Fall 

ein, dass der Teilnahmewettbewerb auch 
16tatsächlich abgeschlossen ist.  Diese 

Einschränkung wiederholt das OLG nun. 

Unsicherheiten bleiben jedoch hinsicht-

lich der Frage, wann ein formaler Ab-

schuss des Teilnahmewettbewerbs anzu-

nehmen ist.

6. Aufhebung eines Vergabe-

verfahrens bei Loslimitierung 

– Beschluss vom OLG Schleswig 

21.11.2025 – 54 Verg 4/25

Für Vergabeverfahren, in denen der Auf-

trag, wie in 97 Abs. 4 GWB als Grundsatz 

vorgesehen, in Lose aufgeteilt wird und 

zudem eine sog. Loslimitierung im Sinne 

des § 30 Abs. 1 VgV vorgenommen wird, 

hat das OLG Schleswig wichtige Aussa-

gen getroffen. 

a) Sachverhalt 

Der Auftraggeber hatte Leistungen des 

SPNV ausgeschrieben und den Auftrag in 

zwei Lose („Netz Mitte“ und „Netz Süd-

West“) aufgeteilt. Nach den Vergabeun-

terlagen konnten die Bieter Angebote für 

ein Los oder für beide Lose abgeben. Der 

Zuschlag jedoch konnte nur für ein Los 

erteilt werden. Für die Zuschlagsentschei-

dung war gemäß den Unterlagen maß-

geblich, welche Kombination von Ange-

boten für die beiden Lose unter Berück-

sichtigung der Loslimitierung in Summe 

das wirtschaftlichste Ergebnis erbringt. 

Der Zuschlag sollte auf die Angebote der 

Kombination mit der niedrigsten Wer-

tungssumme erteilt werden. Wegen Über-

schreitung des vom Auftraggeber ermit-

telten Erwartungswerts hob der Auftrag-

geber das Verfahren bezüglich des Loses 

„Netz Mitte“ auf und schrieb dieses neu 

aus; für das Los „Netz Süd-West“ führte er 

das Vergabeverfahren fort. Gegen die Teil-

aufhebung wandte sich ein Bieter mit 

einem Nachprüfungsantrag. 

b) Entscheidung

Das OLG hielt die Teilaufhebung für unzu-

lässig. Voraussetzung der Teilaufhebung 

eines einzelnen Loses ist hiernach die 

Abtrennbarkeit des aufzuhebenden Teils 

vom Übrigen, weiterhin in der Ausschrei-

bung bleibenden Teil der Leistung, der 

realisierbar bleiben muss. Das Recht zur 

Teilaufhebung umfasst nach dem OLG 

angesichts des Vertrauens der Bieter 

hierauf nicht die Möglichkeit, den Be-

schaffungsbedarf während eines laufen-

den Vergabeverfahrens (sanktionslos) 

neu zu bestimmen. Nach dem OLG sahen 

die Vergabeunterlagen eindeutig vor, 

dass der Auftraggeber für die Auswahl der 

Angebote ermittelt, welche Kombination 

von diesen für die beiden Lose unter Be-

rücksichtigung der Loslimitierung in Sum-

me das wirtschaftlichste Ergebnis er-

bringt, und den Zuschlag auf die Angebo-

te der Kombination mit der niedrigsten 

Wertungssumme erteilt. Ein Zuschlag be-

treffend das Los Süd-West „auf die Ange-

bote der Kombination mit der niedrigsten 

Wertungssumme“ war aber nach Auffas-

sung des OLG nach der isolierten Aufhe-

bung der Ausschreibung für das Los Mitte 

schon mangels weiterbestehender Mög-

lichkeit einer solchen „Kombination“ nicht 

mehr denkbar. 

c) Einschätzung 

Ein Auftraggeber kann ein Vergabeverfah-

ren jederzeit ganz oder teilweise aufhe-

ben. Eine Verpflichtung, ein Vergabever-

fahren stets mit einem Zuschlag zu been-
17den, gibt es nicht.  Auswirkungen hat 

eine Aufhebung lediglich auf der Sekun-

därebene: Sofern die Aufhebung rechts-

widrig war, können Bieter u.U. einen Scha-

densersatzanspruch wegen des vergebli-

chen Aufwands, der ihnen aus der Teil-

nahme an dem Verfahren entstanden ist, 

geltend machen. Kann sich der Auftrag-

geber für die Aufhebung hingegen auf 

einen Aufhebungsgrund stützen, ist ein 

solcher Anspruch ausgeschlossen. Diese 

Aufhebungsgründe sind für Lieferungen 

und Leistungen in § 63 Abs. 1 S. 1 VgV 
18normiert.   Nach dem Wortlaut des im 

Fall des OLG maßgeblichen § 63 Abs. 1 S. 

1 VgV kann die Aufhebung ausdrücklich 

auch nur teilweise erfolgen. Lediglich 

ausnahmsweise ist eine Aufhebung un-

wirksam, wenn kein sachlicher Grund vor-

liegt und sie deshalb willkürlich ist oder die 

Aufhebung bei fortbestehender Be-

schaffungsabsicht nur zu dem Zweck er-
19folgt, Bieter zu diskriminieren.  In diesem 

Fall kann sich ein Anspruch des Bieters 

auf „Aufhebung der Aufhebung“ und 

Fortsetzung des Vergabeverfahrens er-
20geben.  Die Entscheidung des OLG 

verdeutlicht, dass die Frage einer etwai-

gen Aufhebung immer schon bei der Ge-

staltung des Vergabeverfahrens und ins-
21besondere bei der Bildung von Losen  in 

den Blick genommen werden sollte; dies 

vor allem dann, wenn die Lose miteinan-

der verknüpft werden sollen, wie es im Fall 

des OLG durch Zuschlagslimitierung 

geschah. Hierbei sollte stets die Trennbar-

keit der Lose berücksichtigt werden.

7. Beschaffung von Kita-Verpflegung 

als öffentlicher Auftrag oder 

Konzession – VK Sachsen, Beschluss 

vom 28.05.2025 – 1/SVK/033-24

Um die Abgrenzung eines öffentlichen 

Auftrags von einer Dienstleistungskon-

zession, die wesentlich für die Anwen-

dung der richtigen Verfahrensordnung ist, 

ging es in der Entscheidung der Vergabe-

kammer Sachsen. 
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22  Auf die von dem Bieter geltend gemachten Verga-

 berechtsverstöße (u.a. fehlerhafte Wertung der An-

 gebote) kann im Rahmen dieser Kurzbesprechung 

 nicht näher eingegangen werden. 
23  Der Schwellenwert für Liefer- und Dienstleistungen 

 betrug seinerzeit 221.000 Euro bzw. 750.000 Euro 

 für soziale und besondere Dienstleistungen. 
24  Beispielsweise darf ein Konzessionsgeber nach 

 § 12 KonzVgV das Verfahren „frei ausgestalten“ 

 und kann das Verfahren an den Vorschriften der 

 VgV zum Ablauf des Verhandlungsverfahrens mit 

 Teilnahmewettbewerb ausrichten. Im Unterschwel-

 lenbereich gelten nach § 3 Abs. 2 S. 2 i.V.m. § 2 

 VGSH sogar nur die allgemeinen Vergabegrund-

 sätze (Gleichbehandlung, Transparenz, Wettbe-

 werb, Verhältnismäßigkeit).
25  Die Möglichkeit einer Zahlung ist in § 105 Abs. 1 Nr. 

 1 und 2 GWB vorgesehen; diese muss jedoch blo-

 ßen Zuschusscharakter haben, vgl. BGH, Be-

 schluss vom 08.02.2011 – X ZB 4/10. 
26  Die Schwellenwerte wurden zum 01.01.2026 ge-

 senkt (vormals 221.000 Euro für Liefer- und Dienst-

 leistungen).
27  Ablehnend VK Baden-Württemberg, Beschluss 

 vom 21.11.2017 – 1 VK 50/17; wohl bejahend VK 

 Brandenburg, Beschluss vom 24.06.2021 - VK 11/21. 

a) Sachverhalt 

Der Auftraggeber schrieb Verpflegungs-

leistungen für Kitas und eine Grundschule 

mit Hort als Dienstleistungsauftrag EU-

weit aus. Den Auftragswert hatte er auf ca. 

3 Mio. Euro geschätzt. In den Vergabeun-

terlagen gab er eine konkret bezifferte 

Prognose zum Umfang der Mahlzeiten. 

Die Zahlung eines Entgelts oder eines Zu-

schusses war nicht vorgesehen. Der Auf-

traggeber hatte deshalb zunächst erwo-

gen, die Leistungen nicht als Auftrag, 

sondern als Dienstleistungskonzession 

auszuschreiben. Da jedoch nach Ansicht 

des Auftraggebers der künftige Dienst-

leister kein Betriebsrisiko tragen würde, 

wurden die Leistungen als Auftrag ausge-

schrieben. Ein nicht berücksichtigter 

Bieter wandte sich gegen die Zuschlags-
22entscheidung an die Vergabekammer.  

Im Laufe des Nachprüfungsverfahrens 

vertrat die Auftraggeberin wieder ihre 

ursprüngliche Meinung, wonach die Lei-

stungen als Konzession einzuordnen 

wären. Damit verfolgte die Auftraggeberin 

das Ziel, die Unzulässigkeit des Nachprü-

fungsantrags zu begründen – denn bei 

Vorliegen einer Konzession wäre die 

Vergabekammer erst ab Erreichen des 

Schwellenwerts von 5.538.000 Euro zu-

ständig gewesen.

b) Entscheidung 

Die Vergabekammer gab dem Nachprü-

fungsantrag jedoch statt. Sie stufte die 

ausgeschriebenen Leistungen als Auftrag 

und gerade nicht als Dienstleistungskon-

zession ein, so dass die Vergabekammer 
23zuständig war.  Denn der künftige Auf-

tragnehmer trage das für eine Konzession 

erforderliche Betriebsrisiko lediglich in 

unwesentlichem Umfang. Innerhalb der 

Kitas und der Grundschule besitzt der 

Auftragnehmer nach Ansicht der Verga-

bekammer eine Monopolstellung bei der 

Essensversorgung und ist dort keiner 

Konkurrenz durch andere Anbieter ausge-

setzt. Auch außerhalb der Einrichtungen 

brauche er keine Konkurrenz fürchten, da 

Leistungsgegenstand die Versorgung 

von aufsichtspflichtigen Kleinstkindern, 

Kleinkindern und Kindern bis maximal 10 

Jahren sei. Im Gegensatz zu weiterführen-

den Schulen oder Universitäten sei es 

ausgeschlossen, dass diese Kinder alter-

native Essensangebote anderer externer 

Anbieter in Anspruch nehmen. Sowohl bei 

der Kalkulation des Angebots als auch bei 

der Vertragsausführung könne sich der 

künftige Auftragnehmer auf eine im 

Wesentlichen stabile Abnahmemenge 

einstellen und brauche keine wesentli-

chen Nachfragerisiken fürchten. 

c) Einschätzung

Die Einordnung als öffentlicher Auftrag 

oder Konzession ist eine äußerst bedeut-

same Weichenstellung, da hiervon ab-

hängt, ob überhaupt eine EU-weite Aus-

schreibung erforderlich ist, ob das flexible 
24Konzessionsvergaberecht  oder die für 

öffentliche Aufträge geltenden strengeren 

Verfahrensvorschriften gelten und ob der 

Weg zu den Nachprüfungsinstanzen er-

öffnet ist. Nach der Legaldefinition von 

Bau- und Dienstleistungskonzessionen in 

§ 105 Abs. 1 GWB wird der Konzessions-

nehmer vertraglich mit der Erbringung 

einer Bau- oder Dienstleistung betraut 

und erhält als Gegenleistung das Recht 

zur Nutzung des Bauwerks oder zur Ver-

wertung der Dienstleistungen. In Abgren-

zung zu einem öffentlichen Auftrag, bei 

dem für die Leistung eine Vergütung ge-

zahlt wird, muss bei einer Konzession 

nach § 105 Abs. 2 GWB das Betriebsrisiko 

auf den Konzessionsnehmer übergehen, 

was dann der Fall ist, wenn

1. unter normalen Betriebsbedingungen 

 nicht gewährleistet ist, dass die Investi-

 tionsaufwendungen oder die Kosten 

 für den Betrieb des Bauwerks oder die 

 Erbringung der Dienstleistungen wie-

 der erwirtschaftet werden können, und

2. der Konzessionsnehmer den Unwäg-

 barkeiten des Marktes tatsächlich aus-  

 gesetzt ist, sodass potenzielle geschätz-

 te Verluste des Konzessionsnehmers 

 nicht vernachlässigbar sind.

Hieran fehlte es im Fall der Vergabekam-

mer. Obwohl die Zahlung eines Entgelts 
25oder eines Zuschusses  nicht vorgese-

hen war, hatte der Dienstleister nicht im 

Sinne des § 105 Abs. 2 GWB das Betriebs-

risiko zu tragen. Der Auftraggeber lag also 

ursprünglich richtig, als er die Leistungen 

als öffentlichen Auftrag und nicht als Kon-

zession eingeordnet hatte. Der Entschei-

dung lässt sich demnach entnehmen, 

dass der Umstand allein, dass der Dienst-

leister kein Entgelt erhalten soll, nicht 

ausreicht, um eine Konzession annehmen 

und damit das flexiblere Konzessionsver-

gaberecht anwenden zu können. Im Zu-

sammenhang mit dem richtigen Schwel-

lenwert bei Annahme eines öffentlichen 

Auftrags musste die Vergabekammer im 

Übrigen nicht darauf eingehen, ob Ver-

pflegungsleistungen für Kinderbetreu-

ungseinrichtungen als „soziale oder be-

sondere Dienstleistungen“ im Sinne des 

§ 130 GWB anzusehen sind. Die Einord-

nung hat ebenfalls erhebliche Auswirkun-

gen auf die Anforderungen an das anzu-

wendende Verfahrensregime: Für soziale 

oder besondere Dienstleistungen ist erst 

ab einem Schwellenwert von 750.000 

Euro eine EU-weite Ausschreibung des 

Auftrags erforderlich; unterhalb dieses 

Schwellenwerts sind nur das VGSH, die 

SHVgVO und die UVgO zu beachten. 

Werden die Verpflegungsleistungen dem-

gegenüber als reguläre öffentliche Dienst-

leistungsaufträge im Sinne des § 103 Abs. 

4 GWB eingestuft, so besteht die Pflicht 

zur EU-weiten Ausschreibung bereits ab 
26einem Schwellenwert von 216.000 Euro.  

Wie diese Leistungen eingeordnet wer-
27den, wird nicht einheitlich beurteilt.  Die 

Entwicklung der Rechtsprechung sollte 

daher verfolgt werden. 

8. Zur Höchstmenge bei 

Rahmenvereinbarungen 

– OLG Karlsruhe, Beschluss vom 

31.07.2025 – 15 Verg 9/25

Das OLG Karlsruhe hatte sich mit den An-

forderungen an die Ausschreibung von 

Rahmenvereinbarungen zu befassen. 

a) Sachverhalt 

Die Auftraggeberin hatte die Lieferung 

von Reinigungs- und Hygieneartikeln als 

Rahmenvereinbarung mit einer Laufzeit 

von zwei Jahren mit einer zweimaligen 

Verlängerungsoption um jeweils ein Jahr 

EU-weit ausgeschrieben. In der Bekannt-

machung wurde darauf hingewiesen, 



50 Die Gemeinde SH 2/2026

28  EuGH, Urteil vom 17.06.2021 – C-23/20. 
29  Hiernach sind Rahmenvereinbarungen wie öffent-

 liche Aufträge zu vergeben, d.h. es ist auch für die 

 Vergabe einer Rahmenvereinbarung z.B. die Ver-

 fahrenshierarchie nach § 119 GWB, § 14 VgV zu be-

 achten. 
30  S. grundlegend EuGH, Urteil vom 19.12.2018 – C-

 216/17 – Autorità, noch zur alten Richtlinie 2004/

 18/EG, woraus sich die strittige Frage ergab, ob 

 die Feststellungen des EuGH auch auf das neue 

 Vergaberecht übertragbar sind. 
31  EuGH, Urteil vom 17.06.2021 – C-23/20 - Simon-

 sen & Weel; Urteil vom 14.07.2022 - C-274/21 und 

 C-275/21 – EPIC.
32  OLG Düsseldorf, Beschluss vom 28.09.2022 – VII-

 Verg 2/22. 
33  EuGH, Urteil vom 17.06.2021 – C-23/20 - Simon-

 sen & Weel; Urteil vom 14.07.2022 - C-274/21 und 

 C-275/21 – EPIC.
34  S. dazu Ott, in: EuZW 2022, 870.
35  OLG Koblenz, Beschluss vom 12.12.2022 – Verg 

 3/22.
36  Lange, in: VPR 2023, 16. Auf die unionsrechtliche 

 Vorschrift zu Auftragsänderungen (Art. 72 RL 

 2014/24) stellt auch der EuGH, Urteil vom 

 14.07.2022 - C-274/21 und C-275/21 – EPIC, für 

 die Zulässigkeit von Änderungen einer Rahmen-

 vereinbarung ab. 
37  Vgl. VK Niedersachsen, Beschluss vom 16.04.2025 

 – 14/2025.

dass die ausgeschriebenen Leistungen 

insgesamt den Höchstwert der bestellba-

ren Leistungen darstellen und dass bei 

dessen Ausschöpfung die Rahmenver-

einbarung endet, so dass keine weiteren 

Leistungen über diesen Vertrag bezogen 

werden können. Die Leistungsbeschrei-

bung enthielt zudem einen Vorbehalt des 

Auftraggebers, einzelne Positionen zu er-

höhen bzw. zu reduzieren. Ein nicht be-

rücksichtigter Bieter wandte sich u.a. 

damit an die Vergabekammer, dass die 

Höchst- und die Mindestabnahmemen-

gen nicht angegeben und in der Lei-

stungsbeschreibung nur angeführt wor-

den seien, dass die angegebenen Men-

gen anhand des durchschnittlichen Ver-

brauchs der Vorjahre ermittelt worden 

seien. Eine Verpflichtung der Auftragge-

berin zur vollständigen Abnahme sei nicht 

ersichtlich. Auch fehle es an der Angabe 

von Mindestabnahmemengen. 

b) Entscheidung

Das OLG entschied, dass die Angabe 

einer Höchstmenge in der Auftragsbe-

kanntmachung und den Vergabeunterla-

gen den vergaberechtlichen Anforderun-

gen genügt, auch wenn sich der Auftrag-

geber vorbehalten hat, einzelne Positio-

nen im Rahmen des § 132 GWB zu erhö-

hen oder zu reduzieren. Ein Auftraggeber 

könne unter teilweiser Aufgabe seiner mit 

der Rahmenvereinbarung angestrebten 

Flexibilität eine Mindestabnahmemenge 

garantieren, müsse dies aber grundsätz-

lich nicht. Bei Rahmenverträgen über 

Massenwaren, die jederzeit in beliebiger 

Menge produziert oder beschafft werden 

können, in großem Umfang auch ander-

weitig absetzbar sind und langfristig kos-

tengünstig gelagert werden können, wie 

dies bei den hier ausgeschriebenen 

Waren der Fall ist, bedürfe es nicht der An-

gabe einer Mindestabnahmemenge. 

Auch die Rüge, die Höchstabnahmemen-

ge sei nicht bzw. nicht vergaberechtskon-

form angegeben worden, hielt das OLG 

für unbegründet. Unter Bezugnahme auf 
28 die Rechtsprechung des EuGH stellte 

es fest, dass in der Bekanntmachung 

und/oder in den Vergabeunterlagen so-

wohl die Schätzmenge und/oder der 

Schätzwert als auch eine Höchstmenge 

und/oder ein Höchstwert anzugeben 

sind, und dass die Rahmenvereinbarung 

ihre Wirkung verliert, wenn diese Menge 

oder dieser Wert erreicht ist. 

Diesen Anforderungen habe die Auftrag-

geberin Rechnung getragen. Sie habe in 

der Bekanntmachung ausdrücklich da-

rauf hingewiesen, dass es sich bei den 

ausgeschriebenen – anhand des bisheri-

gen Bedarfs geschätzten – Mengen um 

Höchstmengen handelt, bei deren Errei-

chen die Rahmenvereinbarung ihre Wir-

kung verliert. Der Begriff „Höchstwert“ 

beziehe sich auf die in den Preisblättern 

genannten Mengen und nicht auf den 

kalkulatorischen Wert, der durch den 

jeweiligen Angebotspreis bestimmt wird. 

Den Bietern sei daher die Höchstmenge 

der jeweiligen Kategorie anzubietender 

Waren bekannt gewesen. Nicht zu bean-

standen sei auch der Vorbehalt, einzelne 

Positionen zu erhöhen bzw. zu reduzie-

ren. Denn die Auslegung dieses Vorbe-

halts nach dem objektiven Empfänger-

horizont ergebe, dass er sich nur auf 

Änderungen beziehe, die nach Maßga-

be des § 132 GWB, der die Zulässigkeit 

von Auftragsänderungen regelt, zulässig 

sind. 

c) Einschätzung

Für Rahmenvereinbarungen sind zum 

einen die verfahrensrechtlichen Anfor-
29derungen der § 103 Abs. 5 GWB  und 

§ 21 VgV und zum anderen die Vorgaben 

der Rechtsprechung insbesondere des 

EuGH zu beachten. Vorgaben zum Inhalt 

der Bekanntmachung von Rahmenverein-

barungen ergeben sich aus der jüngeren 
30Rechtsprechung des EuGH.  Hervorzu-

heben ist insoweit zum einen, dass in der 

Bekanntmachung der Rahmenvereinba-

rung sowohl die Schätzmenge und/oder 

der Schätzwert als auch eine Höchstmen-

ge und/oder ein Höchstwert anzugeben 
31sind.  Werden diese Angaben in der 

Bekanntmachung unterlassen, liegt darin 
32ein Vergaberechtsverstoß.  Zu betonen 

ist zum anderen, dass die Rahmenverein-

barung ihre Wirkung verliert, wenn diese 
33Menge oder dieser Wert erreicht ist.  Zu 

der Frage, ob dieser Verlust der Wirksam-

keit automatisch eintritt oder ob hierfür 
34eine Kündigung erforderlich ist , vertritt 

das OLG Koblenz die Ansicht, dass die 

Rahmenvereinbarung automatisch en-
35det.  Aus der Rechtsprechung des 

EuGH ergibt sich dies so ausdrücklich 

jedoch gerade nicht. Daher wird vertreten, 

dass das Erreichen zu einem Erlöschen 

der Leistungspflicht des Auftragnehmers 

führt, so dass der Auftraggeber ab die-

sem Zeitpunkt keine Leistungen mehr 

abrufen darf – im Rahmen des § 132 GWB 

könnten aber weitere Leistungen verein-
36bart werden.  Für die Grenze einer zuläs-

sigen Abweichung des Auftragsvolumens 

wird die Bagatellklausel des § 132 Abs. 3 

GWB herangezogen, wonach die Ände-

rung jeweils 10% vom jeweiligen Minimal- 

bzw. Maximalwert betragen darf, soweit 

diese Beträge nicht den Schwellenwert 

37überschreiten.  Bei der Gestaltung von 

Rahmenvereinbarungen sollten die Be-

sonderheiten vor allem zu ihrer Beendi-

gung und zu ihrer Erweiterung immer 

berücksichtigt werden, um nicht Gefahr 

zu laufen, dass der Leistungsabruf nicht 

mehr rechtlich zulässig ist. 



51Die Gemeinde SH 2/2026

1  Mit Blick auf die strengen Anforderungen der ober-

 gerichtlichen Rechtsprechung hat der Auftragge-

 ber in jedem Einzelfall eine detaillierte Prüfung der 

 für die jeweilige Gesamtvergabe streitenden Grün-

 de zu dokumentieren. Bereits aus diesem Grund 

 kann dieser Beitrag lediglich die einschlägigen 

 Grundzüge darstellen, nicht aber eine Rechtsbe-

 ratung im Einzelfall ersetzen.
2  So bereits der Entwurf eines Gesetzes zur Moder-

 nisierung des Vergaberechts aus dem Jahre 2008, 

 vgl. BT-Drs. 16/10117, S. 15.
3  OLG Frankfurt a.M., Beschluss vom 14. Mai 2018 – 

 11 Verg 4/18.

A. Einführung in die Fragestellung

Dem Gebot der Losvergabe kommt im 

Vergabeverfahren zentrale Bedeutung zu. 

Zum Schutz des Mittelstandes sind insbe-

sondere Projekte mit großen Volumina 

regelmäßig in Teil- und Fachlose aufzutei-

len, um auch mittelständischen Unterneh-

men eine Chance auf eine erfolgreiche 

Teilnahme am Vergabeverfahren einzu-

räumen. Insbesondere in der Bauvergabe 

besteht jedoch häufig ein praktisches 

Bedürfnis für die Beschaffung von Baulei-

stungen im Wege der Generalunterneh-

mer- bzw. Totalunternehmer-Vergabe, um 

die Kosten- und Terminrisiken des öffentli-

chen Auftraggebers zu verringern. Diese 

Vergabepraxis steht im Spannungsver-

hältnis zum – europarechtlich nicht zwin-

genden – Gebot des Mittelstandsschut-

zes (vgl. § 97 Abs. 4 GWB): Ein Gesamt-

auftrag ist i.d.R. in Lose aufzuteilen. Bei 

Verstoß gegen die Losaufteilung droht 

neben Vergabenachprüfungsverfahren 

im Einzelfall sogar die nachträgliche Rück-

forderung entsprechender Fördermittel. 

In der Praxis ist daher eine belastbare 

Dokumentation der Entscheidung des öf-

fentlichen Auftraggebers für eine Gesamt-

vergabe unerlässlich. Zur Ermittlung der 

erforderlichen Begründungsschritte so-

wie der Begründungsdichte ist eine Analy-

se der nach wie vor dynamischen oberge-

richtlichen Rechtsprechung zur Gesamt-

vergabe notwendig. Dieser Beitrag zeigt 

unter Berücksichtigung aktueller oberge-

richtlicher Entscheidungen die Grundzü-

ge für die Begründung der Gesamtverga-

be mit dem Schwerpunkt Bauvergabe auf 

(vgl. dazu unten Ziff. B.) und illustriert 

diese anschließend anhand von Bei-

spielsfällen aus dem Schul- und Woh-
1nungsbau (vgl. dazu unten Ziff. C.).  Zu-

letzt erfolgt ein kurzer Ausblick zu den 

möglichen Lockerungen des § 97 Abs. 4 

GWB durch das Vergabebeschleuni-

gungsgesetz (vgl. dazu unten Ziff. D.).

Die Praxis der Gesamtvergabe 

– GU-Modelle und serielles Bauen im 

Lichte des Losteilungsgebots nach 

§ 97 Abs. 4 GWB

Dr. Simon Manzke, Sebastian Bahr, Theresa Röttger, Rechtsanwältin bzw. 

Rechtsanwälte im Bereich Öffentliches Wirtschaftsrecht und Vergabe am 

Hamburger Standort der GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbH

 

Dr. Simon Manzke

Sebastian Bahr

Theresa Röttger

B. Zu den rechtlichen Voraus-

setzungen für die Gesamtvergabe 

nach § 97 Abs. 4 GWB

I. Grundlagen

Gemäß § 97 Abs. 4 Satz 1 GWB sind bei 

der Vergabe öffentlicher Aufträge mittel-

ständische Interessen vornehmlich zu 

berücksichtigen. Insbesondere sind Leis-

tungen in der Menge aufgeteilt (Teillose) 

und getrennt nach Art oder Fachgebiet 

(Fachlose) zu vergeben (sog. „Grundsatz 

der Losaufteilung“). Die Regelung soll 

den Mittelstand stärken, indem die Nach-

teile der mittelständischen Wirtschaft bei 

der Vergabe großer Aufträge mit einem 

Volumen, das die Kapazitäten mittelstän-

discher Unternehmen überfordern könn-

te, ausgeglichen werden. Von dem Gebot 

der Losvergabe soll daher nur in begrün-

deten Ausnahmefällen abgewichen wer-
2den können.  Entsprechend darf von der 

Vorgabe der Losaufteilung gemäß § 97 

Abs. 4 Satz 3 GWB nur ausnahmsweise 

dann abgewichen werden, wenn wirt-

schaftliche oder technische Gründe dies 

erfordern. Das OLG Frankfurt a.M. hat 

hierzu in einer instruktiven Entscheidung 

klargestellt, dass Mittelstandsförderung 

durch Losvergabe kein „Selbstzweck“ ist. 

Der Auftraggeber ist also nicht gehalten, 

eine Ausschreibung zum Zwecke des 

Mittelstandsschutzes derart „zuzuschnei-

den“, dass bestimmte Wirtschaftsteilneh-

mer daran teilnehmen können. § 97 Abs. 4 

GWB ist vielmehr im Kontext der primären 

Ziele des Vergaberechts auszulegen, zu 

denen das Gericht insbesondere die 

Wirtschaftlichkeit des Beschaffungsvor-
3habens zählt.

Die Aufteilung eines Auftrags in Lose zur 

Berücksichtigung mittelständischer Inter-

essen ist allerdings der gesetzliche Regel-

fall (§ 97 Abs. 4 Satz 2 GWB), wohingegen 

die einheitliche Auftragsvergabe (Losver-

zicht) den gesetzlichen Ausnahmefall 

darstellt (§ 97 Abs. 4 Satz 3 GWB). Der 

Auftraggeber soll gewissermaßen zur 

Wirtschafts- und Verhaltenslenkung – zu-

sätzlich zum Wirtschaftlichkeitsgebot ge-

mäß § 97 Abs. 1 Satz 2 GWB – mit Blick auf 

die Definition des Beschaffungsgegen-

stands den Mittelstand hinreichend be-
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rücksichtigen. Aus der gesetzgeberi-

schen Wertung lässt sich erkennen, dass 

es nicht ausreichen kann, wenn der öffent-

liche Auftraggeber nur irgendwie gearte-

te, allgemein „anerkennenswerte Grün-

de“ für eine Gesamtvergabe vorträgt. Er-

forderlich ist vielmehr, dass sich der öf-

fentliche Auftraggeber im Einzelnen mit 

dem grundsätzlichen Gebot der Fachlos-

vergabe und den im konkreten Fall dage-

gen sprechenden Gründen auseinander-

setzt und sodann eine umfassende Abwä-
4gung der widerstreitenden Belange trifft.  

Vereinzelt wird eine Gesamtvergabe nur 

dann als zulässig angesehen, wenn das 

Beschaffungsvorhaben in der vom öffent-

lichen Auftraggeber definierten Form nur 

im Wege der Gesamtvergabe verwirklicht 
5werden kann.  Die vergaberechtlichen 

Nachprüfungsinstanzen lassen im Ergeb-

nis jedoch regelmäßig ein Überwiegen 

der Gründe für den Losverzicht ausrei-

chen, d. h. die für die Zusammenfassung 

der Lose sprechenden Gründe müssen 

gegenüber den Schutzinteressen des Mit-

telstands nicht in einem gesondert ge-
6wichteten Verhältnis stehen.  Eine Erfor-

derlichkeit der Gesamtvergabe ist also 

nicht erst dann gegeben, wenn ein Los-

verzicht vollkommen alternativlos ist. Die 

Erforderlichkeit bzw. der Verzicht auf eine 

Losaufteilung dürfte vielmehr das Ergeb-

nis einer umfassenden Abwägung und 

damit als eine Ausprägung des allgemei-

nen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu 
7verstehen sein.

Die Gründe des Verzichts auf eine Losver-

gabe sowie die damit verbundene Abwä-

gung zugunsten der Gesamtvergabe sind 

umfassend zu dokumentieren. Die Recht-

sprechung legt regelmäßig strenge Anfor-

derungen an den Verzicht auf die Losver-

gabe, im Fall einer Nachprüfung muss 

daher aus der Dokumentation erkennbar 

sein, dass sich der Auftraggeber umfang-

reich mit den tatsächlichen technischen 

bzw. wirtschaftlichen Gründen und den 

betroffenen Interessen auseinanderge-

setzt hat. Eine Heilung der Abwägung im 

Verfahren kommt nicht in Betracht, es 

muss vielmehr bereits aus der Dokumen-

tation ersichtlich sein, dass der Auftragge-

ber im Vorfeld eine Abwägung der Interes-

sen des Mittelstands und seinem Interes-

se an der Gesamtvergabe vorgenommen 
8hat.

II. Obergerichtliche Maßstäbe: 

Wirtschaftliche und / oder technische 

Gründe als Rechtfertigung für die 

Gesamtvergabe

Aus dem Regel-Ausnahme-Verhältnis des 

§ 97 Abs. 4 GWB folgt, dass nach der ge-

setzlichen Konzeption des § 97 Abs. 4 

GWB die mit der losweisen Vergabe typi-

scherweise verbundenen Kosten und „all-

gemeinen“ Aufwände (z.B. erhöhter Koor-

dinierungsaufwand, einfachere Durchset-

zung von Gewährleistungsansprüchen) 

allein nicht ausreichen, um eine Gesamt-
9losvergabe im Einzelfall zu rechtfertigen.  

Daher bedarf es technischer und/oder 

wirtschaftlicher Gründe, die über diesen 

typischen Aufwand bzw. über diese typi-

schen Kosten hinausgehen. Dies bedeu-

tet im Einzelnen:

Den Maßstab der wirtschaftlichen Gründe 

legt zunächst der Sinn und Zweck des 

Losaufteilungsgebots aus § 97 Abs. 4 Satz 

2 GWB fest: „Teilungsimmanenter Mehr-

aufwand“, d.h. die typischen Mehrkosten 

bspw. in Form des typischerweise entste-

henden Mehraufwandes für eine Fach-

losvergabe können allein für sich betrach-

tet nicht ausreichen, um eine Gesamtlos-
10vergabe zu rechtfertigen.  Es genügen 

nach dem Normzweck des § 97 Abs. 4 

Satz 3 GWB jedoch auch einfache, weiter-

gehende jedenfalls nicht zu vernachlässi-

gende Kostennachteile für den öffentli-

chen Auftraggeber. So kann vom Grund-

satz der losweisen Vergabe abgewichen 

werden, wenn eine Aufteilung in Lose zu 

einer unverhältnismäßigen Verteuerung 

der Gesamtleistung oder einer deutlichen 
11  Leistungsverzögerung führen würde.

Weiterhin können auch technische Grün-

de die Notwendigkeit begründen, die 

Baulose nach § 97 Abs. 4 Satz 3 GWB zu-

sammen zu vergeben. Auch hierbei gilt, 

dass der mit einer Losvergabe allgemein 

bzw. gewöhnlich verbundene technische 

und/oder organisatorische Mehraufwand 

für sich genommen wiederum keine Ge-

samtvergabe rechtfertigen kann. Denn 

dabei handelt es sich um einen mit einer 

Losvergabe typischerweise verbundenen 

Mehraufwand, der nach dem Zweck des 
12Gebots gerade in Kauf zu nehmen ist.  

Allerdings fordert § 97 Abs. 4 Satz 3 Alt. 2 

GWB auch nicht, dass eine Aufteilung aus 

technischen Gründen objektiv unmöglich 

sein müsste. Unter technischen Gründen 

sind demnach alle Aspekte zu verstehen, 

die für eine Zusammenführung bestimm-

ter Leistungsschritte oder -bestandteile in 

einer Hand notwendig sind, um die vom 

Auftraggeber angestrebte Qualität sicher-

zustellen. Technische Gründe können 

insbesondere bei miteinander stark ver-

flochtenen Leistungen vorliegen. Sind die 

einzelnen Gewerke eines Bauvorhabens 

aufgrund einzelfallbezogener Umstände 

ungewöhnlich eng miteinander verzahnt, 

liegen regelmäßig technische Gründe 
13i.S.v. § 97 Abs. 4 Satz 3 GWB vor.  Eben-

falls von der vergaberechtlichen Recht-

sprechung anerkannt sind Gründe wie 

erhöhte Unfallgefahren im Baustellenbe-

reich, volkswirtschaftliche Nachteile infol-

ge von Zeitverlust durch Staugeschehen 

oder ökologische Nachteile durch ver-
14mehrte staubedingte Emissionen.

Zeitliche Gründe sind bisher nur aner-

kannt, soweit eine Losaufteilung zu nicht 

unerheblichen Bauzeitverzögerungen 

führt, die zugleich mit wirtschaftlichen 
15Nachteilen verbunden sind.  In einer ak-

tuellen Entscheidung hat die VK Bund 

aber auch eine zeitlich und technisch 

enge Verzahnung als Begründung ausrei-
16chen lassen.  Auch erhebliche volkswirt-

schaftliche Nachteile infolge Zeitverlusts 

durch Staugeschehen wurden als Grund 

für einen Verzicht auf die Losvergabe aus 
17zeitlichen Gründen akzeptiert.

Liegen wirtschaftliche und/oder techni-

sche Gründe vor, so ist ein Absehen von 

einer Losaufteilung nach § 97 Abs. 4 Satz 

2 und 3 GWB nur dann zulässig, wenn die 

Gründe das Absehen von einer Losauftei-

lung „erfordern“. Ausgehend von dieser 

Regelung im Gesetzestext steht dem Auf-

traggeber ein Beurteilungsspielraum zu, 

der nur eingeschränkt durch die Nachprü-
18fungsinstanzen überprüft werden kann.  

4  OLG München, Beschluss vom 25. März 2019 – 

 Verg 10/18, Juris Rn. 57; OLG Frankfurt, Beschluss 

 vom 14. Mai 2018 – 11 Verg 4/18, Juris Rn. 69 ff.
5  So etwa Ziekow, in: Ziekow/Völlink, Vergaberecht, 

 5. Aufl. 2024, § 97 GWB Rn. 95.
6  KG Berlin, Beschluss vom 8. Oktober 2025 – Verg 

 2/25; OLG Rostock, Beschluss vom 18. Juli 2024 – 

 17 Verg 1/24, Juris Rn. 45.
7  Vgl. VK Bund, Beschluss vom 21. Februar 2024 − 

 VK 2-5/24.
8  Vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 21. August 

 2024 – Verg 7/24.
9  S. nur OLG Rostock, Beschluss vom 10. Januar 

 2025 – 17 Verg 4/24, Juris Rn. 88.
10 S. jüngst KG Berlin, Beschluss vom 8. Oktober 

 2025 – Verg 2/25.
11  Vgl. OLG München, Beschluss vom 9. April 2015 – 

 Verg 1/15, Juris Rn. 71; OLG Karlsruhe, Beschluss

 vom 29. April 2022 – 15 Verg 2/22.
12  Vgl. VK Bund, Beschluss vom 8. Juni 2020 – VK 2-

 41/20, Juris Rn. 62.
13  Vgl. aktuell OLG Düsseldorf, Beschluss vom 14. Ja-

 nuar 2026 – Verg 16/25.
14  S. etwa VK Bund, Beschluss vom 29. Februar 2024 

 − VK 2-17/24.
15  OLG München, Beschluss vom 9. April 2015 – Verg 

 1/15.
16  VK Bund, Beschluss vom 28. April 2025 – VK 2-

 7/25.
17  VK Bund, Beschluss vom 29. Februar 2024 – VK 2-

 17/24.
18  Ausführlich: Delcuvé, in: Müller-Wrede, GWB-Ver-

 gaberecht, 2. Aufl. 2023, § 97 Rn. 231.
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Schon aufgrund des bestehenden Ent-

scheidungsspielraums des öffentlichen 

Auftraggebers darf das in § 97 Abs. 4 

GWB angeordnete Regel-Ausnahme-Ver-

hältnis nicht unangemessen streng in 

dem Sinne verstanden werden, dass eine 

Gesamtvergabe überhaupt nur bei Vorlie-

gen eines objektiv zwingenden Grundes 

erfolgen dürfte.

C. Praxisbeispiele: 

Die Gesamtvergabe im Baubereich 

– Generalunternehmer und 

Totalunternehmer

I. Grundlagen

Als Generalunternehmer („GU“) wird ein 

Auftragnehmer bezeichnet, der Projekt-

steuerung und Bauausführung „aus einer 

Hand“ erbringt, wobei wesentliche Teile 

vom GU selbst erbracht werden. Leistun-

gen, die der GU nicht selbst ausführt, 

vergibt er an Nachunternehmer. Aus Sicht 

des Auftraggebers besteht hierbei der 

Vorteil, dass nur ein einziger Vertrag mit 

dem Generalunternehmer geschlossen 

werden muss. Die Beauftragung der 

Nachunternehmer erfolgt durch und auf 

Risiko des Generalunternehmers. Der 

Auftraggeber muss im Verhältnis zum 

Nachunternehmer entsprechend nicht auf 

eine Erfüllung der Leistung hinwirken. 

Entsprechend trägt der Nachunterneh-

mer das Risiko von Schnittstellen der 

einzelnen Gewerke sowie einer terminge-

rechten Fertigstellung. Durch eine solche 

Übertragung der wesentlichen Baukoor-

dination auf einen Generalunternehmer 

reduziert sich der Verwaltungsaufwand 

des Auftraggebers, der sich nur mit einem 

einzigen Ansprechpartner auseinander-

setzen muss.

Die Beauftragung eines Generalunterneh-

mers scheint demnach auf den ersten 

Blick mit deutlichen Vorteilen für den Auf-

traggeber einherzugehen, es sind jedoch 

auch die Nachteile einer solchen Gesamt-

vergabe zu beachten: Zu berücksichtigen 

ist hierbei insbesondere, dass sich der 

Generalunternehmer das erhöhte Risiko 

sowie den Koordinierungsaufwand regel-

mäßig mit deutlichen Preisaufschlägen 

vergüten lassen wird. Zudem hat der 

Auftraggeber regelmäßig keinen Einfluss 

darauf, welche Nachunternehmer konkret 

zur Ausführung der einzelnen Gewerke 

eingesetzt werden. Nicht auszuschließen 

ist, dass der Generalunternehmer hierbei 

durch Beauftragung des günstigsten 

Nachunternehmers versuchen wird, sei-

nen Gewinn möglichst zu steigern. Auf-

traggebern ist daher nicht anzuraten, den 

Generalunternehmer ohne jegliche Kon-

trolle walten zu lassen; jedenfalls eine 
19Qualitätskontrolle sollte stets erfolgen.

In Abgrenzung zum Generalunternehmer 

übernimmt der Totalunternehmer zusätz-

lich zu den zuvor genannten Bauleistun-

gen bestimmte Planungsleistungen. Die 

Totalunternehmervergabe ist damit im 

Leistungsbild noch weiter gefasst als die 

Generalunternehmer-Vergabe. Die Vortei-

le der Vergabe an einen Totalunternehmer 

liegen auf der Hand: Der Auftraggeber 

erhält gebündelt anhand seiner im Vorfeld 

getroffenen Vorgaben sowohl Planung als 

auch Baurealisierung aus einer Hand. In 

dieser weitgehenden Abgabe der Bauauf-

gabe liegen jedoch zugleich auch die 

Nachteile: Der Auftraggeber verliert maß-

gebliche Einflussmöglichkeiten bereits in 

der Planungsphase. Ein Totalunterneh-

mer bietet sich daher insbesondere bei 

Bauvorhaben an, bei denen es weniger 

um Umsetzung spezifischer Gestaltungs- 
20und Qualitätsaspekte geht.  

Insofern spielt die Reichweite des Losver-

zichts eine entscheidende Rolle für die 

Anforderungen an die Begründungsdichte 

der Gesamtvergabe: Da im Fall des Total-

unternehmers/der Totalübernehmerverga-

be sämtliche Planungs- und Bauleistun-

gen aus einer Hand erbracht werden sol-

len, dürften an deren Begründung unstrei-

tig die höchsten Anforderungen zu stellen 

sein. Recht strenge Anforderungen dürften 

daneben auch gelten, soweit alle Baulei-

stungen im Wege der GU-Vergabe an 

einen Bauunternehmer vergeben werden. 

Nicht selten wird ein Projekt jedoch mit 

Blick auf bestimmte Bauabschnitte oder 

Gewerke in Lose aufgeteilt und nur be-

stimmte „Leistungspakete“ als GU-Leis-

tung zusammengefasst. Derartige Erwä-

gungen können durchaus in die Inte-

ressenabwägung einfließen, da durch eine 

solche „beschränkte“ Losaufteilung im 

Einzelfall ein Mindestmaß an Mittelstands-

schutz sichergestellt sein kann.

II. Beispielskonstellationen: 

Begründungsansätze für eine 

Gesamtvergabe nach § 97 Abs. 4 GWB

Mögliche Begründungsansätze sollen in 

diesem Beitrag beispielhaft anhand des 

Schul- und Wohnungsbaus dargestellt 

werden.

1. Schulbauprojekte

Besondere Bedeutung kommt in den Ge-

meinden dem Schulbau aufgrund einer 

anstehenden Verpflichtung zur Ganz-

tagsbetreuung zu: Sofern Kommunen in 

Schleswig-Holstein als Trägerin einer 

Grundschule (vgl. §§ 53, 9 Abs. 1 Nr. 1 

SchulG-SH) für die Errichtung und Unter-

haltung der Schule sowie des Schulbetrie-

bes zuständig sind, obliegt ihnen regel-

mäßig auch die Verpflichtung, spätestens 

ab dem Schuljahr 2026/2027 eine Ganz-

tagesbetreuung für alle Schülerinnen und 

Schüler zu unterhalten (vgl. § 24 Abs. 4 

SGB VIII in der ab dem 1. August 2026 

geltenden Fassung). Mit Inkrafttreten die-

ses Rechtsanspruches ab dem Schuljahr 

2026/2027 kann ein entsprechender 

dringlicher Beschaffungsbedarf einher-

gehen. Es liegt nahe, dass einige Träger 

von Grundschulen zum Sommer 2026 auf 

neue Räumlichkeiten angewiesen sind, 

damit bestimmte schulische Veranstal-

tungen stattfinden können. Nicht wenige 

Träger haben insofern entsprechende 

Fördermittelanträge auf Bewilligung von 

Zuwendungen (insbesondere bei der 

Investitionsbank Schleswig-Holstein) ein-

gereicht, etwa gemäß der Richtlinie zur 

Umsetzung des Investitionsprogramms 

aufgrund von Finanzhilfen des Bundes 

und Mitteln des Landes Schleswig-Hol-

stein zum Ausbau ganztägiger Bildungs- 

und Betreuungsangebote für Kinder im 

Grundschulalter (Investitionsprogramm 

Ganztagsausbau – „Ganztagsprogramm 

II“). Im Rahmen dieser Projekte kann sich 

auch die Frage nach einer Gesamtverga-

be an einen Totalübernehmer bzw. Gene-

ralunternehmer stellen.

Aus „wirtschaftlichen“ bzw. „technischen“ 

Gründen können etwa bestimmte bauli-

che Voraussetzungen des Neubaus für 

eine inklusive Betreuung oder die Sicher-

stellung der Mittagsverpflegung zwin-

gend erforderlich sein. Denkbar ist auch, 

dass besondere Abhängigkeiten des 

Neubaus zu bereits bestehenden Gebäu-

den zu beachten sind und deshalb eine 

Umsetzung „aus einer Hand“ notwendig 

ist. Durch die geforderte Umsetzung der 

Ganztagsbetreuung bis Sommer 2026 ist 

in vielen Fällen zudem eine zügige Umset-

zung der jeweiligen Baumaßnahmen 

erforderlich, die durch eine Losvergabe 

erheblich erschwert würde. Durch die 

kurzfristig notwendige Erfüllung der ge-

setzlichen Anforderungen kann sich für 

Schulen ein besonderer (über das übliche 

Maß hinausgehender) Beschleunigungs-

bedarf ergeben. Eine GU-Vergabe kann in 

19  Vgl. Schulte Strathaus/Schümann, in: Schäfer/

 Conzen, Praxishandbuch Immobilien-Projektent-

 wicklung, 5. Aufl. 2024, § 32 Rn. 42.
20  Vgl. Schulte Strathaus/Schümann, in: Schäfer/

 Conzen, Praxishandbuch Immobilien-Projektent-

 wicklung, 5. Aufl. 2024, § 32 Rn. 49.
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diesen Fällen zeitliche Verzögerungen 

durch Abstimmungen der einzelnen Ge-

werke reduzieren und den notwendigen 

Beschleunigungseffekt hervorrufen. Im 

Einzelfall können ggfs. auch erhebliche 

projektbezogene Kostenunterschiede der 

GU-Vergabe im Vergleich zur Einzellos-

vergabe oder projektbezogene nicht un-

erhebliche Effizienzgewinne durch eine 

GU-Vergabe für eine Gesamtvergabe 

dargelegt werden.

Insbesondere technische Gründe, die 

einen Losverzicht rechtfertigen, können 

sich auch aus Elementen des „seriellen 

bzw. modularen Bauens“ ergeben (siehe 

hierzu ausführlich Ziff. C.III). Darüber hin-

aus erfordern Projekte im Schulbau nicht 

selten einen besonders hohen Planungs-

aufwand mit Blick auf die Baustellenko-

ordinierung, den Bauablauf sowie die 

Baustelleneinrichtung. Dies kann sich z.B. 

aus dem parallelen Schulbetrieb und den 

erhöhten Sicherheitsanforderungen durch 

den Aufenthalt zahlreicher Kinder auf dem 

Gelände ergeben. Eine weitere Begrün-

dung liegt im erhöhten technischen Koor-

dinierungsaufwand des Neubaus, der 

sich aus bestehenden technischen Ab-

hängigkeiten zu bereits vorhandenen 

Gebäuden ergibt. Infolgedessen kann 

eine zentrale Abstimmung der verschie-

denen Gewerke bei der Planung erforder-

lich sein. Aber auch besondere Baugrund-

verhältnisse (etwa spezifische natur-

schutzrechtliche Belange oder ein heraus-

forderndes Bodenmanagement) können 

im Einzelfall als Gründe für eine Gesamt-

vergabe herangezogen werden.

2. Wohnungsbauprojekte

Zunächst lassen sich die soeben unter 

Ziff. C.II.1 genannten Aspekte grundsätz-

lich auf Wohnungsbauprojekte übertra-

gen. Soweit einschlägig, können dem-

nach die oben genannten Begründungs-

ansätze für eine Gesamtvergabe an Gene-

ral- oder Totalunternehmer auch im Woh-

nungsbau herangezogen werden. So 

kann insbesondere ein hoher Planungs-

aufwand mit Blick auf die Baustellenkoor-

dinierung, den Bauablauf sowie die Bau-

stelleinrichtung oder ein erhöhter techni-

scher Koordinierungsaufwand des Neu-

baus für eine Gesamtvergabe streiten. Als 

technischer Grund kann daneben mögli-

cherweise auch ein vorgesehenes Quali-

tätsniveau vorgebracht werden, das nur 

bei einer Leistung aus einer Hand erreicht 

werden kann. 

Insbesondere im sozialen Wohnungsbau 

kann daneben auch eine zeitliche Kompo-

nente maßgeblich für eine Gesamtverga-

be streiten: Im Einzelfall kann hier ein be-

sonderer Wohnraummangel eine be-

schleunigte Umsetzung durch einen GU 

erfordern, sofern etwa Wohneinheiten für 

vordringlich wohnungssuchende Haus-

halte oder eine öffentlich-rechtliche Unter-

bringung entstehen sollen. Dies gilt insbe-

sondere für auf dem Wohnungsmarkt be-

nachteiligte Menschen, etwa obdach- 

und wohnungslose oder geflüchtete Men-

schen sowie Menschen mit Behinderung 

oder psychischer Erkrankung.

III. Praxisfall Gesamtvergabe: 

Modulares und serielles Bauen

In der Praxis kann die Gesamtvergabe, 

insbesondere auch eine Totalunterneh-

mervergabe insbesondere in Fällen des 

modularen bzw. seriellen Bauens in Ein-

zelfällen in Betracht kommen. Die Begriff-

lichkeiten sind keinesfalls allgemeingül-

tig definiert und werden in der Praxis teil-

weise sogar synonym verwendet. Verein-

facht gesprochen beschreibt das serielle 

Bauen das Bauen in Serie: Bauvorhaben 

werden nicht mehr (vollständig) individuell 

geplant und gefertigt, vielmehr werden für 

verschiedene Gebäudeteile Serienele-

mente entworfen, anschließend in Serie 

vorgefertigt und vor Ort individuell verbaut 

oder zusammengesetzt, wobei ganze 

Gebäudeteile im Werk vorgefertigt wer-

den können. Modulares Bauen be-

schreibt eine Bauweise, bei der i.d.R. se-

riell vorgefertigte Raummodule nach dem 

Baukastenprinzip zu einem Gebäude 

zusammengefügt werden – statt gesam-

ter Gebäude werden nur einzelne Gebäu-

demodule vorgefertigt, sodass auch mit 

dem Ansatz des seriellen Bauens indivi-

duelle Gebäude geplant und gebaut wer-

den können. Die Begrifflichkeiten sollen 

im Folgenden im Wesentlichen synonym 

verwendet werden, da sie in der Praxis 

teils erhebliche Überschneidungen auf-

weisen. 

1. Leistungsbestimmungsrecht

Aus vergaberechtlicher Sicht bieten das 

serielle und modulare Bauen sowohl Her-

ausforderungen als auch Chancen. Ganz 

grundsätzlich gilt, dass die Wahl des 

Beschaffungsgegenstandes grundsätz-

lich dem Leistungsbestimmungsrecht 

des öffentlichen Auftraggebers unterliegt. 

Das Leistungsbestimmungsrecht und 

deren Ausübung ist dem Vergabeverfah-

ren jedoch grundsätzlich vorgelagert und 

unterliegt damit – bis auf wenige Ausnah-

men abgesehen – nicht dem Vergabe-

recht. Denn dieses regelt nicht, was der 

öffentliche Auftraggeber beschafft, son-

dern nur die Art und Weise der Beschaf-

fung. Entscheidet sich der öffentliche 

Auftraggeber also für eine bestimmte 

Bauweise (konventionell oder Seriell- bzw. 

Modulbau) ist dies ganz grundsätzlich als 

Ausprägung des Leistungsbestimmungs-

rechts zu sehen und unterfällt damit der 

grundsätzlich nicht voll überprüfbaren 

Beschaffungsautonomie der öffentlichen 

Auftraggeber. Ob eine Beschaffung sinn-

voll oder gar zweckmäßig ist, ist grund-

sätzlich aus vergaberechtlicher Sicht 

nicht voll überprüfbar. Allerdings ist das 

Leistungsbestimmungsrecht nicht gren-

zenlos gewährleistet. Denn die europäi-

schen Richtlinien streben die Öffnung des 

Beschaffungswesens der öffentlichen 

Hand für den europäischen Binnenmarkt 

an. Daraus folgen die in § 97 GWB festge-

legten Vergaberechtsgrundsätze des 

Wettbewerbs, der Gleichbehandlung, der 

Transparenz und dem Diskriminierungs-

verbot. 

Nach der Rechtsprechung des OLG Düs-

seldorf sind die dem Auftraggeber ge-

setzten vergaberechtlichen Grenzen der 

Bestimmungsfreiheit eingehalten, wenn 

die Bestimmung durch den Auftragsge-

genstand selbst sachlich gerechtfertigt 

ist, vom Auftraggeber dafür nachvollzieh-

bare objektive und auftragsbezogene 

Gründe dokumentiert worden sind und 

die Bestimmung folglich willkürfrei getrof-

fen worden ist, solche Gründe tatsächlich 

vorhanden sind und die Bestimmung an-

dere Wirtschaftsteilnehmer nicht diskrimi-
21niert.  Sind diese Vorgaben bei der Wahl 

der Bauart (konventionell oder Seriell- 

bzw. Modulbau) gewahrt und dokumen-

tiert, hat der öffentliche Auftraggeber die 

Grenzen des Leistungsbestimmungs-

rechts nicht überschritten. Die Bauart 

steht damit in vergaberechtlich nicht zu 

beanstandender Weise fest.

2. Grundsatz der losweisen Vergabe

Mit Blick auf die oben unter Ziff. A. und Ziff. 

B. erläuterten Grundsätze ist eine Auftei-

lung in Teillose beim modularen und se-

riellen Bauen wenig sachgerecht, da eine 

mengenmäßige Aufteilung von Aufträgen 

zwar grundsätzlich möglich ist. Allerdings 

stünde dies mit einem der Vorteile des 

modularen und seriellen Bauens bspw. 

der Ausnutzung von Synergie- und Ska-

leneffekten im Widerspruch. Eine Auftei-

lung in Fachlose hingegen wäre zwar 

ebenfalls grundsätzlich möglich, aber 

21  Vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 10. Juli 2024 

 – VII-Verg 2/24; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 

 13. April 2016 – VII-Verg 47/15.



Die Gemeinde SH 2/2026

häufig nur bedingt sachgerecht. Denn 

diese würde die Vorteile des hohen Vorfer-

tigungsgrads der einzelnen Bauteile oder 

Module (zeitlich, ggf. wirtschaftlich) wie-

der zunichtemachen. Selbst die Planung 

und Ausführung getrennt zu vergeben, 

erscheint mit Blick auf die speziellen Ferti-

gungsverfahren wenig sachgerecht. Vor 

diesem Hintergrund ist die rechtliche Be-

wertung der Gesamtlosentscheidung an-

hand des Einzelfalls zu bewerten.

3. Wirtschaftliche und technische 

Gründe für die Gesamtlosvergabe

Für eine Gesamtlosvergabe im Rahmen 

der Beschaffung von Bauleistungen aus 

der Hand eines Seriell- oder Modulbauers 

dürften bereits wirtschaftliche Gründe wie 

der häufig bestehende Beschleunigungs-

effekt, die häufig bestehenden Kostenef-

fekte sowie die Gewährleistung der Ter-

minsicherheit streiten. Hier sollte jedoch 

genau geprüft werden, ob diese Effekte 

mit Blick auf das konkrete Projekt tatsäch-

lich auch bestehen. Im Einzelfall muss 

damit eine direkte Gegenüberstellung der 

Vorteile der verschiedenen Bauweisen 

erfolgen und direkte nicht zu vernachlässi-

gende Kosten- und/oder Beschleuni-

gungseffekte im Einzelfall auch nachweis-

bar und dokumentiert werden. Aber auch 

technische Gründe können im Einzelfall 

mit Blick auf das serielle oder modulare 

Bauen für die Gesamtlosvergabe spre-

chen. Denn insoweit erscheint die Vergabe 

von Teillosen mit Blick auf Kompatibilität 

der seriellen Elemente oder Module in der 

Regel ausgeschlossen. Aber eine Auftei-

lung in Fachlose dürfte mit Blick auf die 

Fertigungsprozesse und die dadurch er-

reichten Effekte im Einzelfall ausscheiden. 

Auch hier gilt, dass die Gründe im Einzel-

fall tatsächlich vorliegen und mit Blick auf 

das Projekt auch nachgewiesen und doku-

mentiert werden müssen.

D. Mögliche Lockerungen des § 97 

Abs. 4 GWB durch das 

Vergabebeschleunigungsgesetz

Mit Blick auf die strengen Anforderungen 

des § 97 Abs. 4 GWB und die oben aufge-

zeigte vergaberechtliche Rechtsprechung 

bestehen schon seit längerer Zeit Bestre-

bungen für eine Lockerung der ge-

setzlichen Maßstäbe: Am 30. September 

2024 hatte das seinerzeitige Bundesmi-

nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz 

(BMWK) den Referentenentwurf zum sog. 

Vergabetransformationsgesetz vorge-
22legt.  Dort war insbesondere die folgen-

de Änderung von § 97 Abs. 4 Satz 3 GWB 

vorgesehen: „Mehrere Teil- oder Fachlose 

dürfen ganz oder teilweise zusammen 

vergeben werden, wenn wirtschaftliche, 

technische oder zeitliche Gründe dies 

rechtfertigen.“ Zunächst soll der in § 97 

Abs. 4 Satz 3 GWB neu einzufügende 

Zusatz „ganz oder teilweise“ die – wohl 

unstreitige – Klarstellung bewirken, dass 

die Zusammenfassung mehrerer Lose 

nicht zwingend zu einer Gesamtvergabe 

des gesamten Auftrags führen muss, 

sondern auch zu einer bloßen „Teil-GU-

Vergabe“ führen kann. Darüber hinaus 

sollten nach dem seinerzeitigen Referen-

tenentwurf des BMWK auch zeitliche 

Gründe in § 97 Abs. 4 Satz 3 GWB aus-

drücklich anerkannt werden. Richtigerwei-

se wurde in der Begründung zum Referen-

tenentwurf darauf hingewiesen, dass 

zeitliche Gründe in der Rechtsprechung 

z.T. bereits anerkannt waren, soweit eine 

Losaufteilung zu nicht unerheblichen 

Bauzeitverzögerungen führte, die mit 

wirtschaftlichen Nachteilen verbunden 
23wären  oder volkswirtschaftliche Nach-

24teile verursachten.  Die Aufnahme von 

„zeitlichen Gründen“ in § 97 Abs. 4 Satz 3 

GWB hätte dann für sich genommen eine 

Gesamtvergabe rechtfertigen können, 

ohne dass diese zeitlichen Gründe zwin-

gend auch unmittelbare wirtschaftliche 

Auswirkungen haben. Zum anderen hät-

ten die wirtschaftlichen, technischen oder 

zeitlichen Gründe nach dem Referenten-

entwurf eine Gesamtvergabe nicht mehr 

„erfordern“ müssen, sondern stattdessen 

bloß „rechtfertigen“. Die Begründung zum 

Referentenentwurf ging insoweit davon 

aus, dass mit dieser Änderung „die 

Begründungstiefe vom Erfordern auf ein 

Rechtfertigen gesenkt“ werde. Insofern 

werde der auftraggeberseitige Beurtei-

lungsspielraum gestärkt. Weiterhin erfor-

derlich sei eine willkürfreie Prognoseent-

scheidung auf Basis einer korrekten Sach-

verhaltserfassung und eine entsprechen-
25de Dokumentation.  An die Abwägung 

und ihre Dokumentation wären dann aber 

wohl keine zu strengen Anforderungen zu 

stellen gewesen. Die Regelung sollte dazu 

dienen, einen klarstellenden und sicheren 

Rechtsrahmen für Fälle zu schaffen, in 

denen eine Gesamtvergabe vernünftiger-
26weise geboten sei.

Mit dem Ende der Ampel-Koalition im No-

22  Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Verga-

 betransformationsgesetz, s. BT-Drs. 20/14344.
23  Vgl. etwa OLG München, Beschluss vom 09. April 

 2015 - Verg 1/15, Juris Rn. 71.
24  Hierzu ausführlich VK Bund, Beschluss vom 29. 

 Februar 2024 - VK 2 - 17/24, Juris Rn. 60 ff.
25  BT-Drs. 20/14344, S. 57.
26  BT-Drs. 20/14344, S. 57.
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vember 2024 fiel das Vergabetransforma-

tionsgesetz dem Diskontinuitätsprinzip 

zum Opfer. Die neue Bundesregierung hat 

mit Gesetzesinitiative vom 15. August 

2025 nunmehr das sog. Vergabebe-

schleunigungsgesetz auf den Weg ge-

bracht, das in Abweichung zum Ansatz 

des Vergabetransformationsgesetzes zur 

Ausnahme vom Losteilungsgebot des 

§ 97 Abs. 4 GWB die folgende Maßgabe 
27vorsieht:  „Mehrere Teil- oder Fachlose 

dürfen auch zusammen vergeben wer-

den, wenn zeitliche Gründe dies bei der 

Durchführung von aus dem Sonderver-

mögen Infrastruktur und Klimaneutralität 

finanzierten Infrastrukturvorhaben, deren 

geschätzter Auftrags- oder Vertragswert 

ohne Umsatzsteuer das Zweieinhalbfa-

che der Schwellenwerte nach § 106 Ab-

satz 2 GWB erreicht oder überschreitet, 

erfordern.“ Hieraus folgt, dass der Ge-

setzgeber im Grundsatz bewusst den 

strengen Maßstab des „Erforderns“ bei-
28behalten will.  Die noch im Vergabetrans-

formationsgesetz vorgesehene Ausnah-

me von der Losbildung soll nunmehr klar 

begrenzt sein auf „zeitliche Gründe“ nur 

„bei der Durchführung von aus dem Son-

dervermögen Infrastruktur und Klimaneut-

ralität finanzierten Infrastrukturvorhaben“. 

Aus der Begründung des Referentenent-

wurfs lässt sich schließen, dass die vorge-

sehene Ausnahme offenbar tatsächlich 

nur auf die Sonderkonstellation von Pro-

jekten beschränkt bleiben soll, die aus 

dem Sondervermögen Infrastruktur und 

Klimaneutralität finanziert werden. Eine – 

an sich naheliegende – entsprechende 

Anwendung der „zeitlichen Gründe“ auf 

die Durchführung dringlicher Projekte, die 

aus anderen Mitteln bzw. Sonderver-

mögen finanziert werden, erscheint an-

gesichts des wohl eindeutigen Willen des 

Gesetzgebers bzgl. des Vergabebe-

schleunigungsgesetzes nicht leicht ver-

tretbar. Im Rahmen seiner Stellungnahme 

zum Vergabebeschleunigungsgesetz hat 

der Bundesrat die Vorschläge des Verga-

betransformationsgesetzes zur Locke-

rung des § 97 Abs. 4 GWB inhaltlich erneut 
29aufgegriffen.  Er plädiert dafür, die Aus-

nahme von der Losbildung aus „zeitlichen 

Gründen“ auf sämtliche Vorhaben zu er-

strecken und vorzusehen, dass wirtschaft-

liche, technische oder zeitliche Gründe 

eine Gesamtvergabe nur „rechtfertigen“ 

müssen (statt bislang: „erfordern“).

E. Fazit

Eine losweise Vergabe stellt zwar den 

Regelfall der Vergabe dar, nach den hier 

dargestellten Maßgaben kommt jedoch 

ausnahmsweise auch eine Gesamtver-

gabe in Betracht. Öffentliche Auftragge-

ber und Zuwendungsempfänger sollten 

im Falle der Gesamtvergabe jedoch unbe-

dingt die grundlegenden Maßgaben der 

Rechtsprechung zum Losteilungsgebot 

nach § 97 Abs. 4 Satz 2 und 3 GWB 

beachten. Andernfalls droht die Angreif-

barkeit der Entscheidung im Wege eines 

Vergabenachprüfungsverfahrens bzw. 

die Rückforderung von Fördermitteln 

durch den Zuwendungsempfänger. Wird 

die Gesamtvergabe gewählt, ist unbe-

dingt eine sorgfältige Dokumentation 

dieser Entscheidung anzuraten. Im Aus-

gangspunkt kann der öffentliche Auftrag-

geber im Rahmen seiner Beschaffungs-

freiheit autonom entscheiden, was er 

beschafft. Das Vergaberecht adressiert 

auf dieser Ebene nur das „WIE“ der Be-

schaffung. Der Prüfungsmaßstab der 

Vergabenachprüfungsinstanzen wird da-

her in Bezug auf die Definition des 

Beschaffungsbedarfs auf Beurteilungs-

fehler beschränkt. Da die Aufteilung eines 

Auftrags in Lose nach § 97 Abs. 4 Satz 2 

GWB aber der gesetzliche Regelfall ist, 

muss der Auftraggeber aus seinem kon-

kreten Beschaffungsbedarf nachvollzieh-

bar ableiten, weshalb im Einzelfall nach 

Durchführung einer Interessenabwägung 

zumindest überwiegende Gründe für die 

einheitliche Auftragsvergabe aus wirt-

schaftlichen und/oder technischen Grün-

den sprechen. Enthält die Vergabedoku-

mentation keine oder eine unzureichende 

Darlegung der für eine Gesamtvergabe 

streitenden Gründe einschließlich einer 

Interessenabwägung, dürften die betref-

fenden Nachprüfungsinstanzen in aller 

Regel von einem Verstoß des Auftragge-

bers gegen die Maßgaben des § 97 Abs. 4 

GWB ausgehen. 

1   Vgl. (EU) 2018/842 – Verbindliche THG Reduk-

 tionsziele der EU Mitgliedsstaaten DE 2021-2030

Wie kann eine Gemeinde im vergabe-

rechtlichen Kontext mit einem CO -SP 2

zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

zukünftig einen Beitrag zur Dekarbonisie-

rung leisten? 

Vergaberecht – Treibhausgasreduziertes 

Bauen der Öffentlichen Hand mit 

CO -Schattenpreisen in SH 2

„Ein CO -Schattenpreis ist kein Risiko für die kommunale Beschaffung, sondern 2

ein rechtsstaatlich legitimiertes Steuerungsinstrument für eine zukunftsfähige 

Haushalts- und Baupolitik.“

Alexander Böttcher, Vergabeprüfstelle im Ministerium für Inneres, Kommunales, 

Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein, MBA Strategische Beschaffung

Einleitung – Dekarbonisierung auf 

Gemeindeebene 2026-2040

Das wachsende öffentliche Interesse zur 

Erreichung der verbindlich zu berücksich-
1tigenden THG-Reduktionsziele  sowie die 

bereits spürbaren Auswirkungen des 

Klimawandels haben dazu geführt, dass 

der Begriff der Dekarbonisierung in Euro-

27  S. Referentenentwurf BMWE, BT-Drs. 21/1934, S. 7. 
28  So auch der Gesetzentwurf der Bundesregierung 

 zum Vergabebeschleunigungsgesetz, BT-Drs. 

 21/1934, S. 8.
29  Stellungnahme des Bundesrats zum Gesetzent-

 wurf der Bundesregierung für das Vergabebe-

 schleunigungsgesetz, vgl. BR-Drs. 380/25, S. 2 ff.
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2  Vgl. § 14 Absatz 2 KSG
3  Vgl. § 13 Absatz 1 Satz 3 KSG i.V.m. Artikel 28 Ab- 

 satz 2 GG
4  Vgl. 440 ppm CO2 Durchschnittswert gemäß IPCC 

 Bericht 2025
5  Vgl. Klimaschutzprogramm 2030 – Stand 03.12.2024
6  BNUR_24.09.2021- Vernetzungsworkshop Nach-

 haltige Beschaffung – Handlungsempfehlungen 

 für die nachhaltige kommunale Beschaffung aus 

 Sicht einer Vergabeprüfstelle des MILIG SH
7  Universität der Bundeswehr in München – Arbeits-

 gebiet Beschaffung – Public Management „Un-

 tersuchung der rechtsstaatlichen Voraussetzun-

 gen zur Einführung eines CO2-Schattenpreises als 

 nachhaltiges Zuschlagskriterium nach Vergabe-

 recht zur förderlichen Dekarbonisierung öffentli-

 cher Beschaffungen von Bauleistungen“; 2025; 

 MBA Public Management A.Böttcher

pa, in Deutschland und explizit auch auf 

der Gemeindeebene zu einem Leitmotiv 

der klimapolitischen Debatte und zum 

Maßstab des wirkungsbasierten Han-

delns für den Klimaschutz geworden ist. 

Retrospektiv hat Deutschland die Ver-

pflichtungen des Pariser Abkommens von 

2015 durch das Bundes-Klimaschutz-

gesetz (KSG) stufenweise in verbindliche 

sektorale Emissionsziele auf der Bundes-

ebene 2019 erfolgreich eingeführt. Dies 

setzt auch zukünftig voraus, dass die 

Bundesländer und der Bund in geeigneter 

Form zusammenarbeiten, um die Ziele 
2des KSG gemeinsam erreichen  zu kön-

nen. Dabei wird den Gemeinden grund-

sätzlich ihre Gestaltungsfreiheit zur Aus-

gestaltung ihrer zu treffenden Maßnah-

men zur Dekarbonisierung im Rahmen 

ihrer Gemeindehoheit in ihren jeweiligen 

Verantwortungsbereichen subsidiär zuge-
3sichert , um ihrerseits dem Berücksichti-

gungsgebot zur Erreichung der Klima-

neutralität in Schleswig-Holstein ange-

messen folgen zu können.

In einem ersten Zwischenfazit kann fest-

gehalten werden, dass die anstehende 

Dekarbonisierung, insbesondere mit Blick 
5auf die Konzentration  2026 an THG in 

unserer Atmosphäre, auftragsgemäß eine 

herausfordernde Gemeinschaftsaufgabe 

für z.B. alle THG-Emittenten in den 1.104 

Gemeinden in Schleswig-Holstein vor Ort 

ist. Dabei passt die Landesregierung in 

SH seit 2017 über das Energiewende- und 

Klimaschutzgesetz stets souverän – im 

politischen Konsens – die notwendig wer-

denden gesetzlichen Leitplanken in SH an 

und fokussiert weiterhin ambitioniert das 

Ziel der Klimaneutralität bis 2040.

Insbesondere ist positiv festzustellen, 

dass die Erfassung und methodische Ab-

senkung der THG-Emissionsmengen in 

SH im laufenden Prozess – sowie unter 

der Maßgabe der Dekarbonisierung – 

etabliert worden ist und aktuell auf der 

Grundlage der in SH eingeführten strate-
5gischen Programme zum Klimaschutz  

alle staatlichen Ebenen, die Wirtschaft 

und die Zivilgesellschaft in Schleswig-

Holstein verbindlich adressiert und best-

möglich eingebunden wurden.

Die Grundlage für die Festlegung der zu 

treffenden Auswahl an Maßnahmen zur 

Festlegung des öffentlichen Beschaf-

fungssolls z.B. im Rahmen der zu erstel-

lenden Wärmeplanung, begründet sich 

regelmäßig auf der Grundlage einer Treib-

hausgasbilanz (THGB) nach EWKG ge-

folgt von einer nachfolgenden Varianten-

auswahl durch die Gemeinde. 

In diesem Zusammenhang ist es von be-

sonderer Bedeutung, dass die THGB als 

Zielgröße transparent das Ausmaß des 

eigenen Emittierens an THG widerspie-

geln und als Selbstbildnis den Meinungs-

bildungsprozess einer Gemeinde fördert. 

Damit wird die THGB zur Referenzgröße 

und ist für die faktenbasierten Feststellun-

gen des angemessenen Umfanges der zu 

beschließenden Maßnahmen zur Errei-

chung der eigenen Klimaschutzziele 

(THG-Neutralität bis 2040 in SH) entschei-

dend.

Hierbei kann den Kommunalen Akteur/-

innen zur Begründung der eigenen Ent-

scheidungsfindung helfen, dass im § 1 

Satz 3 EWKG seit 2021 ein Verwendungs-

verzicht von fossilen Energieträgern als 

gesetzlich festgelegtes Interesse des 

Landes Schleswig-Holsteins explizit for-

muliert vorliegt (Landesziel – Ausstieg aus 

der Verbrennung fossiler Energieträger).

2021 – Aufsteigender Fokus der 

Quantifizierung von THG von Baustoffen 

Entwicklung – 

Zu dem seit 2017 in SH ambitioniert ein-

setzenden Prozessen zur Anpassung der 

Kommunalen Energiewirtschaft sowie de-

ren konsequente Ausrichtung auf die 

Zielvorgaben der Dekarbonisierung nach 

EWKG, besteht seit 2021 zunehmend auf 

Landes- und kommunaler Ebene das öf-

fentliche und dienstliche Interesse am 

Einsatz des Vergaberechtes zur nachhal-
6tigen öffentlichen Beschaffung  im Rah-

men der diskriminierungsfreien öffentli-

chen Beschaffung von THG-reduzierten 

Produkten (Bsp. Nutzung der grauen 

Energie des RC Betons).

Im Rahmen der ab 2021 gestarteten ver-

gaberechtlichen Konsultation des MIKWS 

u.a. durch Anfragen des Landtages SH, 

wurde ein intensiver vergaberechtlicher 

Wissenstransfer landesintern und bun-

desweit initiiert – mit dem Ergebnis, dass 

grundlegende Fragen zur praktischen 

Umsetzung und sowie praxistaugliche 

Handlungsempfehlungen zur Implemen-

tierung eines monetären Anreizsystems 

nach Vergaberecht konsistent auf EU-, 

Bundes- und Länderebene für unsere 

Kommunen und Gemeinden national so-

wie in SH nicht vorliegen.

In Erkenntnis dieser Herausforderung und 

der Bedeutung z.B. für die zukünftige Nut-

zung von RC-Baustoffen sowie die über-

fällige systemkonforme Implementierung 

der Anrechnung der Leistung von geeig-

neten Baustoffen als THG-Senken, führte 

zur fachlichen Weiterentwicklung und 

Ausprägung einer für den Praxiseinsatz 

geeigneten Muster-Leistungsposition un-

ter Anrechnung eines CO -Schattenprei-2

ses (CO -SP). 2

Diese neue und ungeübte Systematik be-

inhaltet im Kern die monetäre Bewertung 

von THG-Emissionen in einem öffentli-

chen Vergabeverfahren unter fairen wett-

bewerblichen Marktbedingungen und för-

dert zugleich die Entwicklung zukunfts-

orientierter Baustoffe unter der Prämis-

se eines THG-reduzierten Lebenszyklus 

eines Produktes.

In diesem Kontext stellten sich dem Ver-

fasser gleich mehrere praxisrelevante und 

interdisziplinäre Fragestellungen aus der 

Makro- und Mikroökonomie, des EU- und 

nationalen Vergaberechtes, dem Kom-

munalverfassungsrecht, der EU-DIN Nor-

mung, des UN-, EU-, Bundes- und des 

Landesklimaschutzrechtes sowie des 

Baustoff- und Ingenieurwesens zu den 

nachfolgenden Fragestellungen:

I.    Was ist ein CO -Schattenpreis und 2

 wie wirkt dieser im Wettbewerb?

II.   Welche Rechtsnorm legitimiert den 

 vergaberechtlichen Wertungsvorrang 

 unter  Einbeziehung eines CO -SP?2

III.  Welche Rechtsnorm legitimiert eine 

 positive Anrechnung von THG-redu-

 zierten Baustoffen bei Bauleistungs-

 beschaffungen nach geltendem Ver-

 gaberecht?

IV.  Gibt es staatliche Empfehlungen/Quel-

 len zur Festlegung des CO -SP? 2

V.   Legitimiert die zugesicherte Finanzho-

 heit einer Gemeinde die Festlegung 

 eines  eigenen CO-SP in Eigenregie?

VI.  Besteht bestenfalls eine explizite ge-

 setzliche Empfehlung zum Einsatz 

 eines CO -SP für die Kommunen in 2

 Schleswig-Holstein?

Diese grundlegenden Fragestellungen 

wurden aufgrund der Relevanz für die zu-

künftige öffentliche Baubeschaffung auf 

kommunaler Ebene im Rahmen einer wis-
7senschaftlichen Masterthesis 2022/2025  

an der Universität der Bundeswehr in 

München untersucht. 
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8  Masterthesis CO2-SP 2025; UNI Bw München; 

 MBA Public Management A.Böttcher
9  Vgl. nachfolgende Abbildung 01 – Aktuelle Kosten-

 sätze der UBA Methodenkonvention 3.2 10/2024

Ergebnisse 

I. CO -Schattenpreis 2

Ein CO -Schattenpreis ist ein rechneri-2

scher Zusatzbetrag, der die versteckten 

Klimaschadenskosten eines Produkts 

sichtbar macht – also jene Kosten, die 

bisher „im Schatten“ lagen und nicht im 

Marktpreis enthalten sind (z.B. „ausgela-

gerte und nicht zu Marktpreisen verrech-

nete Treibhausgaskosten“ – externalisier-

te Kosten).

Im Wettbewerb wirkt der Schattenpreis 

wie ein Preisaufschlag für klimaschädli-

chere Angebote, weil ihre CO -Emissi-2

onen in Euro bewertet werden können und 

zu aktuellen Umweltschadenskosten zum 

Angebotspreis hinzuaddiert werden. Im 

Kern werden klimafreundliche Produkte 

automatisch wirtschaftlich attraktiver, was 

Unternehmen motiviert, emissionsärmer 

zu produzieren und Innovationen voran-

zutreiben (Ziel – u.a. die Entwicklung von 

Baustoffen, die zukünftig CO  aus der At-2

mosphäre binden – sogenannte CO -2
Senken).

II. EU-Oberschwellenbereich für 

Bauleistungen 

Ein vergaberechtlicher Wertungsvorrang 

unter Einbeziehung eines CO -Schatten-2

preises ist unionsrechtlich durch Art. 67 

Abs. 2 lit. a RL 2014/24/EU legitimiert, der 

ausdrücklich die Berücksichtigung von 

„Kosten im Lebenszyklus einschließlich 

externer Umweltkosten“ als Zuschlagskri-

terium zulässt. National wurde dies durch 

§ 127 Abs. 1 und Abs. 3 GWB sowie § 16d 

EU Abs. 2 Nr. 5 lit. b VOB/A im Ober-

schwellenbereich 2016 umgesetzt, um 

die Wertung von „Kosten der Umweltnut-

zung“ als Bestandteil des besten Preis-

Leistungs-Verhältnisses zu erlauben. Das 
8Ergebnis der Thesis  stellt klar: „Mittels 

zulässiger und monetärer Anrechnung 

eines produktspezifischen Nutzens der 

Umweltkosten durch THG-Emissionen als 

Zuschlagskriterium ist eine Angebotswer-

tung legitim eröffnet“.

III. EU-Unterschwellenbereich für 

Bauleistungen

Die positive Anrechnung von THG-red-

uzierten Baustoffen (Graue Energie eines 

RC-Betons) ist im Unterschwellenbereich 

über § 7a Abs. 5 VOB/A (Technische Spe-

zifikationen) sowie § 16d Abs. 1 Nr. 4 

VOB/A legitimiert und legaldefiniert, da 

dort ausdrücklich „Umwelt- und Klimalei-

stungsstufen“ sowie „Kosten von umwelt-

bezogenen Aspekten“ als zulässige Zu-

schlagskriterien genannt werden. Die 

Masterarbeit betont hierzu: „Damit hat der 

deutsche Normengeber auch im Unter-

schwellenbereich die strategische (nach-

haltige) Beschaffung zugelassen.“

IV. Höhe des CO -SP 2

– Orientierungswerte durch das 

Umweltbundesamt seit 2007

Das Umweltbundesamt (UBA) empfiehlt 

die Festlegung von CO -Schattenpreisen 2

primär über die aktuell veröffentlichte 

Methodenkonvention 3.2 2024, die die 

wissenschaftlich ermittelten Schadens- 

und Vermeidungskostenansätze öffent-

lich zugänglich für Kommunen bereitstellt. 

Diese zur Verfügung gestellten Kostensät-

ze dienen seit 2007 bundesweit als anre-

chenbare Orientierungsgröße für Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchungen und für 

strategische öffentliche Beschaffungsvor-

haben mit einem aktuellen Kostensatz 

von „900 � / t CO äq (2026) bei einer 2
9Gleichgewichtung der Generationen“ . 

Parallel verweisen mehrere Landesklima-

schutzgesetze – analog § 8 KlimaG BW 

und § 7 Abs. 3 EWKG in Schleswig-Hol-

stein – ausdrücklich darauf, dass Kommu-

nen CO -Schattenpreise „in Orientierung 2

an den vom Umweltbundesamt empfoh-

lenen Kostensätzen“ festlegen können 

bzw. es wird deren Einsatz für Kommunen 

in SH empfohlen. 

Damit bilden die UBA-Kostensätze die 

maßgebliche staatliche Referenznorm für 

die Festlegung eines CO -Schattenprei-2

ses im öffentlichen Sektor auf Bundes- / 

Landes- und Gemeindeebene.

Abbildung 1: Information – Aktuelle Methodenkonvention 3.2 10/2024 des UBA, CO -Kostensätze = CO -Schattenpreis2 2
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10  Brüning Dt.KommunalR § 3II Rdn.30; 5.Auflage, 

 Prof. Dr .Christoph Brüning, Präsident des Landes-

 verfassungsgerichts SH
11 Vgl. Schliesky; § 1Rdn.148,1.Aufl.2021 Landes-

 recht Schleswig-Holstein; Prof. Dr. Utz Schliesky
12  Vgl. Artikel 11 LVerf SH; „Die natürlichen Grundla-

 gen des Lebens sowie die Tiere stehen unter dem 

 besonderen Schutz des Landes, der Gemeinden 

 und Gemeindeverbände sowie der anderen Träger 

 der öffentlichen Verwaltung.“
13  Vgl. Artikel 28 II S. 3.I GG; „Die Gewährleistung der 

 Selbstverwaltung umfasst auch die Grundlagen 

 der finanziellen Eigenverantwortung;“ 
14  Vgl. Artikel 20a GG; „Der Staat schützt auch in Ver-

 antwortung für die künftigen Generationen die 

 natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im 

 Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch 

 die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz 

 und Recht durch die vollziehende Gewalt und die 

 Rechtsprechung.“
15  Veröffentlicht am 24.09.2021 in Neumünster; Der 

 Verfasser

V. Das Ambitionsniveau – Die Höhe 

des CO -SP ist entscheidend!2

Das Ambitionsniveau einer Kommunen 

zeigt sich, wenn eine Kommune einen 

CO -Schattenpreis wählt, der sich an den 2

wissenschaftlich empfohlenen Schadens-

kosten des Umweltbundesamtes grund-

sätzlich orientiert und damit konsequent 

die realen Umweltfolgekosten in die verga-

berechtlichen Entscheidungen internali-

siert. Ein mittleres Ambitionsniveau liegt 

z.B. vor, wenn der CO -SP zwar genutzt 2

wird, aber deutlich unter den empfohlenen 

Kostensätzen bleibt und damit nur be-

grenzte Lenkungswirkung entfaltet. Ein 

niedriges Ambitionsniveau besteht, wenn 

der CO -Schattenpreis symbolisch oder 2

sehr gering angesetzt wird und damit 

kaum Einfluss auf Beschaffungsentschei-

dungen oder Dekarbonisierungspfade hat.

VI. Finanzhoheit – Regiefreiheit 

der Gemeinde

Die Gemeinden dürfen autonom im Rah-

men des Art. 28 II GG einen eigenen 

CO -Schattenpreis festlegen, sofern kei-2

ne entgegenstehenden Gesetze beste-

hen und der Verhältnismäßigkeitsgrund-
10satz gewahrt wird. So betont Brüning , 

dass die Kommunen als Teil der vollzie-

henden Gewalt durch Art. 20a GG und die 

landesrechtlichen Staatszielbestimmun-

gen in die Pflicht genommen sind, Um-

weltschutz als kommunale Aufgabe wahr-

zunehmen, jedoch innerhalb der Kompe-

tenzordnung handeln müssen („die Kom-

munen … sind angesprochen und der 

Umweltschutz wird zu einer kommunalen 

Aufgabe“,). 
11Dies ergänzt Schliesky  in der Form, 

dass Staatszielbestimmungen – wie in Art. 
1211 der LVerf SH  – bei der Auslegung 

kommunaler Entscheidungen zu berück-

sichtigen sind, auch wenn sie keine sub-

jektiven Rechte begründen („der Schutz-

gehalt ist bei der Auslegung heranzuzie-

hen“,). 
13Da Art. 28  II GG  den Gemeinden eine 

Finanz- und Planungshoheit garantiert 

und §  7 Abs.  3  EWKG SH seit März 2025 

auf der fachgesetzlichen Ebene den Ge-

meinden ausdrücklich die Einführung 

eines CO -Schattenpreises empfiehlt („in 2

eigener Zuständigkeit einen CO -Scha-2

ttenpreis einzuführen“,), liegt eine rechts-

staatlich tragfähige Ermächtigungs-

grundlage vor. Folglich ist die kommunale 

Festlegung eines Co -Schattenpreises 2

ein zulässiger Akt autonomer Haushalts- 

und Selbstverwaltung, solange die Ge-

meinde den Preis sachgerecht begrün-

det und verhältnismäßig z.B. im Kausalzu-

sammenhang der verbleibenden Zeit bis 

2040 und des notwendig werdenden 

THG-Reduktionspfades (z.B. Reduktions-

ziel to THG ä/ Jahr gemäß aufgestellter 

THGB und Einwohner), mit einer verhal-

tenssteuernden Lenkungswirkung in ih-

rem Zuständigkeitsbereich (Gebietskör-

perschaft) ausgestaltet.

Rechtliches Fazit – Legitimität der 

Kommunalen Selbstverwaltung im 

Lichte der Dekarbonisierung 

„Angesichts des gesetzgeberischen Ap-

pells des § 7 Abs. 3 EWKG in SH sind die 

Kommunen gehalten, den CO -Schat-2

tenpreis als Ausdruck ihrer verfassungs-

rechtlichen Mitverantwortung für den 

Schutz der natürlichen Lebensgrundla-

gen in ihre Beschaffungsentscheidungen 

angemessen zu integrieren. Die konse-

quente Anwendung dieses Instruments 

stärkt nicht nur die Rechtmäßigkeit einer 

nachhaltigen Beschaffung, sondern auch 

die Zukunftsfähigkeit des kommunalen 
14Handelns im Lichte von Art. 20a GG.“

Vergaberechtliches Fazit – Der 

vergaberechtliche Wirkmechanismus 

Schema Musterleistungsposition 

2021-2026

Der vergaberechtliche Wirkmechanismus 

eines CO -Schattenpreises besteht im 2

Kern darin, dass die externen Kosten der 

Umweltnutzung gemäß § 127 GWB i.V.m. 

§ 16d EU Abs. 2 Nr. 5 b) VOB/A nach dem 

Verursacherprinzip als Kostenkriterium in 

die Angebotswertung mit einbezogen 

werden und damit den Angebotspreis 

rechnerisch erhöhen oder senken. Die 

Berechnung erfolgt, indem der Bieterpreis 

um den monetarisierten THG-Ausstoß zu-

künftig verursachergerecht ergänzt wird 
15und nach der Formel:  „(EP [�] + THG 

[�/Menge]) × Menge = Angebotspreis“ 

berechnet wird. Grundlage der Wertung 

ist damit eine Lebenszykluskostenrech-

nung, die „Kosten der Emission von Treib-

hausgasen […] sofern ihr Geldwert 

bestimmt und geprüft werden kann“ be-

rücksichtigt. Durch die Internalisierung 

eines CO -SP – etwa der vom UBA emp-2

fohlenen 900 �/t CO e – entsteht ein trans-2

parentes, diskriminierungsfreies Preissi-

gnal, das konsequent THG-ärmere Ange-

bote systematisch bevorteilt und damit 

eine vergaberechtskonforme Dekarboni-

sierungswirkung nachweisbar (in Form 

eines ex-ante THG-Ausweises im laufen-

den Vergabeverfahren) entfaltet.

Abbildung 2: Muster EP-Leistungsposition mit CO -SP Anrechnungssystematik 20262

mit THG-Ausweis im laufenden Vergabeverfahren – Pilotprojektstart 2026

alexander.boettcher@im.landsh.de
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Damit liegt erstmalig im laufenden Verga-

beverfahren ein wirksames Steuerungsin-

strument vor, um mit Vergaberecht auf ein 

gesetztes THG-Ziel zusteuern zu können.

Fördermitteleinsatz 

Aktuell entstehen erste Überlegungen, ob 

eine Kompensation  (Deckung) der theo-

retischen Mehrkosten für Kommunen z.B. 

durch den Einsatz von Fördermitteln (z.B. 

Klimatransformationsfonds-Titel mit De-

karbonisierungsauftrag) als zukünftige 

Option im Sinne einer Gewährleistung der 

Kostenneutralität nach Haushaltsrecht für 

die Kommunen durch den Gesetzgeber 

oder durch Förderbehörden / Förderpro-

gramme ermöglicht werden kann. Der ak-

tuelle Sachstand ist im Ergebnis offen.

Gesamtfazit

Die Einführung eines CO -Schattenprei-2

ses stärkt die kommunale Entschei-

dungsfreiheit um einen weiteren Wirkme-

chanismus, der legitim auf der Finanzho-

heit nach Art. 28 II GG und der ausdrückli-

chen Empfehlung des Landes Schleswig-

Holstein (§ 7 Abs. 3 EWKG SH) beruht.

Durch die Internalisierung von Umwelt-

kosten wird die Wirtschaftlichkeit öffentli-

cher Bauvorhaben nicht geschwächt, 

sondern präziser bewertet, da die Folge-

kosten des Klimawandels erstmals syste-

matisch berücksichtigt werden. 

Der CO -Schattenpreis wirkt systemkon-2

Praxisbericht aus dem 
Projektsteuerungsalltag –
Geht es auch schneller?

Alexander Dabringhausen, Architekt und Niederlassungsleiter bei Drees & Sommer Kiel
Sven Heitmann, Architekt, Experte für Vergabemanagement und alternative
Abwicklungsmodelle bei Drees & Sommer Kiel

In vielen Kommunen stapeln sich derzeit 

die Bauherrenpflichten, bei gleichzeitigem 

Fachkräftemangel – neue Räume für den 

offenen Ganztag, Umsetzung der Auf-

lagen neuer Feuerwehrgerätehäuser oder 

die überfällige Sanierung bestehender 

Gebäude.

Sie stehen zunehmend unter dem Druck, 

Bauprojekte schneller und mit höherer 

Termin- und Kostensicherheit umzusetzen. 

Klassische Einzelgewerkevergaben führen 

aufgrund komplexer Planungsphasen, 

zahlreicher Schnittstellen und umfangrei-

cher Abstimmungsprozesse häufig zu 

langen Projektlaufzeiten. Vor diesem Hin-

tergrund gewinnen serielle Bauweisen und 

alternative Vergabemodelle wie das kom-

binierte Verfahren „Planen und Bauen“ 

(Design & Build) an Bedeutung.

Aus diesen Erfahrungswerten sind wir in 

der Praxis wiederholt mit der Fragestel-

lung nach Beschleunigung von Maßnah-

men und vor allem der Vereinfachung der 

Prozesse zur Entlastung der Öffentlichen 

Hand konfrontiert und haben zuletzt beim 

Vergaberechtstag Schleswig-Holstein 

einen Impulsworkshop zum Austausch 

mit fachlich Beteiligten der Öffentlichen 

Hand durchgeführt.

Beim Thema Beschleunigung finden sich 

in den Fragestellungen als Hoffnungsträ-

ger häufig die Worte „Vorfertigung“ und 

„alternativen Abwicklungsmodelle“ wieder.

Was hinter den Bauweisen steckt

•  Konventionell bauen bedeutet: geringe 

 bis keine Vorfertigung. Bauteile werden 

 weitgehend auf der Baustelle erstellt, 

 dies erlaubt eine hohe Flexibilität, aber 

 aufgrund der Abhängigkeit von Wetter, 

 Logistik und Personal, teils lange Bau-

 zeiten.

•  Seriell bauen heißt: Nutzung von vor- 

 gefertigten Bauelementen wie Wand-,

 Decken- oder TGA-Modulen. Dadurch 

 können Bauzeiten reduziert, Qualitäts-

 standards erhöht und Abläufe parallel-

 isiert werden, da die Elemente vor Ort 

 nur zusammengefügt, aber nicht er-

 stellt werden müssen.

form als transparentes, diskriminierungs-

freies Zuschlagskriterium und fördert In-

novationen sowie THG-arme Bauprodukte 

im fairen Wettbewerb. Gleichzeitig erfüllt 

die Gemeinde ihre verfassungsrechtliche 

Mitverantwortung aus Art. 20a GG und 

handelt eigenverantwortlich im Einklang 

mit den landesrechtlichen Klimaschutzzie-

len. Damit wird der CO -Schattenpreis zu 2

einem zentralen Baustein moderner, ver-

antwortungsvoller und generationenge-

rechter kommunaler Beschaffungspolitik.

„Die interdisziplinäre Thesis zum CO -SP 2

des Verfassers aus 2025 zeichnet sich 

dadurch aus, dass sie aktuell eine bundes-

weite rechtswissenschaftliche Gesamt-

schau aller Klimaschutzgesetze, Vergabe-

rechtsnormen und Verwaltungsvorschrif-

ten zum CO -Schattenpreis systematisch 2

zusammenführt und bewertet. Sie geht 

über eine reine Analyse hinaus, indem sie 

konkrete Handlungsspielräume für Kom-

munen ableitet und die rechtsstaatliche 

Legitimation eines CO -Schattenpreises 2

im Zusammenspiel von Verfassungsrecht, 

Haushaltsrecht und Vergaberecht herlei-

tet. Zugleich verfolgt sie ein praxisorientier-

tes Ziel, indem sie Kommunen befähigt, 

den CO -Schattenpreis als strategisches 2

Steuerungsinstrument zur Dekarbonisie-

rung rechtssicher einzusetzen.“

Es ergeht folgender Hinweis an die Kommunen in Schleswig-Holstein:
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der Planung und der Genehmigungsun-

terlagen aufgrund der Systemspezifika. 

Dies kostet meist Zeit und Geld und stellt 

eine Dopplung zu bereits erfolgten Pla-

nungsleistungen dar.

Diese strukturellen Hemmnisse der kon-

ventionellen Projektabwicklung führen da-

zu, dass die Potenziale des modularen 

oder seriellen Bauens häufig nicht genutzt

werden können. Die frühe planerische 

Systembindung führt zu einem Verlust des

Wettbewerbsvorteils, den eine systemof-

fene Ausschreibung einer Bauaufgabe 

auf Basis einer funktionalen Leistungsbe-

schreibung ohne oder lediglich mit einer 

Konzeptplanung bietet.

Was im kombinierten Verfahren 

besser läuft

Unsere Erfahrung aus vergangenen Pro-

jekten zeigt deutlich:

Wenn der Bedarf klar beschrieben ist, 

aber der konkrete Entwurf bewusst offen-

bleibt, lassen sich mit „Planen und Bau-

en“ Zeitvorteile erzielen und die Bauher-

ren profitieren von einem kapazitätsscho-

nenden Prozess.

Das Fazit aus der Praxis

Die Auswertung der dargestellten Inhalte 

zeigt deutlich: Ob es schneller geht, hängt

weniger von der Bauweise allein, son-

dern vor allem vom Abwicklungsmodell 

ab.

Für Fragen und Anregungen stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung unter:

alexander.dabringhausen@dreso.com

sven.heitmann@dreso.com

•  Modular bauen geht noch weiter: 

 Ganze Räume werden vormontiert, an-

 geliefert, die Baustelle wird zur Monta-

 gefläche. Dafür braucht es aber früh

 sehr klare Entscheidungen.

Konventionelle Abwicklung vs. „Planen

und Bauen“ – die Unterschiede

Während bei der konventionellen Abwick-

lung viele Akteure iterativ arbeiten und der

Ausführende erst nach der Planung ins 

Projekt kommt, kommt beim kombinier-

ten Verfahren „Planen und Bauen“ das 

Know-how der ausführenden Unterneh-

men viel früher ins Spiel. Statt erst eine 

Planung bis LPH 5 zu erstellen, beschränkt 

sich der Bauherr auf eine funktionale Leis-

tungsbeschreibung, die den Bedarf sau-

ber definiert – und der Totalunternehmer 

entwickelt darauf eine Angebotsplanung 

samt Preis.

Die Entscheidung für die Abwicklung als 

„Planen und Bauen“ bedeutet für den Bau-

herrn:

•  frühere Kostensicherheit,

•  ein eingespieltes Team auf Unterneh-

 merseite,

•  weniger Schnittstellen und

•  echte Chancen, serielle oder modu-

 lare Bauweisen effizient einzusetzen.

•  Aufgrund von Vorfertigung, kürzere 

 Bauzeit vor Ort

•  Vereinbarkeit von Bauen und laufen-

 den Betrieb

Warum serielle/modulare Ansätze 

in konventioneller Abwicklung die 

Vorteile von serieller/modularer 

Bauweise nicht in Zeitvorteile 

umsetzen kann

In der Praxis erlebt man immer wieder: 

Wenn der Planer keine klare Vorgabe be-

kommt, wird meist konventionell geplant. 

Die Verpflichtung eine maßlich, konstruk-

tiv und technisch genau definierte Pla-

nung zu erstellen, um diese in „umfas-

send“ definierte Leistungsbeschreibun-

gen von Einzelgewerken zu wandeln, 

nimmt die Systemoffenheit, die im Bereich 

von serieller und modularer Bauweise oft 

notwendig sind, da Spezifika und definier-

te Abmessungen variieren.

Streng genommen erfüllen dann andere 

Systeme als das Leitfabrikat nicht die Vor-

gaben der Ausschreibung und müssten 

ausgeschlossen werden oder es zwingt 

die Anbieter in eine Sonderlösung, welche 

die Wirtschaftlichkeit reduziert. Die kon-

krete Planung führt somit ungewollt zu 

einer Reduzierung des Bieterfeldes.

Sollte am Ende doch ein Bieter mit ab-

weichendem System den Zuschlag erhal-

ten, bedarf es ggf. einer Überarbeitung 

 

Foto: Sven Heitmann (privat)

 

 

 

Alexander Dabringhausen

Sven Heitmann



Aus dem Landesverband

Der Landesvorstand des Schleswig-Hol-

steinischen Gemeindetages kam am 10. 

Februar 2026 im Haus der kommunalen 

Selbstverwaltung in Kiel zusammen. Lan-

desvorsitzender Thomas Schreitmüller 

eröffnete die Sitzung und begrüßte die 

Vorstandsmitglieder sowie die Mitarbeiter 

der Geschäftsstelle. Im Mittelpunkt der 

Beratungen standen Themen mit unmit-

telbarer Bedeutung für die Handlungs- 

und Finanzierungsfähigkeit der Gemein-

den: das Sondervermögen für Infrastruk-

tur und Klimaneutralität, die Kita-Finan-

zierung, der Digitalpakt 2.0 sowie Investi-

tions- und Betriebskosten im Zusammen-

hang mit dem Ausbau der Ganztagsschu-

len. Zu den einzelnen Themen berichtete 

Landesgeschäftsführer Jörg Bülow aus-

führlich und ordnete die Entwicklungen 

aus kommunaler Perspektive ein.

Ein Schwerpunkt war die Umsetzung des 

Gesetzes zur Finanzierung von Infrastruk-

turinvestitionen von Ländern und Kom-

munen (LuKIFG). Ende Januar unter-

zeichneten Innenministerin Magdalena 

Finke, Finanzministerin Dr. Silke Schnei-

der und die Kommunalen Landesverbän-

de eine Vereinbarung, die die kommuna-

len Budgets festlegt, den Baubeginn vor 

Ort als maßgeblichen Startpunkt für Maß-

nahmen definiert und Rechtssicherheit für 

die Veranschlagung der Mittel in den 

Haushaltsplanungen 2026 schafft. Die 

Förderrichtlinie wird derzeit erarbeitet. 

Aus kommunaler Sicht ist entscheidend, 

dass die Gemeinden über pauschale 

Budgets frei nach lokalen Prioritäten ver-

fügen können und schnell Klarheit über 

das Auszahlungsverfahren erhalten. 

Diskutiert wurden zudem Fragen des 

Doppelförderverbots, möglicher Abrech-

nungswege sowie Prüfpflichten des Lan-

des. Bülow informierte über die zähen 

Abstimmungen mit dem Finanzministeri-

um und betonte, dass der nächste zentra-

le Schritt die Fertigstellung der Richtlinie 

sei. Unklarheiten bestehen weiterhin 

insbesondere im Zusammenspiel mit an-

deren Förderregelungen.

Kraftakt für den Ganztag

Vorstand des SHGT befasst sich mit Ganztagsausbau, Sondervermögen, 

Kita-Finanzierung und Digitalpakt 2.0

34 Mio. Euro verbleiben im 

Kita-System

Breiten Raum nahm die Kita-Finanzierung 

ein. Im Jahr 2025 wurden deutlich weniger 

Kinder betreut als geplant, sodass rund 34 

Millionen Euro eingeplante Mittel im 

KiTaG-System frei werden. Bülow berich-

tete, dass Sozialministerin Aminata Touré 

durchgesetzt habe, dass diese Mittel nicht 

eingespart, sondern gezielt für das Kita-

System verwendet werden. Ziel ist insbe-

sondere, bislang nicht erreichte Kinder – 

rund vier bis acht Prozent eines Jahr-

gangs – durch aufsuchende Arbeit der 

Familienzentren in die Betreuung einzu-

binden („Kita für alle“). Ergänzend sieht 

ein Finanzierungspaket strukturelle Maß-

nahmen vor, darunter zusätzliche Per-

spektiv-Kitas mit Personalverstärkung, 

vier zusätzliche Ausfalltage zur Stabilisie-

rung der Fachkräfte, mehr Unterstützung 

für Inklusion, eine Beteiligung des Landes 

an den höheren Zuschlägen für Neubau-

ten sowie Ausgleichszahlungen für gestie-

gene Krankenkassenzusatzbeiträge. Hin-

zu kommen Vorsorgemittel sowie einzelne 

Digitalisierungs- und Qualifizierungsmaß-

nahmen. Bülow informierte, dass aus 

Sicht der Standortgemeinden die Finan-

zierungsbasis insbesondere durch ge-

stärkte Gruppenfördersätze verbessert 

wird, während zusätzliche Perspektiv-

Kitas und Inklusionsmaßnahmen neue 

Handlungsspielräume eröffnen. Insge-

samt wird das Paket als tragfähiger Kom-

promiss bewertet, auch wenn strukturelle 

Herausforderungen im Finanzierungssys-

tem fortbestehen. Kritisch angemerkt wur-

de zudem, dass demografische Entwick-

lungen eine Vereinfachung der Strukturen 

der Bedarfsplanung erforderlich machen 

könnten. Schreitmüller betonte, Entschei-

dungen müssten stets auch künftige Ver-

teilungsrunden im Blick behalten.

Digitalpakt 2.0 mit begrenzten 

Mitteln

Beim Digitalpakt 2.0 befasste sich der 

Vorstand mit Struktur, Finanzierung und 

Auswirkungen für die Schulträger. Nach 

dem Auslaufen des ersten Programms 

Ende 2024 wurde erst im Dezember 2025 

eine neue Vereinbarung zwischen Bund 

und Ländern getroffen. Für Schulträger 

relevant ist insbesondere der Handlungs-

strang zur digitalen Ausstattung und 

Infrastruktur. Die öffentlich kommunizierte 

Gesamtgröße von fünf Milliarden Euro 

relativiert sich jedoch bei näherer Betrach-

tung: Frische Bundesmittel belaufen sich 

auf 2,5 Milliarden Euro, während Länder 

ihren Anteil von 2,5 Milliarden Euro weitge-

hend durch bereits bestehende Ausga-

ben nachweisen können. Bülow berichte-

te, dass für Schleswig-Holstein daraus 

rund 72,6 Millionen Euro Bundesmittel 

resultieren, von denen nach Abzügen et-

wa 60 Millionen Euro bis 2032 für Maßnah-

men der Schulträger verbleiben. Positiv 

bewertet wird die im Vergleich zum Vor-

gänger flexiblere und weniger bürokrati-

sche Ausgestaltung, zugleich wird eine 

frühzeitige Planungssicherheit eingefor-

dert, da die Mittel voraussichtlich erst ab 

2027 einsetzbar sind. Grundsätzlich bleibt 

festzuhalten, dass es sich erneut um eine 

einmalige Förderung handelt und keine 

dauerhafte Mitverantwortung von Bund 

und Ländern für die digitale Infrastruktur 

erkennbar ist.

Erhebliche Leistungen für den 

Ganztag

Der Vorstand befasste sich außerdem mit 

der Finanzierung des Ganztagsschulaus-

baus. Bülow informierte, dass für Investitio-

nen rund 630 Anträge mit einem Fördervo-

lumen von etwa 890 Millionen Euro vorlie-

gen. Das Land hält an seiner Zusage fest, 

85 Prozent der förderfähigen Maßnahmen 

zu finanzieren, auch wenn die Sicherstel-

lung der Mittel eine erhebliche Herausfor-

derung darstellt. Die hohe Zahl von Anträ-

gen wird zugleich als Ausdruck großer 

kommunaler Anstrengungen zur Weiter-

entwicklung der Bildungsinfrastruktur 

gewertet. Parallel laufen Vorbereitungen für 

das neue Betriebskostenfinanzierungs-

system ab dem Schuljahr 2026/2027, 

einschließlich Richtlinienumsetzung, Kon-

zeptentwicklung für zusätzliche Angebote 

mit Kooperationspartnern, Aufbau einer 

Online-Plattform für Erstattungen sowie 

Anpassung bestehender Regelungen im 

Übergangszeitraum. Bülow berichtete 

zudem über offene Fragen, insbesondere 

die Fertigstellung der überarbeiteten 

Investitionsrichtlinie, den Zeitplan für För-

derbescheide und die konkrete Finanzie-

rung der zusätzlichen Mittelbedarfe. Der 

Gemeindetag drängt weiterhin auf Be-

schleunigung, unterstreicht zugleich aber 
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die zentrale Botschaft der Beratungen: 

Land und Kommunen erbringen gemein-

sam erhebliche Leistungen für den Aus-

bau der Bildungsinfrastruktur.

Die Sitzung verdeutlichte insgesamt die 

enge Verzahnung kommunaler Hand-

lungsspielräume mit landes- und bundes-

politischen Rahmenbedingungen. Der 

Vorstand bekräftigte seine Rolle, die Inter-

essen der Gemeinden in diesen Prozes-

sen aktiv einzubringen und die Umset-

zung zentraler Programme kritisch zu 

begleiten.

Danica Rehder

Rund 160 Interessierte folgten der Einla-

dung der Auftragsberatungsstelle Schles-

wig-Holstein (ABST SH) und der Kommu-

nalen Landesverbände (KLV) zum 16. Ver-

gaberechtstag Schleswig-Holstein. Unter 

dem Motto „Sicherheit in der Vergabe“ 

standen am 18. November 2025 im „Haus 

der Wirtschaft“ der IHK zu Kiel praxisnahe 

Impulse, spannende Diskussionen und 

der persönliche Austausch im Vorder-

grund. 

Die Eröffnung erfolgte durch Dr. Sabine 

Lenschow (Leading Consultant, Drees & 

Sommer SE). Im Grußwort wandten sich 

Dr. Julia Körner, Mitglied der Hauptge-

schäftsführung der IHK und 1. Vorsitzen-

de der ABST, sowie Daniel Kiewitz, Refe-

rent des Schleswig-Holsteinischen Ge-

meindetages (SHGT), an die Gäste.

Daniel Kiewitz nutzte die Gelegenheit, um 

die aktuellen Entwicklungen im Vergabe-

recht aus kommunaler Sicht ausführlich 

zu beleuchten. Er wies zunächst auf das 

„Sicherheit in der Vergabe“ im Fokus 

SHGT fordert auf Vergaberechtstag Schleswig-Holstein weitreichende 

Flexibilisierungen

SHGT-Referent Daniel Kiewitz beleuchtete die aktuellen Entwicklungen im Vergaberecht 

aus kommunaler Sicht.                                                                                      Foto: Rehder

im August beschlossene „Vergabebe-

schleunigungsgesetz“ der Bundesregie-

rung hin, das Maßnahmen zur Vereinfa-

chung, Beschleunigung und Digitalisie-

rung im Vergaberecht vorsehe. Zugleich 

kritisierte er, dass die Spielräume für sub-

stanzielle Vereinfachungen weitgehend 

ungenutzt blieben und zusätzliche büro-

kratische Hürden – insbesondere beim 

Losgrundsatz nach § 97 Abs. 4 GWB – für 

Kommunen entstünden. Dabei betonte 

er: „Gesamtvergaben müssen zukünftig 

im Einzelfall möglich sein, wenn dies aus 

wirtschaftlichen, technischen oder auch 

zeitlichen Gründen zweckmäßig ist.“

Kiewitz erläuterte, dass der aktuelle Ge-

setzesentwurf die Hürden für Abweichun-

gen vom Grundsatz der Fach- und Teillos-

vergabe nicht reduziere und im Gegenteil 

neue bürokratische Anforderungen durch 

Ausnahmetatbestände für Sondervermö-

gen wie „Infrastruktur und Klimaneutrali-

tät“ schaffe. Für Kommunen bedeute dies 

zusätzlichen Dokumentations- und Prüf-

aufwand, der oft unverhältnismäßig sei.

Reformbedarf auch im 

EU-Vergaberecht

Im Hinblick auf die bevorstehende Anpas-

sung der EU-Schwellenwerte ab 2026 hob 

er die Notwendigkeit hervor, dass sich 

Bund, Länder und Kommunen gemein-

sam für ein praktikables EU-Vergaberecht 

einsetzen müssen. Die geplante leichte 

Absenkung der Wertgrenzen ab 2026 ver-

deutliche, dass weiterhin Anstrengungen 

auf nationaler und europäischer Ebene 

nötig seien, um die Schwellenwerte pra-

xisgerecht deutlich anzuheben.

Ein weiterer Schwerpunkt seines Gruß-

worts war der Blick auf andere Bundeslän-

der. Kiewitz wies darauf hin, dass Bayern, 

Sachsen und Nordrhein-Westfalen teils 

erhebliche Liberalisierungen des Landes-

vergaberechts umgesetzt hätten. In Nord-

rhein-Westfalen etwa sei ein Gesetz be-

schlossen worden, das den Gemeinden 

große Freiheit bei Unterschwellenverga-

ben ermögliche, ohne zentrale Grundsät-

ze des Vergabe- und Haushaltsrechts 

aufzuweichen. Solche praxisnahen Mo-

delle könnten auch für Schleswig-Holstein 

als Orientierung dienen.

Abschließend betonte Kiewitz, dass die 

Flexibilisierung des Losgrundsatzes nicht 

nur von Kommunen gefordert werde, son-

dern auch von einer breiten Allianz aus 

Wohnungs- und Immobiliengewerbe, Ver-

kehrsunternehmen und der Bauindustrie 

unterstützt werde. 

Den fachlichen Auftakt machte York Bu-

row, Vorsitzender der Vergabekammer 

Schleswig-Holstein, mit seinem Impuls-

vortrag „Neuigkeiten im Vergaberecht von 

EU, Bund und Land“. Es folgte Dr. Jan 

Peter Scharf (GÖRG Partnerschaft von 

Rechtsanwälten) mit dem Thema „Inte-

grierte Projektabwicklung (IPA) im Span-

nungsfeld des Vergaberechts – Chancen 

und Herausforderungen für kostenstabi-

les Bauen“.

Die Workshop-Phase bot vertiefende Ein-

blicke in unterschiedliche Vergabefor-

men: Alexander Schmidt (BABEL) widme-

te sich dem Fördermittelscreening „Wo-

her kommt das Geld?“, während Alexan-

der Dabringhausen und Sven Heitmann 
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(Drees & Sommer SE) das serielle Bauen 

und alternative Abwicklungsmodelle be-

leuchteten. Dr. Simon Manzke und There-

sa Röttger (GÖRG Partnerschaft von 

Rechtsanwälten) stellten die „Praxis der 

Gesamtvergabe – GU-Modelle und IPA im 

Spannungsfeld des Losbildungsgebots“ 

vor. Parallel referierten Dr. Oliver Jauch 

und Sebastian Bahr (GÖRG) zur vergabe-

rechtlichen Prüfung des seriellen Bauens.

Alexander Böttcher (Referent für Bautech-

nik, Bauwirtschaft und Vergabewesen, 

Innenministerium Schleswig-Holstein) 

informierte in einem Vortrag mit anschlie-

ßendem „Vergabetalk“ über „Quanten-

sprünge im Energiewende- und Kli-

maschutzgesetz“. Prof. Dr. Dr. Christoph 

Stumpf (CURACON Rechtsanwaltsge-

sellschaft mbH) ging in seinem Impulsvor-

trag auf die Bedeutung von Dokumentati-

on im Vergabeverfahren ein („'Was nicht in 

der Akte ist, ist nicht in der Welt' – Sicher-

heit durch Dokumentation“). Abschlie-

ßend referierte Prof. Dr. Marius Raabe 

(WEISSLEDER EWER, Honorarprofessor 

an der CAU Kiel) zum Thema „Zu Unrecht 

in Verruf geraten – wie man Hochbau-

ÖPPs richtig strukturiert und vergibt“.

Mit der Verabschiedung durch Dr. Sabine 

Lenschow ging der Tag mit vielen praxis-

nahen Erkenntnissen zu Ende. Die Veran-

staltung zeigte eindrucksvoll, dass das 

Vergaberecht nicht nur wichtige Leitplan-

ken für die Beschaffung der öffentlichen 

Hand enthält, sondern dass es weitrei-

chender Flexibilisierungen der Verfahren 

bedarf, damit insbesondere die Gemein-

den einen praktikablen Rahmen erhalten, 

um Aufträge auch in Zeiten knapper finan-

zieller und personeller Ressourcen verge-

ben können.

Danica Rehder

Großer Dank an Erika Blumberg

Sekretärin nach 24 Jahren in den Ruhestand verabschiedet

Jörg Bülow überreichte Erika Blumberg 

zum Abschied einen großen Blumenstrauß 

und bedankte sich herzlich für ihre 

langjährigen Dienste.         Foto: Am Wege

Beim Schleswig-Holsteinischen Gemein-

detag (SHGT) ist eine Ära zu Ende gegan-

gen: Nach fast 24 Jahren Tätigkeit ist Erika 

Blumberg in den Ruhestand verabschie-

det worden. Seit dem 5. Februar 2002 war 

sie Teil des Verbandes und zählt damit zu 

den langjährigsten Beschäftigten in des-

sen Geschichte.

Jörg Bülow, Landesgeschäftsführer des 

SHGT, würdigte im Rahmen einer kleinen 

Abschiedsfeier ihren langjährigen Einsatz 

und erinnerte daran, dass sie bereits zu 

dem kleinen Team gehörte, das ihn sei-

nerzeit vor auch schon über 20 Jahren 

aufgenommen habe, und zuletzt „die Ein-

zige war, die noch Wissen von der Vorzeit 

hatte“. Der SHGT habe sich in dieser Zeit 

stark verändert, und Frau Blumberg habe 

alle Entwicklungen mitgetragen, Aufga-

ben übernommen und ihren eigenen Ver-

antwortungsbereich aufgebaut. „Sie ha-

ben sich beim SHGT toll entwickelt und 

Ihre Aufgaben mit System und Gründlich-

keit so ausgefüllt, dass ich mich voll da-

rauf verlassen konnte“, betonte Bülow.

Zu ihren vielfältigen Tätigkeiten hätten 

unter anderem das Ausstellen von Urkun-

den für Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister, die Abrechnung von Fahrtkosten 

und Sitzungsgeldern, das Verfassen von 

Glückwunschtexten, die Pflege von Vertei-

lern sowie der Versand tausender Zeit-

schriften gehört. Bülow hob hervor, dass 

sie ihre Arbeit stets engagiert begleitet, 

Ideen eingebracht und sich mit dem 

SHGT identifiziert habe. „Sie haben viele 

Veränderungen mit angepackt“, sagte er, 

und erinnerte zugleich an die gemeinsa-

me Zeit im Team: „Mit Ihnen konnten wir 

viel lachen und hatten viel Spaß auf unse-

ren Betriebsausflügen.“ Er machte deut-

lich, dass sie fehlen werde: „Wir werden 

Sie vermissen – Ihre Erfahrung, Ihren Hu-

mor und Ihren persönlichen Beitrag zu 

unserem Team.“

Zum Abschied dankte der Landesge-

schäftsführer Erika Blumberg noch einmal 

ausdrücklich für ihre langjährige Arbeit: 

„Wir danken Ihnen sehr herzlich für 24 

Jahre treue Dienste für die Gemeinden 

und für Ihren großen Einsatz.“ Für den 

neuen Lebensabschnitt wünschte er ihr 

„Gesundheit, Glück und eine schöne Zeit 

mit Ihren Lieben“.

Infothek

Die Umsetzung von kommunalen 

Infrastrukturvorhaben 

– Unterstützungsangebot der IB.SH

Mit dem Sondervermögen Infrastruktur 

und Klimaneutralität des Bundes stehen 

den Kommunen in Schleswig-Holstein in 

den kommenden Jahren erhebliche Mittel 

für die Umsetzung von Infrastrukturvorha-

ben zur Verfügung. Nun kommt es darauf 

an, die Projekte zügig, strukturiert und 

wirtschaftlich sinnvoll zu entwickeln und 

umzusetzen. 

Das Infrastruktur-Kompetenzzentrum der 

IB.SH berät öffentliche Projektträgerinnen 

und Projektträger beim Erhalt sowie dem 

Ausbau der öffentlichen Infrastruktur. Das 

Beratungsangebot reicht von der Früh-

phasenberatung über die Entwicklung 

und wirtschaftlichen Bewertung von Um-

setzungsvarianten bis hin zur Beratung zu 

geeigneten Beschaffungsvarianten.

Frühphasenberatung

In der Frühphasenberatung werden die 
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Grundlagen für eine erfolgreiche Projekt-

entwicklung gelegt. Dazu zählen die Fest-

legung der Vorgehensweise ebenso wie 

die systematische Ermittlung der Bedarfe. 

Bei einem Schulbauvorhaben wird bei-

spielsweise zunächst eine Schülerpro-

gnose erstellt. Erst auf dieser Basis lassen 

sich die benötigten Flächen und Räume 

verlässlich bestimmen. Darüber hinaus 

werden mögliche Umsetzungs- und Be-

schaffungsvarianten für das Vorhaben 

geprüft. Ein Überblick über in Frage kom-

mende Fördermittel rundet die Frühpha-

senberatung ab.

Umsetzungsvarianten

Aufbauend auf der Bedarfsermittlung 

werden die baulichen Umsetzungsvarian-

ten für das Vorhaben aufgestellt und mitei-

nander verglichen. So kann der zusätzli-

che Flächenbedarf einer Schule etwa 

durch eine Sanierung und Erweiterung 

oder alternativ durch einen Ersatzneubau 

gedeckt werden.

Zur Vorbereitung einer fundierten Ent-

scheidung wird eine Wirtschaftlichkeits-

untersuchung durchgeführt. Dazu werden 

für jede Variante die Kosten für Planung, 

Bau und Finanzierung sowie für den spä-

teren Betrieb und die Bewirtschaftung 

gegenübergestellt. Für diese Untersu-

chung kann der von der IB.SH kostenlos 

bereitgestellte Wirtschaftlichkeitsrechner 

genutzt werden. Alternativ begleitet die 

IB.SH Gemeinden bei der Durchführung 

einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.

Beschaffungsvarianten

Nach der Festlegung der baulichen Vari-

ante ist über die geeignete Beschaffungs-

form zu entscheiden. Neben der klas-

März 2026 im Nordkolleg Rendsburg 

(17:30 – 21:00 Uhr) treffen sich Engagierte 

aus Gemeinden, um Erfahrungen zu tei-

len, neue Ideen zu säen, um daraus trag-

fähige Kulturprojekte zu entwickeln. In 

kreativen Austauschformaten entstehen 

Impulse für eine nachhaltige Dorfkultur – 

praxisnah, inspirierend und vernetzend. 

Anknüpfend an den Landeswettbewerb 

„Unser Dorf hat Zukunft“ startet die Aka-

demie für die ländlichen Räume mit die-

sem Termin in eine Workshop-Reihe 2026, 

die alle Dörfer in Schleswig-Holstein 

ansprechen soll.

Kultur säen – Gemeinschaft ernten ist ein 

Kooperationsprojekt des Kulturknoten-

punktes Mitte (VJKA) der Kreiskultur 

Rendsburg-Eckernförde, der Akademie 

für ländliche Räume und der LAG Sozio-

kultur Schleswig-Holstein e.V..

Anmeldungen unter: 

stefanie.kruse@nordkolleg.de 

Termine:

05.03.2026: Besprechung der Geschäftsführer der Kreisverbände des SHGT

07.03.2026: Aktion „Unser sauberes Schleswig-Holstein“

11.03.2026: Bau-, Planungs- und Umweltausschuss des SHGT

12.03.2026: Schul-, Sozial- und Kulturausschuss des SHGT

13.03.2026: Amtsvorstehertagung des SHGT

17.03.2026: Zweckverbandsausschuss des SHGT

18.03.2026: Bürgervorstehertagung des SHGT 

19.03.2026: Rechts-, Verfassungs- und Finanzausschuss des SHGT

27.04.2026: Landesvorstand des SHGT

29.05.2026: Delegiertenversammlung des SHGT 2026

sischen losweisen Vergabe können Pla-

nungs-, Bau- und Bewirtschaftungsleistun-

gen auch gebündelt vergeben werden. 

Eine solche Bündelung kann dazu beitra-

gen, Planung und Bau besser auf die 

spätere Bewirtschaftung abzustimmen, 

kommunale Ressourcen zu schonen und 

eine höhere Termin- und Kostensicherheit 

zu erreichen. Die IB.SH unterstützt die 

Kommunen auch in dieser Phase bera-

tend bei der Entscheidungsfindung.

Kontaktdaten:

Detlef Schröder, Tel.: 0431 9905-3093, 

Mail: detlef.schroeder@ib-sh.de

Stefanie Danger, Tel.: 0431 9905-3160, 

Mail: stefanie.danger@ib-sh.de

Kultur säen – Gemeinschaft ernten 

Wie kann Kultur in unseren Dörfern leben-

dig wachsen? Beim Workshop am 12. 

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund 

und der Deutsche Landkreistag bewerten 

die Ergebnisse der Sozialstaatskommissi-

on positiv. DLT-Hauptgeschäftsführer Dr. 

Pressemitteilung vom 27. Januar 2026

Sozialstaatskommission erfolgreich 

abgeschlossen – starkes Signal 

staatlicher Handlungsfähigkeit 

Kay Ruge und DStGB-Hauptgeschäfts-

führer Dr. André Berghegger begrüßten, 

dass Sozialleistungen stärker gebündelt 

und Verfahren vereinfacht werden sollen. 

„Damit ist der Anfang gemacht, um den 

Sozialstaat einfacher, übersichtlicher und 

für die Bürger nachvollziehbarer zu 

machen. Bund, Länder und kommunale 

Spitzenverbände haben dazu in kurzer Zeit 

einen breiten Konsens erreichen können: 

ein einheitliches Sozialleistungssystem mit 

weniger Behörden, Schnittstellen und 

Doppelzuständigkeiten. Davon hat das 

gesamte Land etwas, Bürger und Verwal-

tung. Bund, Länder und Kommunen sen-

den damit ein starkes Signal. Eine Lösung 

der dramatischen kommunalen Finanzlage 

ist damit freilich nicht verbunden.“

Ein einheitliches Leistungsrecht und die 

damit einhergehende notwendige Moder-

nisierung der Sozialverwaltung müssen 

auch dazu führen, dass Prozesse digitali-
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siert und weitgehend automatisiert wer-

den. Dies führt nicht nur zu mittelfristigen 

Entlastungen der Verwaltung, sondern 

schafft durch schnelle Prozesse auch 

Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des 

Staates. Diese Prozessveränderungen 

sind in den Empfehlungen der Sozial-

staatskommission enthalten und müssen 

parallel zum Gesetzgebungsverfahren 

vorbereitet werden.

DLT und DStGB heben hervor, dass in 

diesem einheitlichen Sozialleistungssys-

tem künftig Wohngeld und Kinderzu-

schlag mit dem Bürgergeld und der 

Sozialhilfe zusammengeführt werden 

sollen. „Weniger Übergänge, weniger 

Systemwechsel in Abhängigkeit vom mo-

natlichen Arbeitseinkommen, mehr Trans-

parenz – das hilft den Menschen unmit-

telbar und kann zugleich Verwaltung spür-

bar entlasten“, so Ruge. Für die Umset-

zung biete es sich an, auf die vorhande-

nen Strukturen zu setzen: Jobcenter für 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte und 

Sozialämter für nichterwerbsfähige Perso-

nen. „Damit machte man aus vier Behör-

densträngen zwei und baute zudem auf 

bewährten dezentralen Strukturen auf. 

Eine weitgehende kommunale Veranke-

rung ist sinnvoll und erforderlich, weil 

Sozialleistungen dort funktionieren müs-

sen, wo Menschen leben“, betonte Berg-

hegger.

Die Kommission war im Arbeitsauftrag 

allerdings so beschränkt, dass die not-

wendige Debatte über Standards und 

Finanzierbarkeit des Sozialstaates hier 

nicht geführt werden konnte, so Ruge 

weiter: „Die Kommunen hatten im vergan-

genen Jahr ein Defizit von über 30 Mrd. 

Euro, was an der dramatischen Kostendy-

namik im Sozialbereich liegt. Landauf, 

landab kippen die kommunalen Haushalte 

in die tiefroten Zahlen. Die aus kommuna-

ler Sicht und auch gesamtstaatlich gebo-

tene Debatte vor allem in Bezug auf Kos-

tentreiber wie die Eingliederungshilfe oder 

die Kinder- und Jugendhilfe war nicht 

Gegenstand der Kommission und muss 

an anderer Stelle dringend einer Lösung 

zugeführt werden, wie die Sozialstaats-

kommission zutreffend festhält.“ Dazu 

habe das Bundeskanzleramt bereits Län-

der und kommunale Spitzenverbände in 

ein Arbeitsgremium eingeladen, um diese 

Fragen sehr zügig anzugehen.

„Das ist gut und richtig“, bewertete Berg-

hegger. „Wir sehen dem mit großer Erwar-

tung entgegen. Vor diesem Hintergrund 

konnte die Sozialstaatskommission auf 

Drängen der kommunalen Spitzenverbän-

de lediglich auf die bedrückende kommu-

nale Finanzlage hinweisen.“ Es werde sich 

mithin an anderer Stelle entscheiden 

müssen, ob es gelingt, auch über Stan-

dards und Finanzierbarkeit zu Ergebnis-

sen zu gelangen, die die kommunale 

Ebene nachhaltig und deutlich entlasten.

Dr. Samet Yilmaz wird neuer 

Oberbürgermeister in Kiel

Nachdem am 16. November 2025 keiner 

der Kandidaten die erforderliche Mehrheit 

erhielt, waren die rund 190.000 Wahlbe-

rechtigten der Landeshauptstadt Kiel am 

7. Dezember 2026 erneut zur Stichwahl 

aufgerufen. Hierbei konnte der Kandidat 

Dr. Samet Yilmaz (Grüne) 54,1 Prozent der 

Stimmen auf sich vereinen. Mitbewerber 

Gerrit Derkowski (CDU und FDP) erhielt 

45,9 Prozent der Stimmen. Die Wahlbetei-

ligung lag bei 43,5 Prozent. Der Amtsan-

tritt erfolgt im April 2026.

Der SHGT gratuliert Dr. Samet Yilmaz herz-

lich zur Wahl und wünscht für das neue 

Amt viel Erfolg.

Patrick Klose zum Bürgermeister in 

Glinde gewählt

Am 23. November 2025 waren in Glinde 

rund 14.300 Wahlberechtigte zur Bürger-

meisterwahl aufgerufen. Dabei konnte 

Patrick Klose (CDU) mit 51,34 Prozent die 

absolute Mehrheit der Stimmen erreichen. 

Sein Mitbewerber Oliver Sendzik (SPD) 

erhielt 48,66 Prozent der Stimmen. Die 

Wahlbeteiligung lag bei 32,7 Prozent. 

Der SHGT gratuliert Patrick Klose herzlich 

zur Wahl und wünscht für das neue Amt 

viel Erfolg.

Ronny Zeller wird erster Amtsdirektor 

des Amtes Kellinghusen

Das Amt Kellinghusen wird zukünftig 

hauptamtlich verwaltet. Am 7. Januar 

2026 stand dementsprechend die Wahl 

eines Amtsdirektors auf der Agenda des 

Amtsausschusses. Als einziger Kandidat 

stand Ronny Zeller zur Wahl, der einstim-

mig gewählt wurde. Er wird sein Amt am 1. 

Juli 2026 antreten und damit Amtsvorste-

her Clemens Preine ablösen. 

Der SHGT gratuliert Ronny Zeller herzlich 

zur Wahl und wünscht für das neue Amt 

viel Erfolg.

Christian Hasler zum neuen Amts-

direktor des Amtes Probstei gewählt

Christian Hasler ist seit dem 12. Januar 

2026 neuer Amtsdirektor des Amtes Prob-

stei. Er wurde bereits am 17. Juli 2025 im 

Amtsausschuss gewählt, nachdem er 

sich gegen 28 Mitbewerber durchgesetzt 

hatte. Nunmehr hat Christian Hasler 

Sönke Körber im Amt abgelöst. 

Der SHGT gratuliert Christian Hasler herz-

lich zur Wahl und wünscht für das neue 

Amt viel Erfolg. 
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Buchbesprechungen

Giesberts/Reinhardt

Umweltrecht

C.H.Beck GmbH & Co. KG

3. Auflage 2026 XXV

Seitenanzahl 2.770 gebunden

Bezugspreis: 199,00 �

ISBN: 978-3-406-84249-8

Der Praxiskommentar

trägt der dynamischen Entwicklung des 

Umweltrechts Rechnung. Die Auswahl der 

kommentierten Gesetze orientiert sich da-

bei an den Bedürfnissen der Praxis und 

vereint das Fachwissen von 58 herausra-

genden Expertinnen und Experten zu einer 

homogenen Darstellung.

Die fünf Grundpfeiler des Umweltrechts

sind hier unter einem Gesamttitel vereint 

und umfassend erläutert:

• Bundes-Immissionsschutzgesetz

• Kreislaufwirtschaftsgesetz

• Bundes-Bodenschutzgesetz

• Wasserhaushaltsgesetz

• Bundesnaturschutzgesetz

In den Kommentierungen berücksichtigt 

sind jeweils die einschlägigen Durchfüh-

rungs-Verordnungen, das Landesrecht 

sowie die europarechtlichen Bezüge.

Die Neuauflage

berücksichtigt die neuesten Gesetzesän-

derungen im Umweltrecht, insbesondere 

das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz 

Dr. Eugen Ehmann

Obdachlosigkeit in Kommunen

Ratgeber mit Mustern, Beispielen und 

Rechtsprechungshinweisen

Richard Boorberg Verlag, 5. Auflage 

Seitenanzahl: 234

Bezugspreis: 39,00 �

ISBN: 978-3-415-07573-3

Die praxisorientierte Arbeitshilfe stellt die 

rechtlichen Zusammenhänge dar und 

enthält konkrete Handlungsempfehlun-

gen mit Schritt-für-Schritt-Erklärungen und 

detaillierten Lösungsvorschlägen zu allen 

wichtigen Themen.

Bewährter Leitfaden

Die 5. Auflage des Ratgebers informiert in 

knapper, praxisbezogener Form zuverläs-

sig über die wesentlichen Rechtsfragen 

zur Obdachlosigkeit. Musterbescheide 

und Handlungsanleitungen bieten dabei 

ausführliche Hilfestellungen für das kon-

krete Vorgehen. Der Autor legt besonde-

ren Wert darauf, das komplizierte Zusam-

menspiel von Sicherheitsrecht, Sozial-

recht und Zivilrecht aufzuzeigen.

Aktuelle Hinweise

Die Neuauflage enthält vertiefte aktuelle 

Hinweise zu Rechtsfragen, die durch be-

deutende Entscheidungen weiterentwi-

ckelt wurden, wie:

• Obdachlosigkeit bei Ausländern

• Nicht tolerierbare Verhaltensweisen 

 von schwer psychisch kranken Obdach-

 losen

• Vorgaben für die Gestaltung von Unter-

 kunftsgebühren

Konkrete Handlungsanleitungen 

Der Autor stellt die rechtlichen Zusammen-

hänge dar und bietet konkrete Hand-

lungsempfehlungen und detaillierte Lö-

sungsvorschläge, u.a. zu den Themen:

• Erstgespräch mit dem Hilfesuchenden 

 – Vorrang der Selbsthilfe – Unterbrin-

 gung als Obdachloser – Übergang in 

 eine normale Wohnung

•  Umgang mit besonders Schutzbedürf-

 tigen wie Schwangeren, Säuglingen, 

 psychisch Kranken, gebrechlichen Per-

 sonen und in Fällen der Verwahrlosung

• Besonderheiten bei Ausländern und 

 Asylbewerbern

• Wahrung der Ordnung in Obdachlosen-

 unterkünften bei Tierhaltung, Vermül-

 lung, Tätlichkeiten zwischen Bewoh-

 nern, Beschädigungen

• Geltendmachung finanzieller Forde-

 rungen der Gemeinde gegenüber So-

 zialamt, Unterhaltsverpflichteten und 

 den Betroffenen selbst

• Abwehr von Rechtsstreitigkeiten durch 

 geschickte Formulierung von Schrei-

 ben und Bescheiden und andere vor-

 beugende Maßnahmen

Mit Beispielen und Musterbescheiden

Zahlreiche Beispiele aus der Verwaltungs-

praxis, konkrete Argumentationshilfen, 

Musterbescheide (z.B. zur Einweisung in 

eine Unterkunft, zur Umsetzung innerhalb 

von Unterkünften und zur Räumung einer 

Unterkunft) und Ablaufpläne machen den 

Leitfaden zu einem unverzichtbaren Ar-

beitsmittel.

Weiß /Benning/ Warnecke

Gesetz über die Mitbestimmung der 

Personalräte in Schleswig-Holstein

KSV Medien Verlag, Kommentar

18. Nachlieferung , September 2025

Gesamtwerk: 548 Seiten, Loseblattaus-

gabe (in 1 Ordner)

Bezugspreis: 89,00 �

Format: 16,5 x 23,5 cm

ISBN: 978-3-88061-960-9

Das Gesetz regelt die Wahrung der inner-

dienstlichen Interessen der Beschäftigten 

des öffentlichen Dienstes im Sinne des Mit-

bestimmungsgesetzes. Die demokratisch 

legitimierten Personalvertretungen nehmen 

an der Mitbestimmung der der Verwaltung 

unterliegenden Entscheidungen teil.

Mit der praxisorientierten, verständlichen 

und fundierten Kommentierung des Ge-

setzes über die Mitbestimmung der Perso-

nalräte wird sowohl den nicht ständig und 

speziell damit befassten Anwendern als 

auch den professionell in diesem Bereich 

Tätigen eine zuverlässige Hilfe gegeben.

Im Kommentar sind alle ergangenen Än-

derungen des Mitbestimmungsgesetzes 

Schleswig-Holstein - MBG Schl.-H.) sowie 

die aktuelle Rechtsprechung und die Er-

fahrungen in der Praxis berücksichtigt. 

Die einzelnen Mitbestimmungstatbestän-

de werden ausführlich erläutert; ebenso 

werden Reichweite und Grenzen der Mit-

wirkungs- und Mitbestimmungsrechte 

aufgezeigt.

Die Nutzer des Kommentars sind durch 

die Konzeption als Loseblattsammlung 

mit jährlichen Aktualisierungen stets auf 

dem neuesten Stand.

Mit der aktuellen Lieferung wurden die 

Aktualisierungen in zahlreichen Paragra-

fen eingearbeitet. Eine besonders um-

fangreiche Überarbeitung erfolgte in den 

§§ 36, 51, 52, 60, 61, 83, 84 und 88. Auch 

Anhang 6 wurde auf den neusten Stand 

gebracht. Neue Stichwörter sorgen für ein 

leichteres Auffinden relevanter Textstellen. 

vom 23.10.2024 sowie – ganz aktuell – 

das Gesetz zur Umsetzung von Vorgaben 

der RL (EU) 2023/2413 vom 12.8.2025.

Vorteile auf einen Blick:

• enthält die zentralen Gesetze des Um-

 weltrechts mit wechselseitigen Bezügen 

• bietet übersichtlich strukturierte Kom-

 mentierungen durch dreistufigen Auf-

 bau (Überblick, Standardebene, Detail-

 ebene) 

• berücksichtigt bereits die Umsetzung 

 der RL (EU) 2023/2413 vom 12.8.2025
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PRAXIS DER

KOMMUNALVERWALTUNG

Landesausgabe Schleswig-Holstein

KSV Medien

Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kom-

munalpolitiker und der Bediensteten in 

Gemeinden, Städten und Landkreisen 

(Loseblattsammlung inkl. 3 Online-Zu-

gänge I auch auf DVD-ROM erhältlich)

Herausgegeben von:

Joachim Bender, Jörg Bülow, Helmut 

Dedy, Dr. Franz Dirnberger, Prof. Dr. Hans-

Günter Henneke, Dr. Klaus Klang, Dr. 

Alexis von Komorowski, Prof. Dr. Hubert 

Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. 

Gunnar Schwarting, Dr. Sönke Schulz, 

Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-Uwe 

Sponer, Monika Weinl, Andreas Well-

mann, Johannes Winkel und Uwe Zim-

mermann

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 

675. Nachlieferung (Januar/ Februar 

2025 I Preis � 99,00 �) enthält: 

A 20 - Gesetz über 

Ordnungswidrigkeiten

Von Georg Köberl, leitender Verwaltungs-

direkt a. D., Dr. Elmar Nordhues, leitender 

Verwaltungsdirektor, Abteilung Rechtsan-

gelegenheiten und Bußgeldverfahren, 

Versicherungsamt des Kreisverwaltungs-

referats der Landeshauptstadt München, 

Claus-Peter Schwarz, Verwaltungsrat, Lei-

ter der Bußgeldstelle des Kreisverwal-

tungsrats der Landeshauptstadt München

Diese Fassung bringt die Kommentierung 

des Ordnungswidrigkeitengesetzes auf 

den aktuellen Stand. Insbesondere alle 

bislang ergangenen OWiG-Änderungs-

gesetze wurden eingearbeitet.

Hinweis:

Wegen des hohen Umfangs musste der 

Beitrag geteilt werden. Mit dieser Lieferung 

erhalten Sie den zweiten Teil von Kommen-

tar § 63 bis Stichwortverzeichnis, S. 624.

D 7 SH - Das Jagdrecht in 

Schleswig- Holstein

Kommentar von Dr. iur. Horst Schulz, 

Rechtsanwalt i. R. und Notar a. D., Lübeck

Die Lieferung umfasst überarbeitete Kom-

mentierungen der §§ 2, 4, 6a, 7, 1 0a, 11, 

15, 16, 19 BJagdG sowie 1, 13, 17, 17a, 

18, 27, 29, 30, 37 LJagdG. Erstmals kom-

mentiert wurde der neue§ 24a LJagdG 

(Umgang mit dem Wolf und Wolfshybri-

den). Die Anhänge 1.2, 1.12, 1.26, 2.5 und 

4.1 wurden ebenfalls aktualisiert.

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 

676. Nachlieferung (Februar 2025 I Preis 

� 99,00 �) enthält: 

K 23 SH - Schleswig-Holsteinisches 

Rettungsdienstgesetz (SHRDG)

Begründet von Rechtsanwalt Dr. Carl-

August Conrad, ehem. Geschäftsfüh-

rendes Vorstandsmitglied des Schles-

wig-Holsteinischen Landkreistages und 

Bernd Regorz, Leiter des Ordnungsamtes 

des Kreises Ostholstein, fortgeführt von 

Susanne Hanitzsch, Oberrechtsrätin bei 

der Hansestadt Lübeck, Bernd Neumann, 

Ltd. Branddirektor a. D. bei der Hanses-

tadt Lübeck, Nina Rahder, leitende Kreis-

verwaltungsdirektorin beim Kreis Nord-

friesland und Dr. Michael Corzillius, Leiter 

der Abteilung Rettungsdienst bei der 

Berufsfeuerwehr der Landeshauptstadt 

Kiel

Mit dieser Lieferung wird die Kommentie-

rung der §§ 1-20, 32 und 35 SHRDG 

aktualisiert. Ebenso wurden der Text der 

SHRDG-DVO sowie die Anhänge auf den 

neuesten Stand gebracht.

Hinweis:

Wegen des hohen Umfangs musste der 

Beitrag geteilt werden. Mit dieser Lieferung 

erhalten Sie den zweiten Teil der Überar-

beitung von Anhang 12 bis Stichwortver-

zeichnis.

L 1 a - Das Namensrecht

Begründet von Dipl.-Verwaltungswirt 

Hans Peter Heinen, zunächst fortgeführt 

von Dipl.-Komm. Dipl.-Verwaltungswirtin 

Martina Suhr, zuletzt fortgeführt von Prof. 

Dr. Gerald G. Sander, M.A., Mag. rer. 

publ., Professor an der Hochschule für öf-

fentliche Verwaltung und Finanzen Lud-

wigsburg

Der Beitrag wurde auf den aktuellen Stand 

gebracht.

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 

677. Nachlieferung (Februar/ März 2025 I 

Preis � 99,00 �) enthält: 

A 6 - Kommunale Partnerschaften

Begründet von Gerhard Skoruppa, Ober-

amtsrat, fortgeführt von Regine Fröhlich, 

Oberregierungsrätin, Master of Public Ad-

ministration (MPA), Dipl.-Verwaltungswir-

tin (FH)

Der Beitrag wurde auf den aktuellen Stand 

gebracht.

B 12 - Vom Bürgerhaushalt zum 

Bürgerbudget

Von Professor Dr. Gunnar Schwarting, 

Deutsche Universität für Verwaltungswis-

senschaften Speyer, Geschäftsführer des 

Städtetages Rheinland-Pfalz a. D.

Der Beitrag wurde komplett aktualisiert, 

um der wachsenden Anzahl von Bürger-

budgets im Verhältnis zum klassischen 

Bürgerhaushalt Rechnung zu tragen.

J 6a - Aufstiegsfortbildungs-

förderungsgesetz (AFBG)

Von Prof. Dr. jur. habil. Jens M. Schubert, 

apl. Professor für Arbeitsrecht und Euro-

päisches Recht, Leuphana Universität Lü-

neburg, Leuphana Law School, und Prof. 

Dr. rer. publ. Torsten Schaumberg, Profes-

sor für Sozialrecht, Hochschule Nordhau-

sen

Die neue Lieferung berücksichtigt den 

aktuellen Stand nach dem Gesetz zur 

Stärkung der Aus- und Weiterbildungsför-

derung (Stichwort Qualifizierungsgeld) 

sowie die Rechtsprechung bis Juli 2024. 

Neben der jüngsten verwaltungsgerichtli-

chen Rechtsprechung z. B. zur Berück-

sichtigung von Rundfunkgebühren bei 

der Förderung, zur Förderfähigkeit von 

Fortbildungsmaßnahmen oder zum wich-

tigen Grund beim Abbruch einer Maßnah-

me findet auch die Entscheidung des BFH 

aus November 2023 zur steuerrechtlichen 

Behandlung eines Darlehenserlasses 

Erwähnung.

L 11 - Gesetz zur Ordnung des 

Wasserhaushalts (Wasserhaus-

haltsgesetz - WHG)

Von Rechtsanwältin Susanne Rachel Well-

mann, Hauptreferent für Umweltrecht 

beim StGB NRW und Geschäftsführer der 

Kommunal Agentur NRW Dr. jur. Peter 

Queitsch

Die grundlegende Überarbeitung des 

Kommentars berücksichtigt alle zwi-

schenzeitlich erfolgten gesetzlichen Ände-

rungen und neue Rechtsprechung zur 

Thematik.

Hinweis:

Diese erste von zwei Lieferungen umfasst 

die Kommentierung der §§ 1-55.
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